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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, die
13. Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.
Folgende Gruppen sind anwesend: eine Senioren-
gruppe  des  Arbeitersamariterbundes,  ASB,  eine
zehnte  Klasse  des  Schulverbundes  Lesum,  eine
Gruppe der Begegnungsstätte „Sparerdank“, eine
Gruppe Radwanderer „Speichenwanderer“ aus Bre-
merhaven.

Meine Damen und Herren, herzlich willkommen
hier im Parlament!

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Neugliederung der Seeämter, Dringlichkeitsan-
trag der Fraktionen der SPD und der CDU vom 17.
März 2000, Drucksache 15/246.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrages herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrages
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch, die Bürgerschaft
(Landtag) ist dann damit einverstanden.

2. Ökonomische Anreizsysteme für einen umwelt-
freundlichen Seeverkehr, Dringlichkeitsantrag der
Fraktionen der SPD und der CDU vom 17. März 2000,
Drucksache 15/247.

Auch hier lasse ich über die dringliche Behand-
lung des Antrages abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antra-
ges einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit dem Ta-
gesordnungspunkt außerhalb der Tagesordnung,
Ökonomische Anreizsysteme für umweltfreundli-
chen Seeverkehr, vor.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann wer-
den wir so verfahren.

3. Ursachen der Staatsverschuldung aufzeigen —
für Innovation und Gerechtigkeit, Antrag des Ab-
geordneten Tittmann, DVU, vom 20. März 2000,
Drucksache 15/248.

Gemäß Paragraph 31 Absatz 3 unserer Geschäfts-
ordnung gilt dieser Antrag als dringlich.

Ich schlage Ihnen vor, diesen Entschließungsan-
trag am Schluss der Sitzung nach dem Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen der SPD und der CDU,
Neugliederung der Seeämter, aufzurufen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann wer-
den wir so verfahren.

4.  Die  Rückkehr  in  das  Kosovo  den  Realitäten
anpassen, Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen vom 20. März 2000, Drucksache
15/249.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich wieder über die Dringlichkeit des
Antrages abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrages
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag nach dem
Entschließungsantrag, Ursachen der Staatsverschul-
dung aufzeigen — für Innovation und Gerechtigkeit,
zu behandeln.

Ich höre keinen Widerspruch, dann werden wir
so verfahren.

5. Fortschreibung der Finanzplanung bis 2005 —
Sachstand und weiteres Verfahren, Mitteilung des
Senats vom 20. März 2000, Drucksache 15/250.

Ich gehe davon aus, dass diese Mitteilung des
Senats mit Tagesordnungspunkt 27 verbunden wird.
— Ich stelle Einverständnis fest.

6. Illegale Beschäftigung wirkungsvoll bekämp-
fen — Vergabe öffentlicher Aufträge effektiv orga-
nisieren, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der
SPD und der CDU vom 21. März 2000, Drucksache
15/251.

Ich lasse auch hier zunächst über die dringliche
Behandlung dieses Antrages abstimmen.
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Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trages einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
einer dringlichen Behandlung einverstanden.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt vier, Bekämpfung illegaler Beschäfti-
gung und Schwarzarbeit, vor.

Ich höre auch hier keinen Widerspruch, dann ist
es so beschlossen.

7. Förderung von Existenzgründungen verbessern,
Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen vom 21. März 2000, Drucksache 15/256.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich auch hier über die Dringlichkeit
des Antrages abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrages
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt fünf, Förderung von Existenzgründun-
gen, vor.

Ich höre keinen Widerspruch, dann werden wir
so verfahren.

8. Konsequenzen aus der „Green Card“-Debatte,
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom
21. März 2000, Drucksache 15/257.

Gemäß Paragraph 31 Absatz 3 unserer Geschäfts-
ordnung gilt dieser Antrag als dringlich.

Ich schlage Ihnen vor, diesen Entschließungsan-
trag nach dem Dringlichkeitsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zur Verhandlung zu stellen.

Ich höre auch hier keinen Widerspruch, dann ist
es so beschlossen.

9. Regionalentwicklung, Dringlichkeitsantrag der
Fraktionen der SPD und der CDU vom 21. März 2000,
Drucksache 15/258.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zunächst über die Dringlichkeit
des Antrages abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrages
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Bür-
gerschaft (Landtag) stimmt einer dringlichen Be-
handlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage vor, diesen Antrag mit Tagesordnungs-
punkt 26, Beziehungen in der Region verbessern,
zu verbinden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann wer-
den wir so verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Umsetzung des internationalen Übereinkom-
mens von 1978 zur Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch die Schifffahrt gemäß
MARPOL-Konvention von 1978

Große Anfrage der Fraktionen
der SPD und der CDU
vom 7. März 2000
(Drucksache 15/232)

2. Hafenkooperation der deutschen Hafenstand-
orte

Große Anfrage der Fraktionen
der CDU und der SPD
vom 14. März 2000
(Drucksache 15/239)

3. Eisenbahnkapazitäten in Norddeutschland aus-
bauen

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 14. März 2000
(Drucksache 15/240)

4. Konsequenzen und Synergieeffekte eines We-
ser-Jade-Ports

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 14. März 2000
(Drucksache 15/241)

5. Küstentransrapid Hamburg—Bremen—Gronin-
gen—Amsterdam

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. März 2000
(Drucksache 15/245)

6. Bremisches Hochschulzulassungsgesetz

Mitteilung des Senats vom 21. März 2000
(Drucksache 15/252)
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7. Vereinbarung über die Finanzierung des Kin-
derkrebsregisters

Mitteilung des Senats vom 21. März 2000
(Drucksache 15/253)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der Mai-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Mögliche  weitere  Gebietsvorschläge  nach  der
Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie)
für das Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. November 1999

2. Auswirkungen der Substitutionsrichtlinie

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Februar 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 29. Februar 2000
(Drucksache 15/226)

3. Arbeit der Apothekenaufsicht

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Februar 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 29. Februar 2000
(Drucksache 15/227)

4. Lehrerbedarf im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Februar 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 7. März 2000
(Drucksache 15/236)

5. Wettbewerbsnachteile für die bremischen See-
häfen durch die Ökosteuer

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Februar 2000

D a z u

Antwort des Senats vom 7. März 2000
(Drucksache 15/238)

6. Anerkennung von ausländischen Abschlüssen

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Februar 2000

7. Rahmenbedingungen für eine verbesserte In-
tegration von Ausländern

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 22. Februar 2000

8. Teilzeitbeschäftigung im Alter für Beamte mit
Dienstbezügen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 7. März 2000

9. Ausstattung und Anwendung von EDV in den
bremischen Gerichten

Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. März 2000

10. Entlastung der bremischen Haushalte durch
den Einstieg in eine ökologische Steuerreform

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 14. März 2000

11. Verfahrenspfleger — ein „Anwalt“ für die Kin-
der

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 21. März 2000

III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Appell an die Mitglieder der Bremischen Bür-
gerschaft, den Beschluss des Senats zur Schlie-
ßung der Schule an der Lothringer Straße zu
verhindern.

2. Schreiben von Herrn Erich K. H. Kalkus mit ei-
ner Initiative gegen Mobbing am Arbeitsplatz.

Die Eingaben können bei der Verwaltung der Bür-
gerschaft eingesehen werden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar erstens
zur Aussetzung der Tagesordnungspunkte sieben,
das betrifft die Reform der gymnasialen Oberstufe
im Land Bremen, acht, Landwirtschaft und Natur-
schutz in Bremen: Nachhaltige Entwicklung im Eu-
ropa der Regionen, zehn, Ungestörter Ablauf von
Schulunterricht, zwölf, Verbesserung der Lebensmit-
telsicherheit, 13, „Öffentliche Daseinsvorsorge“ und
europäische Integration, 14, Europa-Förderung im
Lande Bremen, 19, Jade-Weser-Port und CT IV, 20,
Strukturfonds der Europäischen Union im Lande
Bremen 2000 bis 2006, und 22, Regionalisierung der
Psychiatrie.

Des Weiteren schlage ich Ihnen vor die Verbin-
dung der Tagesordnungspunkte 15, 16 und 17, hier
handelt es sich um den einundzwanzigsten Jahres-
bericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz,
und des Tagesordnungspunktes 21, Petitionsbericht
neun, und mit dem außerhalb der Tagesordnung
vorliegenden Petitionsbericht zehn sowie die Um-
gestaltung der Tagesordnung dergestalt, dass am
Mittwoch,  also  heute,  zu  Beginn  der  Sitzung  die
Haushaltsberatungen beginnen und diese möglichst
bis 13 Uhr beendet sein sollen. Im Anschluss daran
werden die Tagesordnungspunkte 26, Beziehungen
in der Region verbessern, sechs, Strukturwandel in
den Hafenrevieren, und elf, Positive Umschlagsent-
wicklung in den bremischen Häfen, Ausbaunotwen-
digkeiten wachsen, aufgerufen.

Zu Beginn der Sitzung am Donnerstag, also mor-
gen, wird zuerst die Fragestunde und dann der Ta-
gesordnungspunkt drei, Gesellschaftliche Mitwir-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 13. Sitzung am 22. 03. 00858

(A) (C)

(B) (D)

kung von Seniorinnen und Senioren, behandelt, im
Anschluss daran wird in der Reihenfolge der Tages-
ordnung verfahren. Außerdem gibt es Vereinbarun-
gen  von  Redezeiten  bei  einigen  Tagesordnungs-
punkten.

Meine Damen und Herren, nachträglich möchte
ich Ihnen noch mitteilen, dass entgegen der inter-
fraktionellen Absprache der Tagesordnungspunkt 25,
Vermeidung und Bekämpfung von Schiffsunfällen
in der südlichen Nordsee, der Außen- und Unter-
weser sowie in den bremischen Häfen, und der au-
ßerhalb der Tagesordnung vorliegende Dringlich-
keitsantrag, Ökonomische Anreizsysteme für um-
weltfreundlichen  Seeverkehr,  getrennt  debattiert
werden.

Wird hier das Wort zu den interfraktionellen Ab-
sprachen gewünscht?

Bitte, Herr Tittmann!

Abg. Tittmann (DVU): Weil der Dringlichkeitsan-
trag so spät behandelt wird, bringe ich ihn beim
nächsten Mal ein.

Präsident Weber: Sie haben bei meinem Vortrag
aber festgestellt, dass eine ganze Menge als dring-
lich angesehen wurde und hinten an die Tagesord-
nung angehängt wird?

Abg. Tittmann (DVU): Dann ziehe ich ihn erst ein-
mal zurück und bringe ihn wieder ein!

Präsident Weber: Sie ziehen Ihren Antrag zurück!
Danke!

Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir treten dann in die
Tagesordnung ein.

Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien
Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre

2000 und 2001

Mitteilung des Senats vom 7. März 2000
(Drucksache 15/234)

1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Fortschreibung der Finanzplanung bis 2005
— Sachstand und weiteres Verfahren —

Mitteilung des Senats vom 20. März 2000
(Drucksache 15/250)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Per-
schau, ihm beigeordnet Staatsrat Dr. Dannemann.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch dar-
auf hinweisen, dass in diese Aussprache auch die
Beratung des Stadthaushalts einbezogen werden
soll.

Es sind Gesamtredezeiten vereinbart. Sie betra-
gen pro Fraktion bis zu einer Stunde mit der Maß-
gabe, dass sich diese Redezeit um die Zeit verlän-
gert, die der Senat über eine Stunde hinaus in An-
spruch nimmt.

Wir kommen jetzt zur ersten Lesung der aufgeru-
fenen Gesetzesvorlagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort Herr Bürgermeister Per-
schau.

Bürgermeister Perschau: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für die Regie-
rungspartner der großen Koalition hat die Fortfüh-
rung der erfolgreich begonnenen Sanierung der Frei-
en Hansestadt Bremen nach wie vor oberste Priori-
tät. Das Wahlergebnis vom Juni vergangenen Jah-
res ist der eindeutige Auftrag der Wählerinnen und
Wähler an SPD und CDU, die Politik der Sanierung
in gemeinsamer Regierungsverantwortung unbeirrt
fortzusetzen. Nur so können wir die in Jahrhunder-
ten gewachsene Selbständigkeit unseres Landes
erhalten und natürlich auch zukunftsfähig machen.
Wir befinden uns derzeit in einer Phase, in der wir
beweisen müssen, dass es uns ernst ist mit der Ver-
antwortung für unser Bundesland. Deshalb wird die
große Koalition den Kurs des Sparens und Investie-
rens konsequent fortsetzen.

Vor diesem Hintergrund legt Ihnen der Senat heu-
te den Entwurf des Doppelhaushalts 2000/2001 zur
Beratung  vor.  Dieser  erste  Haushaltsentwurf  der
neuen Legislaturperiode steht ganz im Zeichen der
zweiten Sanierungsphase, in die unser Bundesland
im vergangenen Jahr eingetreten ist. Dem Doppel-
haushalt 2000/2001 kommt zentrale Bedeutung zu.
Wir stellen damit die Weichen für die Zeit bis zum
Ende des Jahres 2004. Wir müssen unser Bundes-
land aus der extremen Haushaltsnotlage führen und
damit aus dem strukturellen Defizit.

Die Bedingungen, die wir vorfinden, sind schwie-
rig. Die Zukunft ist, vor allem was unsere Einnahme-
situation angeht, schwer zu prognostizieren. Dies
hängt nicht so sehr mit unseren eigenen Leistungen
zusammen als vielmehr mit dem finanz- und steuer-
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politischen Reformbedarf in unserem föderalen Bun-
desstaat.

(Zuruf des Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Da ist einerseits die Notwendigkeit, das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zum Länderfinanzaus-
gleich fristgemäß umzusetzen, Herr Abgeordneter
Zachau, wie Sie vermutlich wissen. Aufgrund der
engen Terminvorgabe wird an dem so genannten
Maßstäbegesetz, dem dann ein neues Finanzaus-
gleichsgesetz folgen wird, auf Bundes- und Länder-
ebene bereits mit Hochdruck gearbeitet. Dabei sind
mit der Überprüfung der Einwohnerwertung, der
Hafenlasten und der Kosten politischer Führung
ganz vitale politische Interessen Bremens berührt,
denn ohne beispielsweise die Einwohnerwertung
wäre unserem Stadtstaat die finanzielle Grundlage
entzogen. Wir werden deshalb diesen Angriff auf die
Selbständigkeit der Freien Hansestadt Bremen mit
allem Nachdruck abwehren müssen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Lassen Sie mich eines nur hinzufügen! Die finan-
zielle Situation Bremens würde bei Integration in das
Bundesland Niedersachsen nicht besser, sondern
schlechter  werden.  Deshalb  hängt  natürlich  der
Zwang zur Sanierung nicht nur an der Frage, ob wir
unser Bundesland erhalten wollen oder nicht, son-
dern er hängt in erster Linie an der Frage, was wir
der künftigen Generation, was wir unseren Kindern
hinterlassen wollen oder was wir ihnen möglicher-
weise ersparen wollen.

Die zweite unaufschiebbare Aufgabe ist die Steu-
erreform. Die Bundesrepublik Deutschland kann sich
im Zuge des immer schärfer werdenden internatio-
nalen Wettbewerbs einer umfassenden Reform der
Einkommensbesteuerung und der Unternehmens-
besteuerung nicht länger entziehen. Die rotgrüne
Bundesregierung hat inzwischen einen Gesetzent-
wurf hierzu auf den Weg gebracht, der derzeit im
Bundestag und auch im Bundesrat beraten wird. Die
Gegenvorschläge der Union liegen auf dem Tisch.

Meine Damen und Herren, ganz leidenschaftslos:
Beide Konzepte haben eines gemeinsam, sie sind
zunächst mit erheblichen Steuerausfällen für Bund,
Länder und Gemeinden verbunden. Das heißt, der
Konsolidierungsdruck auf die bremischen Haushal-
te wird sich zwangsläufig durch diese Steuerrefor-
men erhöhen, zumindest in den ersten zwei, drei
Jahren.

Wir müssen bis zum Auslaufen der Sanierungs-
zahlungen Ende 2004 in der Lage sein, aus eigener
Kraft einen verfassungskonformen Haushalt aufzu-
stellen, und das bei jährlich sinkenden Sanierungs-
beiträgen des Bundes. Um den Anspruch der Ver-
fassungsmäßigkeit zu erfüllen, müssen wir bei den

laufenden konsumtiven Ausgaben ein Defizit von
knapp 800 Millionen DM, das so genannte struktu-
relle Defizit, abbauen. Anders ausgedrückt: Ab dem
Jahr 2005 dürfen Kredite nur noch für Investitionen
aufgenommen werden. Spätestens dann müssen wir
die konsumtiven Ausgaben aus laufenden Einnah-
men decken, was wir zurzeit nicht tun in einem Um-
fang von 800 Millionen DM.

Diese Verschuldungsgrenze — und ich sage das
nur noch einmal, weil hier alle möglichen semanti-
schen Springprozessionen zu diesem Thema veran-
staltet werden — ist in Bremen in Paragraph 18 der
Landeshaushaltsordnung geregelt, und dieser Para-
graph 18 der Landeshaushaltsordnung entspricht
dem Artikel 115 Grundgesetz und damit der für alle
öffentlichen Haushalte verbindlichen Begrenzung
der Schuldenaufnahme.

Was bedeuten diese sehr technischen Umschrei-
bungen nun im Klartext? Dahinter verbirgt sich die
schlichte politische Botschaft: Wir leben in Bremen
nach wie vor in einem Umfang von 800 Millionen
DM über unsere Verhältnisse. Das ist der schlichte
Sachverhalt. Der Staat finanziert in dieser Größen-
ordnung mehr Leistungen, als er an eigenen Ein-
nahmen verzeichnen kann. Ein solcher Zustand fort-
geschrieben mündet in eine Schuldenspirale und
geht damit zwangsläufig zu Lasten zukünftiger Ge-
nerationen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Genau! Weniger Schulden!)

Wenn wir nicht hart sparen, verschieben wir das
Problem der Herstellung verfassungsgemäßer Haus-
haltsstrukturen ganz einfach auf unsere Kinder. Das
wäre unverantwortlich, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU —
Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grünen]:

Das stimmt!)

Dennoch: Das Sparen ist die schmerzhafte Seite
der Sanierung und mutet den Bürgerinnen und Bür-
gern unseres Landes Veränderungen zu. Das Zu-
kunftsweisende und damit das Herz der Sanierungs-
strategie ist dabei die Stärkung der Wirtschafts- und
Finanzkraft unseres Landes durch infrastruktur-
verbessernde Maßnahmen. Wir müssen ab dem Jahr
2005 die wirtschaftlichen Grundlagen unseres Stadt-
staates derart ausgebaut und gesichert haben, dass
wir aus eigener Kraft unsere Aufgaben erfüllen und
unsere Ausgaben finanzieren können. Das Investi-
tionssonderprogramm  wurde  genau  zu  diesem
Zweck aufgelegt. Wir verbessern die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen, bauen die öffentliche Infra-
struktur aus, damit private Unternehmen in unse-
rem  Zwei-Städte-Staat  investieren  und  die  Men-
schen von außerhalb in unsere Städte kommen und
hier übernachten, einkaufen, arbeiten und ihre Frei-
zeit verbringen.
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Nur mit dieser klaren Wachstumsstrategie, die zu
einem überdurchschnittlichen Wachstum führt und
bei entsprechender Flächenbereitstellung mehr Ar-
beitsplätze und Einwohner bedeutet, können ent-
sprechende Einnahmezuwächse realisiert werden,
die wir für die dauerhafte Sicherung der finanziel-
len Grundlagen unseres Landes brauchen.

Ich sage es noch einmal: Von Kaputtsparen kann
deshalb keine Rede sein! Vielmehr investieren wir
in die Zukunft unseres Landes mit überdurchschnitt-
lich hohen Beträgen. Natürlich braucht die Umset-
zung einen langen Atem, und die positiven Effekte
stellen sich nicht über Nacht ein. Für die Freie Han-
sestadt bedeutet die Überwindung ihrer Haushalts-
notlage einen ungeheuren Kraftakt. In dieser Aus-
nahmesituation haben sich die Fraktionen in der Bre-
mischen Bürgerschaft zu einer außergewöhnlichen
Vorgehensweise entschlossen.

(Zuruf des Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Herr Zachau, ich nehme an, Sie haben die Absicht
zu reden! Dann machen Sie doch hinterher davon
Gebrauch!

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Aber wir sind im Parlament! Da gibt

es keine Zwischenrufe?)

Für die Zeit der zweiten Sanierungsphase haben
Sie in einem Sanierungssicherstellungsgesetz Maß-
gaben für die Haushaltsaufstellung gesetzlich fixiert,
um zu gewährleisten, dass das Ziel des verfassungs-
konformen Haushalts bis zum Jahr 2005 erreicht
wird. In der Präambel heißt es, dass der Senat und
die Bremische Bürgerschaft die Haushalte 2000 bis
2004 unter dem vorrangigen Gebot der Rückführung
des Defizits der laufenden Rechnung gestalten. Wir
brauchen den breiten Konsens in der Politik genau-
so, wie wir die breite Unterstützung der Bevölke-
rung benötigen. Sonst ist die Kraftanstrengung der
Überwindung unserer extremen Haushaltsnotlage
und Verschuldung nicht zu schaffen.

In diesem, ich nenne es jetzt einmal Maßstäbe-
gesetz für die Sanierung sind zwölf Grundsätze for-
muliert, die dem Sanierungsziel Rechnung tragen.
Dazu gehört die Einführung eines Produktgruppen-
haushaltes, den wir Ihnen mit diesem Doppelhaus-
halt zum ersten Mal vorlegen. Von zentraler Bedeu-
tung ist auch der Grundsatz, neue Aufgaben nur
dann zu finanzieren, wenn sie durch Einsparungen
oder Mehreinnahmen an anderer Stelle gedeckt
werden können. Dabei handelt es sich vielleicht um
eine schlichte, aber in ihrer Wirkung nicht zu unter-
schätzende Vorgabe. Es ist übrigens der einzige Weg,
eine Haushaltsausweitung zu verhindern, ohne uns
neu zu verschulden.

Der Ihnen vorliegende Haushaltsentwurf des Se-
nats  ist  entsprechend  dem  Sanierungssicherstel-
lungsgesetz aufgestellt worden. Zunächst einmal zu
den grundlegenden Zahlen: Der Entwurf sieht für
das Jahr 2000 eine Reduzierung der Ausgaben ge-
genüber dem Vorjahr von 0,1 Prozent und für das
Jahr 2001 sogar ein Minus von 0,9 Prozent vor. Das
heißt, das Haushaltsvolumen wird sich von knapp
7,7 Milliarden DM auf 7,6 Milliarden DM verringern,
und das bei einkalkulierten Tarifsteigerungen der
öffentlichen Gehälter und einem erheblich wachsen-
den Volumen bei den Versorgungsbezügen der öf-
fentlich Bediensteten.

Hinter den Zahlen verbirgt sich deshalb ein enor-
mer Kurswechsel. Wir vollziehen auch in den Jah-
ren 2000 und 2001 die Umstrukturierung der Aus-
gabenseite von den konsumtiven zu den investiven
Ausgaben. Während die konsumtiven Ausgaben in
den beiden kommenden Jahren jeweils um rund
zwei Prozent reduziert werden, stocken wir das In-
vestitionsprogramm erheblich auf. Unsere Investi-
tionsquote verbessert sich um rund zwei Prozent auf
knapp 16 Prozent, und wir liegen damit dann mitt-
lerweile über dem Durchschnitt der alten Flächen-
länder. Wir müssen die Investitionen weiter so hoch
fahren, weil wir in der Vergangenheit zu wenig in-
vestiert haben und weil wir den Strukturwandel
weiter vorantreiben müssen, um neue Arbeitsplätze
zu schaffen, insbesondere im Dienstleistungs- und
Kommunikationsbereich.

Dabei sind wir, denke ich, auf gutem Weg, so zum
Beispiel in der Flächenpolitik. Wir können mittler-
weile ein überregional konkurrenzfähiges Angebot
an Gewerbeflächen vorweisen. Ich nenne nur den
Gewerbepark Hansalinie, den Bremer Industriepark,
das  Logistikzentrum  GVZ,  den  Büropark  Ober-
neuland und die Airport-City. Wir stellen demnächst
attraktive Flächen für den Wohnungsbau wie in der
Osterholzer Feldmark und in Borgfeld-West zur Ver-
fügung, damit es zum Beispiel gerade wieder für
junge Familien attraktiv ist, in Bremen statt im Um-
land zu wohnen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn wir feststellen,
dass die Abwanderung aus Bremen nicht gestoppt,
wohl aber rückläufig ist, dann ist doch die Konse-
quenz aus diesem Handeln ganz zwangsläufig, dass
wir den Wohnwünschen der Menschen, die abwan-
dern wollen oder sich mit solchen Gedanken tragen,
besonders entgegenkommen und nicht das Gegen-
teil tun!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das Ziel ist, mehr Arbeitsplätze und Einwohner
in den Grenzen Bremens zu erreichen. Wir investie-
ren kräftig in unsere Verkehrsinfrastruktur, denn na-
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türlich zieht eine wirtschaftliche Entwicklung zusätz-
liche Verkehre nach sich. Wir bauen den Flughafen
Bremen zu einem hochleistungsfähigen Dienstleis-
tungs- und Logistikzentrum für den norddeutschen
Raum aus. Wir stärken den öffentlichen Personen-
nahverkehr und den Straßenbau gleichermaßen. Wir
bauen den Hafen aus. Durch die Fusion von BLG
und Euro-Kai ist in Bremerhaven das größte deut-
sche Hafenunternehmen entstanden.

Der Containerumschlag in Bremerhaven ist auf
einem massiven Wachstumskurs. Deshalb ist die Er-
weiterung der Containerumschlagskapazitäten drin-
gend geboten. Wir arbeiten mit Hochdruck am CT
III a. CT IV soll bis zum Frühjahr 2001 ins Planfest-
stellungsverfahren gehen. Die Hafen- und Logistik-
wirtschaft sowie der Außenhandel sind die Wachs-
tumsmotoren der bremischen Wirtschaft. Mit dem
massiven Ausbau der Hafeninfrastruktur insbeson-
dere in Bremerhaven kommt das Land auch seiner
Verpflichtung nach, die Seestadt Bremerhaven in
ihren strukturpolitischen Anstrengungen deutlich zu
unterstützen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir  stärken  Bremens  überregionale  Metropol-
funktion, indem wir in die Innenstadt investieren und
damit den Einzelhandel stärken. Wir fördern die tou-
ristische Attraktivität der Stadt, um mehr Besucher
anzulocken. Mit der Kombination aus Kongresszen-
trum, Messehalle und Stadthalle haben wir eine leis-
tungsfähige Veranstaltungsstruktur geschaffen, die
verkehrstechnisch durch ihre Nähe zum Hauptbahn-
hof bundesweit konkurrenzlos ist. Die Zahlen ge-
ben uns Recht.

Diese Zahlen, meine Damen und Herren, die ich
Ihnen jetzt nenne, sind symptomatisch für die Ent-
wicklung, aber sie beschreiben auch Sachverhalte.
Wir haben im vergangenen Jahr bei den Übernach-
tungen die Millionengrenze überschritten. Das mag
Sie ja amüsieren, Herr Zachau.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das freut mich!)

Das sind sehr ernste Sachverhalte. Damals, am Ende
der Ampel, hatten wir Quoten von etwa 600 000
Übernachtungen in Bremen. Heute sind wir bei über
einer Million.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wir liegen selbst mit dieser einen Million, Herr
Zachau, immer noch unter dem Durchschnitt ver-
gleichbar großer Städte. Das heißt, wenn wir aufho-
len wollen, wenn wir überdurchschnittlich werden
wollen, wenn wir weiter vorankommen wollen, dann
müssen wir diesen Kurs der Erhöhung der Metro-
polfunktion und der Sogwirkung ins Umland und

auch überregional fortsetzen, und dafür müssen wir
die investiven Projekte beschließen und umsetzen,
damit dieser Kurs weiter gehalten wird und wir es
schaffen, beispielsweise bis zum Jahr 2005 etwa 1,4
bis 1,5 Millionen Übernachtungen in Bremen zu
haben.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dies gilt natürlich gleichermaßen für Bremerha-
ven, wo der Ausbau der Innenstadt, der Umbau des
Theaters, die Modernisierung des Zoos am Meer und
hoffentlich das bald realisierbare Projekt Ocean-Park
Kaufkraft binden und Arbeitsplätze schaffen sollen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das soll doch zur Expo schon fertig

sein!)

Ja, das wissen wir! Wissen Sie, wenn es nur nach
den Grünen ginge, dann hätten wir das alles über-
haupt nicht, das wissen Sie!

(Beifall bei der CDU)

Deshalb kann ich natürlich auch die sehr leichtge-
wichtige Kritik der Opposition außerordentlich gut
verkraften. Wir brauchen natürlich in der schwieri-
gen Zeit — —.

(Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

In der schwierigen Zeit, in der wir uns befinden,
brauchen wir ausreichende Mehrheiten, um diesen
Wachstumskurs,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Ja,  souverän  sind  Sie  trotzdem

nicht!)

diesen Fortschrittskurs, den wir steuern, durchzu-
halten. Der geht mit den Grünen nicht, und deshalb
erzwingen die Grünen gerade mit ihrer Politik die
Existenz einer großen Koalition. Das wissen sie wahr-
scheinlich selbst.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Warum
gehen Sie so unsouverän damit um? Das

muss Ihnen doch gerade recht sein!)

Meine Damen und Herren, mit den bisher erfolg-
ten Investitionen sind Ergebnisse einer gemeinsa-
men Kraftanstrengung dieser Koalition und der Be-
völkerung gemeinsam erreicht worden, auf die wir
durchaus stolz sein können, was uns nicht daran hin-
dert, mit immer größerer Energie auf diesem Kurs
dynamisch fortzufahren, denn natürlich haben wir
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erst einen Teil der Wegstrecke zurückgelegt, und Un-
tersuchungen wie die des Bremer Ausschusses für
Wirtschaftsforschung, BAW, zum Dienstleistungssek-
tor belegen dies.

Doch dass wir unser Ziel noch nicht erreicht ha-
ben, kann nicht zur Folge haben, dass wir die Rich-
tigkeit unseres Tuns ständig in Zweifel ziehen. Es
muss uns eher darin bestärken fortzufahren, und wer
dies nicht tut, hat es im Regelfall mit der Sanierung
nicht so ernst gemeint. Ich sage dies ganz bewusst,
denn ich registriere sehr wohl, dass in den vergan-
genen Wochen die Stimmen der Gegner des Sanie-
rungskurses wieder lauter geworden sind.

Da heißt es, ein bisschen weniger Investitionen
würden es auch tun, der Nutzen dieser Wirtschafts-
politik wäre für den Bürger wenig spürbar, dafür aber
die Einschnitte bei den staatlichen Leistungen umso
mehr.  Im  Übrigen  würden  keine  erkennbaren
Wachstums- und Arbeitsmarkteffekte erzielt, die Ab-
wanderung  ins  Umland  würde  nicht  aufgehalten
werden.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Ich behaupte, wer so argumentiert, Herr Zachau, hat
einfach nicht verstanden oder will nicht verstehen,
worum es geht! Wer so argumentiert, handelt grob
fahrlässig und verantwortungslos, denn er gefähr-
det die Zukunft unseres Landes.

(Beifall bei der CDU — Zuruf des Abg.
Za c h a u  [Bündnis 90/Die Grünen])

Wenn zu konstatieren ist, dass die Zielvorgaben
an Arbeitsplätzen und Einwohnerzuwächsen nicht
in dem erwarteten Umfang erreicht wurden, dann
ist doch die entscheidende Frage: Was wäre denn
gewesen, wenn wir diese Anstrengungen nicht un-
ternommen hätten?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Dann  wären  die  Lichter  schon

ausgegangen!)

Wie hätten wir denn zum Beispiel die Vulkan-Krise
verkraftet? Wie hoch wäre die Arbeitslosigkeit heu-
te in Bremen, wäre der Strukturwandel nicht in die-
ser massiven Weise vorangetrieben worden? Die
Antwort ist doch klar: Wir hätten heute, wenn wir
grüne Politik gemacht hätten, viel mehr Arbeitslo-
se, als wir heute haben.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Zustän-

de wie in der Steinzeit!)

Von den Kritikern wird das vermeintlich schwa-
che — —.

(Zuruf des Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Ich weiß, dass Sie nervös werden, Herr Zachau. Sie
haben auch allen Grund dafür!

(Beifall bei der CDU)

Von den Kritikern wird das vermeintlich schwache
Wirtschaftswachstum in Bremen 1999 angeführt. Die
leichte Unterschreitung des bundesdurchschnitt-
lichen Zuwachses des Bruttoinlandsprodukts im Vor-
jahr darf allerdings keineswegs als Indiz für eine dro-
hende Gefährdung des eingeleiteten und notwen-
digen ökonomischen Aufholprozesses unseres Lan-
des fehlinterpretiert werden.

Für mich besteht überhaupt kein Zweifel daran,
dass es sich hier um eine vorübergehende Wachs-
tumsdelle handelt, die sich durch sektorale Beson-
derheiten und insbesondere durch die überdurch-
schnittliche  Exportabhängigkeit  der  bremischen
Wirtschaft erklärt. Selbstverständlich ist unser au-
ßenhandelsorientiertes Bundesland von Einbrüchen
der Auslandsnachfrage, wie wir sie im ersten Halb-
jahr 1999 hatten, in besonderer Weise betroffen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist doch wirklich Blödsinn, was

Sie sagen!)

Hinzu kommt, dass sich die bremische BIP-Zuwachs-
rate 1999 auf die Basiswerte des hohen überdurch-
schnittlichen Wirtschaftswachstums der Vorjahre
bezieht. Letzter Satz dazu: Wenn wir die endgülti-
gen Zahlen haben, dann werden wir sie vergleichen
können.

Fakt ist, dass für die gesamtwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen in Bremen noch im Verlauf des
Jahres 1999 wieder eine deutliche Beschleunigung
feststellbar ist, die berechtigten Anlass zu der Hoff-
nung  gibt,  dass  wir  kurzfristig  zur  dynamischen
Wirtschafts- und Finanzkraftentwicklung der Vorjah-
re zurückkehren werden. Vor allem die deutlich po-
sitiveren Tendenzen auf dem bremischen Arbeits-
markt sind dabei in besonderem Maße ermutigend.

Ich warne deshalb davor, von dem eingeschlage-
nen Kurs der Sanierung, der Grundphilosophie des
Sparens und Investierens abzuweichen. Dazu gehö-
ren auch die von verschiedenen Seiten immer wie-
der erhobenen Forderungen, das Investitionspro-
gramm zu kürzen und die so frei werdenden Mittel
lieber konsumtiv auszugeben.

(Zuruf des Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Das hört sich alles gut an, es ist jedoch schlicht nicht
seriös, da eine solche Interpretation des Investitions-
begriffs herzlich wenig mit der verfassungs- und
haushaltsrechtlichen Realität zu tun hat.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ihre auch!)
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Aufgrund der zwingenden Vorgaben im Grund-
gesetz ist der Begriff der Investitionsausgaben in
Paragraph 13 der Landeshaushaltsordnung eindeu-
tig definiert. Danach sind Investitionsausgaben Aus-
gaben für Baumaßnahmen, für den Erwerb beweg-
licher Sachen, für Zuschüsse an Dritte für vorgenann-
te Zwecke sowie Darlehensgewährungen und für
den Erwerb von Beteiligungen. Dafür darf ich Kre-
dite aufnehmen, und das sind haushaltsrechtlich In-
vestitionen. Ausgaben beispielsweise für die Anstel-
lung von Lehrern, die unverzichtbar sind, Zuwen-
dungen an Kultureinrichtungen, die unverzichtbar
sind, sind aber keine investiven Ausgaben und kön-
nen somit auch nicht über Kredite finanziert wer-
den, sondern sie müssen schlicht aus laufenden Ein-
nahmen finanziert werden. Deshalb ist die Investiti-
on, wenn Sie bei diesem missverständlichen Begriff
bleiben wollen, in Bildung und Kultur natürlich un-
verzichtbar. Das Grundgesetz schreibt uns nur vor,
dass wir diese Investitionen nicht über Kredite fi-
nanzieren dürfen. Das ist der einzige Punkt, um den
es geht!

Es geht doch hier nicht um die Frage, dass wir
uns auseinander dividieren lassen würden, ob denn
nun Bildungs-, Kultur- und Wissenschaftsausgaben
nötig oder nicht nötig sind und ob das etwas mit dem
Investitionsbegriff zu tun hat. Der Investitionsbegriff
ist haushaltsrechtlich eindeutig definiert, und des-
halb muss man, wenn man diesen Begriff gebraucht,
immer sagen, ob man ihn haushaltsrechtlich meint
oder ob man ihn allgemein meint.

(Zuruf der Abg. Frau D r .  T r ü p e l
[Bündnis 90/Die Grünen])

Viele Investitionen in die Zukunft, liebe Frau Dr.
Trüpel, können wir teilweise kreditär finanzieren,
und andere Investitionen in die Zukunft müssen wir
haushaltsrechtlich aus laufenden Einnahmen finan-
zieren. Das ist der schlichte Unterschied, um den es
geht. Ich wäre dankbar, wenn wir die Beiträge zur
Sprachverwirrung um den Investitionsbegriff irgend-
wann einmal so weit unter Kontrolle bringen, dass
wir diese Debatte nicht ständig wieder führen müs-
sen.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Dann
müssen Sie nicht jede Investition für gut er-

klären!)

Ich möchte im Übrigen an dieser Stelle dem be-
liebten Vorurteil begegnen, wir täten nicht genug
für den Bereich Bildung und Wissenschaft. Die Zah-
len des Statistischen Bundesamtes und der Kultus-
ministerkonferenz haben gezeigt, dass Bremen be-
züglich der Unterrichtsversorgung an den allgemein
bildenden Schulen bundesweit einen Spitzenplatz
einnimmt.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nicht ganz!)

Danach haben wir auch einen Spitzenplatz, und
zwar einen ganz besonders herausgehobenen Spit-
zenplatz, bei den Ausgaben pro Schüler in diesem
Bundesland. Wir liegen bei den Ausgaben pro Schü-
ler in diesem Bundesland um 20 Prozent über dem
Durchschnitt der deutschen Länder, um 20 Prozent
allein über dem Geberland Baden-Württemberg, um
35 Prozent über dem Land Sachsen!

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Schon einmal etwas von Großstädten

gehört? Metropole!)

Das heißt, wenn man darüber nachdenkt, ob denn
dieses Geld, das wir so überdurchschnittlich in die
Bildung investieren, richtig investiert ist, an der rich-
tigen Stelle, in die richtige Struktur, dann muss man
wohl weniger über die Quantität des Geldes als über
die Frage der Struktur von Bildung, Schulpolitik und
einzelnen Einrichtungen diskutieren.

(Beifall bei der CDU — Zuruf des Abg.
Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grünen])

Meine Damen und Herren, zum Argument, wir
würden zu wenig Geld in die Schulbausanierung
stecken! Wir haben überhaupt erst seit der großen
Koalition einen Stadtreparaturfonds aufgelegt mit
einem Schwerpunkt der Schulbausanierung, und wir
haben in den vier Jahren der ersten Legislaturperi-
ode 130 Millionen DM dafür eingesetzt. Wenn ich
es richtig sehe, hat das Bildungsressort einen noch
vorhandenen Sanierungsbedarf in den Schulen in
der Größenordnung von 80,5 Millionen DM definiert.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Minimal!)

Vorgesehen sind an Mitteln im gesamten jetzt lau-
fenden Stadtreparaturfonds 60 Prozent für den Bil-
dungsbereich, und das bedeutet eine Summe von
96 Millionen DM. Der Sanierungsbedarf beläuft sich
dagegen auf lediglich 80,5 Millionen DM. Das heißt,
wir geben 15 Millionen DM mehr für die Sanierung
der  Schulen  in  den  Stadtreparaturfonds,  als  das
Schulressort selbst an Sanierungsbedarf für die ei-
genen Schulen definiert hat.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, daraus wird doch deut-
lich, dass diese große Koalition in dem Bereich Bil-
dung  und  Wissenschaft  einen  ganz  eindeutigen
Schwerpunkt setzt. Im Bereich Wissenschaft ist Bre-
men mit einem verbindlichen Planungsrahmen, der
für die Hochschulfinanzierung ein Volumen von 3,4
Milliarden DM bis zum Jahr 2004 absichert, ohne
Beispiel in Deutschland. Das bedeutet, dass wir al-
lein in diesem Bereich bei einem insgesamt absin-
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kenden Landeshaushalt ein jährliches Wachstum von
fünf Prozent im Wissenschaftsetat haben. Das be-
deutet, dass wir in anderen Bereichen noch viel stär-
ker sparen müssen, um diese hohen Wachstumsra-
ten im Wissenschaftsbereich finanzieren zu können.
Deshalb denke ich, dass wir diese Botschaften im-
mer wieder sehr deutlich nach außen tragen müs-
sen, weil doch immer wieder mit falschen Argumen-
ten und vor allen Dingen auch häufig mit falschen
Zahlen argumentiert wird.

Erstmals  legt  der  Senat  neben  den  kameralen
Haushaltsentwürfen, das sind die Ihnen bekannten
roten und blauen Bücher, auch einen Produktgrup-
penhaushalt für die Jahre 2000 und 2001 vor.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Beschluss der Ampel, der Prozess!)

Ja, das ist richtig! Lieber Herr Zachau, auch hier ist
es so, wir befinden uns in dieser Frage in der Ent-
wicklung der Kommunen, und wir sind bei den Län-
dern einsamer Spitzenreiter. Wir sind das erste Bun-
desland, das in diesem Jahr einen Produktgruppen-
haushalt vorlegt und ihn auch noch auf CD-ROM
zur weiteren Erläuterung bringt. Dieser Produkt-
gruppenhaushalt, der Ihnen ja mehr Informationen
bringt, das sind 2,5 Kilogramm mehr Transparenz,
mehr Informationen für die Abgeordneten, damit sie
natürlich Kosten und Leistung gegenüberstellen
können und sich auch im Grunde genommen Ge-
danken machen, ob das Kosten-Nutzen- und das
Kosten-Leistungs-Verhältnis stimmt oder ob die Ko-
sten in einem unangemessenen Verhältnis zur Lei-
stung stehen.

Meine Damen und Herren, ich will auf den Pro-
duktgruppenhaushalt im Einzelnen nicht eingehen.
Dieses neue System geht Hand in Hand mit seinem
zweiten Instrument, dem so genannten Controlling.

Der vorgelegte Produktgruppenhaushalt ist auch
ein wichtiger Teilbestand der gesamten Verwal-
tungsmodernisierung. Die Sanierungsstrategie, die
wir haben, bedeutet den Umbau der öffentlichen
Verwaltung zum Konzern Bremen, das heißt in ein
modernes, effizientes, transparentes und bürgerna-
hes Dienstleistungsunternehmen Staat, Stadt oder
kommunale  Selbstverwaltung  in  Bremerhaven.
Ganz ähnlich verfahren die Kollegen in Bremerha-
ven auch in ihrer eigenen Entscheidungskompetenz.

Der öffentliche Dienst leistet einen großen Beitrag
zum Erfolg des Sanierungsprogramms. Die begon-
nene Modernisierung durch Budgetierung, dezen-
trale Ressourcenverantwortung, Controlling, Kosten-
und Leistungsrechnung, Leistungs- und Kundenori-
entierung wird konsequent und unter Beteiligung
der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretungen
fortgesetzt.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Zum Beispiel bei den Bürgerbüros!)

Zu Beginn dieses Jahres haben wir die Senatskom-
mission für das Personalwesen aufgelöst und die
personalwirtschaftlichen und -rechtlichen Entschei-
dungsbefugnisse auf die Ressorts und Dienststellen
übertragen.

Ausgehend von der Neuordnung der Aufgaben-
wahrnehmung in Landesentwicklung, Kultur und
Liegenschaftswesen sollen bis zum Ende 2003 die
Verwaltungsaufgaben in der Freien Hansestadt neu
geordnet werden. Im Mittelpunkt steht die Frage,
wie staatliche Aufgaben zukünftig nach wirtschaft-
licheren Gesichtspunkten und damit auch kosten-
günstiger für den Steuerzahler, etwa auch durch pri-
vate Anbieter, erbracht werden können. Eine Len-
kungsgruppe auf Staatsräteebene wird dabei durch
eine Unternehmensberatung unterstützt.

Die Ergebnisse sind für uns, gerade wenn man
sich die vielen Preise ansieht, die das Bundesland
Bremen in dieser Frage der Verwaltungsmodernisie-
rung gewonnen hat, kein Grund, uns auf den Lor-
beeren auszuruhen, sondern sind für uns ein An-
sporn. Ich bedanke mich bei den Mitarbeitern in der
öffentlichen Verwaltung für die ganz besonders hohe
Motivation,

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

diesen Modernisierungsprozess durchzusetzen und
ihn nachhaltig zu gestalten. Es hat am Anfang hier
und da ein wenig Motivationsenge gegeben, aber
auch durch diese positiven Ergebnisse angestachelt
hat sich die Modernisierungsdynamik ganz erheb-
lich verdoppelt, und ich bin darüber sehr froh.

Ich komme schließlich zu der Einnahmenseite un-
seres Haushaltsentwurfs. Die Einnahmen entwickeln
sich alles in allem befriedigend. Das Wachstum bei
den originären Steuereinnahmen belief sich im Jahr
1999 sogar auf neun Prozent, so dass wir eine Stabi-
lisierung der Einnahmenseite feststellen können.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was sagt das Ressort dazu? Einmal-

effekte! Das steht in dem Papier!)

Es sind zum Teil Einmaleffekte, wenn Sie den Län-
derfinanzausgleich nehmen. Bei den Steuern sind
es nicht nur Einmaleffekte, sondern da gibt es einen
sehr hohen Basiseffekt. Wenn Sie über Papiere re-
den, die wir herausgeben, dann sollten Sie die von
Anfang bis zum Ende lesen, Herr Zachau, das hilft
immer!

(Beifall bei der CDU — Abg. Z a c h a u
[Bündnis 90/Die Grünen]: Das habe ich!)

In den dem Haushalt zugrunde liegenden Einnah-
meansätzen sind natürlich auch nicht die aus der ge-
planten Unternehmenssteuerreform ab 2001 resul-
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tierenden Einnahmeausfälle unterstellt. Die in die-
sem  Zusammenhang  für  Bremen  zu  erwartenden
Mindereinnahmen bewegen sich, je nachdem, wel-
ches Modell man unterstellt, zwischen 100 und 300
Millionen DM. Diese Einnahmeausfälle werden, wie
ich eingangs sagte, den Konsolidierungsdruck erhö-
hen.

Meine  Damen  und  Herren,  das  Bundesverfas-
sungsgericht hat mit seinem Urteil vom November
1999 zum Finanzausgleich den Gesetzgeber aufge-
fordert, zeitnah ein Maßstäbegesetz und darauf auf-
bauend ein Finanzausgleichsgesetz zu machen. Ich
will an dieser Stelle nur einmal betonen, in diesem
Urteil des Verfassungsgerichts ist, gerade was die
Andersartigkeit der Stadtstaaten angeht, noch ein-
mal ausdrücklich betont, dass der Ausgleich für die
Stadtstaaten, die Großstädte ohne Umland sind, eine
Aufgabe der Solidargemeinschaft des Bundes und
der Länder ist und nicht eine Aufgabe des Nachbar-
landes. Wir sollten sozusagen den Bund und die Län-
der aus ihrer Solidaritätspflicht nicht ohne Not ent-
lassen, denn ich vermute einmal, dass das Empfän-
gerland Niedersachsen nicht in der Lage ist, das, was
diese Solidargemeinschaft leisten muss, zu kompen-
sieren.

Das Verfassungsgericht hat natürlich aufgefordert,
die Einwohnerwertung im Detail zu begründen und
nachzuweisen. Das werden wir im Einzelnen tun.
Auch bei den Hafenlasten sind wir gut gewappnet,
ich habe das ausgeführt, auch bei den Kosten politi-
scher Führung, den Fragen der Steuerzerlegung, der
Schere, die wir zwischen Wirtschafts- und Finanz-
kraft und Steuerkraft haben, die geschlossen wer-
den muss, die Frage der stärkeren Berücksichtigung
der Sozialhilfelasten, all dies sind Fragen, die in den
nächsten Wochen zu diskutieren sind.

Lassen Sie mich dazu nur eines sagen: Der Prozess,
in dem wir uns hier bewegen, ist kompliziert und
schwierig, weil jedes Land in der Maximierung sei-
ner Eigeninteressen gern Ideen vorbringt, die nicht
mehrheitsfähig sind! Wir haben es zurzeit mit einer
harten Konfrontation insbesondere mit den Ländern
Bayern, Baden-Württemberg und Hessen auf der ei-
nen Seite zu tun. Es sieht so aus, als würde sich Nord-
rhein-Westfalen stärker auf die Schiene dieser drei
Länder zubewegen.

Wenn man dem Papier dieser vier Länder folgte,
dann wären die Stadtstaaten nicht mehr existenzfä-
hig. Weil das so ist, brauchen wir eine eindeutige
Mehrheit, um uns gegen diesen Druck der Südlän-
der und gegebenenfalls Nordrhein-Westfalens zu
wehren. Wir sind in einem Bündnis von zehn Län-
dern. Diese zehn Länder bestehen unter anderem
aus drei Stadtstaaten und drei Flächenländern, die
die Stadtstaaten umgeben, nämlich Brandenburg,
Schleswig-Holstein und Niedersachsen. Zusammen
sind das sechs von zehn Ländern.

Meine Damen und Herren, wenn nur eines dieser
Länder herausbricht aus diesen zehn, verlieren wir

die Mehrheit im Bundesrat. Deshalb sind wir gut
beraten, die Solidarität dieser zehn Länder in der
Frage Stadtstaat/Umland gegen diejenigen zu erhal-
ten, die uns sozusagen in der Einwohnerwertung,
den Hafenlasten und den Kosten politischer Führung
angreifen. Wir sind nicht in der Lage, uns Kompro-
misse mit Bayern, Baden-Württemberg und Hessen
zu  leisten,  weil  jeder  Kompromiss,  den  wir  dort
schließen, uns dreistellige Millionenbeträge kostet.

Deshalb ist es so wichtig, dass diese zehn Länder
zusammenhalten und dass wir uns auf dem Weg zur
Neuordnung des Finanzausgleichs auf stabile Mehr-
heiten im Bundesrat stützen. Deshalb werden wir
nicht jede Einzelposition, die Bremen hat, sofort
durchsetzen können, sondern wir müssen sehen,
dass wir unsere Positionen maximal verankern in
dieser Zehn-Länder-Gemeinschaft, um mit ihr am
Ende das Ergebnis der Beratungen des Vermittlungs-
ausschusses und des Bundesrates bestimmen zu
können. Deshalb sage ich noch einmal, ich gehe
davon aus, dass, sagen wir einmal, Arbeitsskizzen,
Denkmodelle, die im Moment in diese Zehn-Län-
der-Runde kritisch einwirken, so lange zurückge-
stellt werden, bis wir denn sozusagen das, was wir
für uns durchsetzen müssen, auch tatsächlich durch-
gesetzt haben. Das wäre insgesamt sicherlich sinn-
voll.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die in Jahrzehnten
angehäufte Schuldenlast, der verschleppte Struktur-
wandel, die restriktive Flächenpolitik, die eine Ab-
wanderung von Bürgern und Unternehmen bewirkt
hat, das zu gering ausgeprägte Bewusstsein für die
Metropolfunktion Bremens haben unser Bundesland
im Vergleich zu anderen Ländern stark zurückge-
worfen. Die große Koalition hat in den letzten Jah-
ren den Strukturwandel beschleunigt, die Kosten
gesenkt, die Flächenpolitik geändert und unsere Me-
tropolpolitik gestärkt. Damit sind wir auf dem richti-
gen Weg, wie die gesamtwirtschaftlichen Zahlen
zeigen.

Wir sind inzwischen, wenn Sie so wollen, vom
Keller in das Erdgeschoss aufgerückt. Einige schei-
nen zu glauben, wir hätten bereits das Penthaus er-
reichen müssen, das ist absurd und unsinnig.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das haben Sie selbst erwar-

tet!)

Wir sind am Beginn der zweiten Sanierungsphase
und noch weit davon entfernt, einen ausgegliche-
nen Haushalt vorzulegen, aber wir können die Sanie-
rungsziele erreichen, wenn wir Kurs halten, das bis-
her Erreichte nicht zerreden und unsere Kraft auf
die  Fortsetzung  der  dynamischen  Entwicklung  in
Bremen  und  Bremerhaven  konzentrieren.  Dazu
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brauchen wir die große Solidarität der großen Ko-
alition, und dazu ertragen wir auch gelegentliche
leichtgewichtige Angriffe der Opposition.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Äußerst

großzügig! Vielen Dank!)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Zachau.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Du musst dich erst einmal bedan-

ken, dass du überhaupt reden darfst!)

Abg. Zachau (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Perschau,
vielen Dank für das Leichtgewicht! Ich bemühe mich
immer abzunehmen, wenigstens Sie haben es ge-
merkt!

(Heiterkeit)

Frei nach dem Motto unseres ehemaligen Bun-
deskanzlers, des ehemals schwarzen Riesen, ent-
scheidend ist, was hinten herauskommt, möchte ich
mich heute einmal ein bisschen mit der Politik anläss-
lich des Haushalts der großen Koalition auseinan-
dersetzen, wobei mich übrigens sehr wundert, dass
in diesem Parlament der Chef der Regierung bei der
zentralen  Debatte  über  die  Politik  der  Regierung
überhaupt  nicht  anwesend  ist.  Bremen  ist  wahr-
scheinlich das einzige Bundesland, das sich diesen
Luxus erlaubt.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum soll er auch hierher kom-
men? Er kann doch nur die Grünen be-
schimpfen, etwas anderes hat er doch nicht

drauf!)

Die bremische sehr große Koalition ist vor knapp
fünf Jahren angetreten, um das Bundesland zu sa-
nieren. Sie formulierte selbst drei wesentliche Zie-
le: Erstens, die Schulden müssen deutlich gesenkt
werden, um Handlungsspielräume für die Zukunft
zu haben. Zweitens, der Strukturwandel in der Wirt-
schaft soll offensiv begleitet werden, um so mehr Ar-
beitsplätze und mehr Einwohner zu bekommen und
um damit die Steuerkraft des Landes Bremen zu er-
höhen, und drittens muss die Position unseres Bun-
deslandes im Länderfinanzausgleich deutlich ge-
stärkt werden, damit auch über diesen Weg eine
Verbesserung der Einnahmesituation erreicht wird.

Wir sanieren Bremen, und dafür müsst ihr Bürge-
rinnen und Bürger Opfer bringen! Das war und ist
die Grundbotschaft der großen Koalition. Das ist im
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Übrigen auch die einzige Botschaft in den gesam-
ten Ausführungen des Finanzsenators, in der die Bür-
gerinnen und Bürger dieses Landes überhaupt vor-
kommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wesentliche Opfer sind gebracht. Die Leistungen
des Staates sind in weiten Bereichen, wie in Schu-
len, Kultur, Inneres und für die Kinder und Jugend-
lichen schlechter, und etliches bremisches Vermö-
gen ist verkauft worden. Vor diesem Hintergrund
stellt sich die Frage, ob die Gegenleistungen der
Koalition im Sinne ihrer eigenen Zielsetzungen und
Versprechungen, und darum geht es, genauso sicht-
bar sind wie die Folgen der Einsparungen von Lei-
stungen für die Bürgerinnen und Bürger.

Fangen wir zur Überprüfung dieser Frage mit der
Schuldenentwicklung an! Die sehr große Koalition
hat jetzt einen Haushaltsentwurf für einen Doppel-
haushalt und eine mittelfristige Finanzplanung vor-
gelegt, nach der die Schulden am Beginn der Sa-
nierung knapp 17 Milliarden DM betragen haben
und am Ende der Sanierung knapp 20 Milliarden
DM betragen werden.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das ist Sanierung des Haus-

halts!)

Das ist Sanierung des Haushalts, eine leichtgewich-
tige Sanierung mit schweren Schulden!

Obwohl diverse Schuldentitel in Schattenhaushal-
ten der öffentlichen Gesellschaften und dem Kapital-
dienstfonds versteckt worden sind, so zum Beispiel
Kosten der Entsorgung des TBT-belasteten Bagger-
schlicks, die Kosten für die Herrichtung des Bahn-
hofsvorplatzes oder der Bremerhavener Schleuse,
um nur einige zu nennen, obwohl also auch die
Schattenhaushalte in den letzten Jahren erheblich
und für die Öffentlichkeit nicht nachvollziehbar aus-
geweitet worden sind, nimmt der Schuldenstand in
dem ordentlichen Haushalt um etwa drei Milliarden
DM zu. Allein daraus ergibt sich eine Zahlungsver-
pflichtung von zirka 180 Millionen DM, nehmen wir
die Schattenschulden noch dazu, werden es wahr-
scheinlich eher 250 Millionen DM sein, Jahr für Jahr
strukturell!

Die sehr große Koalition hat für zirka zwei Milli-
arden DM bremisches Vermögen verkauft, sie hat
über 16 Milliarden DM Bonner und dann Berliner
Sanierungshilfe erhalten, und sie hat trotzdem den
Schuldenstand unseres kleinen Bundeslandes erheb-
lich ausgeweitet. Wir finden, dass das keine Sanie-
rung ist, der Senator meint, unsere Kritik ist zu leicht-
gewichtig,  dafür  wiegen  seine  Schulden  um  so
schwerer.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Die Bürgerinnen und Bürger werden hierfür ei-
nen hohen Preis bezahlen müssen. Zinsen sind kon-
sumtive Ausgaben, diese will die Koalition jetzt sen-
ken, das heißt, Kultur, Bildung, Inneres, Sport, Ju-
gend und Soziales müssen, bleibt es bei der bisheri-
gen Senatslogik, diesen Beitrag erwirtschaften, Jahr
für Jahr. Dazu kommen die strukturellen Verschlech-
terungen, die die Verkäufe bewirkt haben.

Der Verkauf der Wohnungsbaugesellschaften wird
eine Erhöhung der Sozialhilfekosten mit sich brin-
gen. Der Verkauf der Bremer Entsorgungsbetriebe
ist mit Verlust erfolgt, wie ein jüngst veröffentlich-
tes Gutachten, was der Opposition kennzeichnen-
derweise nicht vorliegt — es wurde aber immerhin
in den Zeitungen darüber berichtet —, zeigt. Statt
der jährlich gut 30 Millionen DM Kapitalverzinsung,
die in der Vergangenheit von den bremischen Ent-
sorgungsbetrieben an den bremischen Haushalt ab-
geführt wurden, muss Bremen jetzt die Verluste des
senatorischen Privatisierungsdilettantismus tragen,
allein in diesem Jahr 68 Millionen DM für die Bre-
mer Entsorgungsbetriebe.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Fazit: Die Schuldenmarke befindet sich auf Re-
kordniveau, und der Haushalt ist strukturell durch
zusätzliche Zinszahlung, Gewinnverzicht und Ver-
kaufsverluste stärker belastet, trotz gut 16 Milliar-
den DM vom Bund und zahlreicher Verkäufe bre-
mischen Vermögens. Für den Senator ist diese Kri-
tik abwegig, aber dann waren es unter anderem die
vom Verfassungsgericht gegebenen Vorgaben auch.
Wir sagen, das Sanierungsziel Nummer eins, Schul-
denabbau, ist nicht erreicht worden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Kommen wir zu dem zweiten Sanierungsziel, näm-
lich dem überproportionalen wirtschaftlichen Wachs-
tum! Die Voraussetzungen hierfür sind in Bremen
sehr günstig, der Senator hat das in einer etwas ei-
genwilligen Interpretation eigentlich auch bestätigt.
Wir haben eine stark exportabhängige Wirtschaft,
etwa die Hälfte unserer Wirtschaftsgüter gehen in
den Export. Die Wirtschaft in Bremen profitiert in
besonderem Maße von der Schwäche des Euros, das
wissen eigentlich alle. Trotzdem liegt die bremische
Wirtschaft  derzeit  unter  dem  Durchschnitt  des
Wachstums der Bundesländer.

Herr Perschau erklärt uns das heute als kleine
Delle, weil es Anfang des Jahres die asiatische Kri-
se, nicht etwa die Grippe, gegeben hat, und deswe-
gen der bremische Export im Jahr 1999 wesentlich
schwächer als im Jahr 1998 gewesen sei. Das ist
wieder einer dieser großkoalitionären Glaubenssät-
ze, der durch keinerlei Tatsachen belegt ist. Fakt ist,
dass die bremische Exportwirtschaft ihren Auslands-
umsatz im vergangenen Jahr um 4,2 Prozent stei-

gern konnte. Damit lag selbst diese Steigerungsrate
noch über der des Vorjahres. Das können Sie in der
„taz“ Bremen vom 26. Februar 2000 nachlesen, die
Zahlen  stammen  von  Hans-Jürgen Kröger,  Wirt-
schaftsexperte der Arbeiterkammer Bremen. Trotz-
dem liegt das Wachstum Bremens unter dem Bun-
desdurchschnitt. Der Export war es also nicht, ein-
mal sehen, welche nächste Variante Sie uns anbie-
ten!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Grünen!)

Die Grünen wahrscheinlich, ja! Das wird es sein!
Wir sind mit unserem Wachstum hoffentlich bald
wieder im grünen Bereich.

In der Arbeitsmarktentwicklung hat sich das Bun-
desland Bremen seit 1998 — die Vulkanpleite war
1995, ich möchte nur darauf hinweisen — wieder
deutlich von der Bundesentwicklung abgekoppelt.
Die Zahl der Arbeitsplätze sank allein um zweiein-
halbtausend im Jahr 1998, und die Einwohnerent-
wicklung ist auch nach wie vor stark rückläufig. Das
ist in dem bereits angesprochenen Artikel von Hans-
Jürgen Kröger nachzulesen.

Wir sind nicht so vermessen, im Gegensatz zu
manchen anderen hier im Haus, zu behaupten, dass
die große Koalition diese Entwicklung verursacht
hat, weil ich es, ehrlich gesagt, nicht glaube, dass
der Staat und schon gar nicht so eine kleine Region
wie Bremen, es schafft, wirtschaftliche Entwicklung
dermaßen nachhaltig zu beeinflussen, wie hier im-
mer behauptet wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die große Koalition ist mit ihrem omnipotenten An-
spruch gescheitert, mit massiven Geldausgaben und
Wirtschaftssubventionen die bremische Wirtschaft
sowohl strukturell als auch konjunkturell per Kraft-
akt in eine Richtung zu zwingen. Das funktioniert
offensichtlich nicht.

In keinem von der Koalition selbst proklamierten
Ziel wurde auch nur eine Trendwende erreicht, ganz
zu schweigen von den Zahlen, die Sie selbst hier
vorgegeben haben. Ich möchte sie dann auch noch
einmal nennen dürfen: 40.000 Arbeitsplätze mehr,
50.000 Einwohner mehr! Mit diesen Zahlen wurden
wir in der letzten Legislaturperiode erschlagen, und
mit den Zahlen haben Sie ja auch noch Wahlkampf
gemacht. Wenn ich Ihre heutigen Äußerungen höre,
sage ich, Sie haben die Leute getäuscht mit diesen
Zahlen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Noch nicht einmal in einem der Schwerpunktbe-
reiche der Investitionen haben Sie eine Trendwende
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erreicht. In der Dienstleistungsentwicklung hinkt
Bremen  im  Großstädtevergleich  hinterher,  auch
wenn es partiell sicherlich positive Ergebnisse gibt.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Wo hingen
wir denn vor drei, vor fünf Jahren? Wo hin-

gen wir denn bei der Ampel?)

Es gibt, lieber Herr Perschau, noch nicht einmal
eine Annäherung, sondern diese Entwicklung ist
nach wie vor mit Abstand von Bremen parallel. Sie
haben noch nicht einmal erreicht, dass man irgend-
wann sagen kann, wir erreichen die anderen, son-
dern wir sind nach wie vor auf Distanz zu allen an-
deren Großstädten, wie selbst der Vater des ganzen
Programms kürzlich feststellen musste, der jetzt als
Direktor des BAW-Instituts für Wirtschaftsforschung
für den Senator als Kronzeuge erfolgreicher Wirt-
schaftskonzepte herhalten muss. Das ist wahrlich ei-
ne solide Begleitung des Koalitionsprogramms, der
Senator und sein ehemaliger Staatsrat projizieren die
Erfolge ihres Programms in die weite Zukunft.

Wenn ich es richtig verstanden habe, soll etwa
2020 alles sichtbar werden. Da haben wir ja sogar
die Hoffnung, dass Henning Scherf nicht mehr im
Senat sein wird, das ist natürlich ausgesprochen
praktisch, dann können er und der heutige Senat
nicht mehr zur Verantwortung gezogen werden, und
mit den Schulden dürfen sich die nachfolgenden
Generationen herumplagen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Heute werden die Möglichkeiten staatlicher Ge-
staltung realistischer gesehen. Herr Staatsrat Hoff-
mann ist von später Erkenntnis getroffen, wenn er
schreibt: „Eine isoliert autarke Strategie der Kern-
stadt zur Erhöhung ihrer Arbeitsplätze verfolgt zwar
unstreitige Ziele, vermag aber die übergreifende
Suburbanisierung allenfalls abzuschwächen, nicht
zu stoppen. Umgekehrt löst die Aufgabe der Landes-
eigenständigkeit keines der tiefer liegenden Proble-
me, schon gar nicht in der Konkurrenz der Gemein-
den. Da auch eine Eingemeindung des Umlandes
ausgeschlossen ist, führen die bisher diskutierten
Sackgassen lediglich in die Gefahr eines jahrzehn-
telangen Siechtums.“

Frei übersetzt heißt das in diesem Papier, wir ha-
ben mit den Wachstumserwartungen als Ziel etwas
vorgegeben, was nicht funktionieren kann. Ich wi-
derspreche Herrn Hoffmann nur an einer Stelle, die
Wege der sehr großen Koalition wurden hier und
auch im Wahlkampf nicht als Sackgasse diskutiert,
sondern als der alleinige, absolute und alternativ-
lose politische Weg behauptet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was bleibt? Das außerordentlich hohe Wirtschafts-
wachstum und die schnellen Effekte des Struktur-

wandels bleiben aus, die Zahl der Arbeitsplätze und
der Einwohner ist weiter rückläufig, Sanierungsziel
zwei wurde eindeutig nicht erreicht.

Kommen wir zum dritten Sanierungsziel der sehr
großen Koalition! Bremens Stellung im Länderfi-
nanzausgleich soll deutlich verbessert werden. Das
ist eine Schlüsselfrage der künftigen Finanzierung
unseres Gemeinwesens, denn der größte Teil unse-
rer Einnahmen stammt aus Bundessteuern, die über
den Länderfinanzausgleich umverteilt werden. Wir
erinnern uns sehr ungern an die schon fast fröhliche
Begrüßung des von den Südländern erwirkten Ur-
teils des Bundesverfassungsgerichts durch den Se-
nat. Bürgermeister Perschau setzt diese Schönfär-
berei heute hier fort. Nun wird aber langsam deut-
lich, welche tief greifenden Einschnitte dieses Ur-
teil für Bremen bringen wird, es birgt Gefahren und
bietet Chancen. Bremen muss diesen Prozess offen-
siv und kreativ begleiten. Das hat auch die Bürger-
schaft beschlossen und wollte deshalb einbezogen
werden in die Begleitung dieses Prozesses.

Das durch das Bundesverfassungsgericht vorge-
gebene Verfahren sieht im Kern zwei Schritte vor:
Erstens, es muss ein Maßstäbegesetz durch den Bun-
destag und dann durch den Bundesrat verabschie-
det, zweitens, dieses muss dann durch eine Folge-
vereinbarung konkretisiert werden. Was macht der
Senat in diesem Verfahren? Der Finanzsenator macht
erst einmal dicke Backen. Ich zitiere: „Wir werden
dieser Forderung mit aller Macht entgegentreten
und für die Erhaltung der Selbständigkeit unseres
Stadtstaates kämpfen!“ Das posaunt er auch heute
heraus. Die Frage nach dem Wie beantwortet er lei-
der nicht! Der Finanzsenator verkündet Durchhal-
teparolen zugunsten der bremischen Sonderbela-
stungen und betreibt ansonsten fröhlich Fundamen-
talopposition gegen die Steuerpolitik der rotgrünen
Bundesregierung, die immerhin in Berlin die Mehr-
heit stellt.

Hat uns nicht die CDU immer wieder in diesem
Haus vorgehalten, Bremen müsse besonders bundes-
treu sein, weil wir als Sanierungsland auf die Mehr-
heit in Bonn angewiesen sind? Ich höre das noch,
immer wieder kam als einzige Antwort auf unsere
Kritiken, dass man gegenüber Bonn vielleicht auch
in der einen oder anderen Frage auftreten sollte. Galt
das eigentlich nur für die schwarzgelbe Bundesre-
gierung?

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Das hat aber
auch etwas mit der Qualität der Vorschlä-

ge zu tun!)

Ich meine, die Qualität der Arbeit der Bonner Re-
gierung stellt sich ja inzwischen auch in einem deut-
lichen Licht dar, wenn ich mir manche Finanzvor-
gänge, manche Staatssekretäre Ihrer Regierung, die
heute in Indonesien weilen, anschaue. Insofern wür-
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de ich mit der Qualität an der Stelle ausgesprochen
vorsichtig sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Mit wem will Herr Perschau denn bremische In-
teressen im Bundestag durchsetzen, wenn nicht mit
der Berliner Mehrheit? Liebe Genossinnen und Ge-
nossen von der SPD, gestatten Sie mir diese — —!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Oh, er fällt in
alte Zeiten zurück!)

Auf jeden Fall hören Sie mir jetzt wenigstens zu!
Horchen Sie einmal in die Berliner Fraktion Ihrer
Partei! Die sind nicht sehr freundlich, wenn die Rede
auf Bremen und Herrn Perschau kommt.

(Zuruf der Abg. Frau J a n s e n  [SPD])

Unsere sind schon gar nicht freundlich mit ihm! Bei
seinen eigenen Parteifreunden aus der Südschiene
hat Herr Perschau auch nichts bewegt, wie wir die-
ser Tage der Presse entnehmen konnten. Was macht
eigentlich der Finanzsenator konkret, wenn er nicht
gegen  die  Unternehmensteuerreform  opponiert?
Was er, außer Sprüche zu klopfen, tut, können wir
nicht sagen, aber was er nicht tut, ist sichtbar.

Zum Maßstäbegesetz sind keinerlei bremische Ak-
tivitäten zu verzeichnen. Inhaltlich gibt es keine De-
batte zu möglichen bremischen Positionen. Es gibt
auch  keine  mehrheitlich  artikulierten  Positionen.
Gesprächsangebote an die Bremer Opposition, die
ja Teil der Berliner Mehrheit ist, daran kommt noch
nicht einmal Herr Perschau vorbei, hat es bisher nicht
gegeben, folglich auch keine Verabredung über ein
mögliches bremisches Vorgehen. Allerdings haben
wir jetzt immerhin einen Unterausschuss des Haus-
haltsausschusses zur Begleitung des Prozesses ein-
gerichtet, nachdem wir Grüne einen Bericht über
die Strategie des Senats eingefordert hatten. Eine
solche konnte uns der Senat bisher leider nicht er-
klären, obwohl dieses Parlament doch beschlossen
hatte, an dem Verfahren beteiligt zu werden, wohl-
gemerkt vier Monate nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes! Der Senat stochert immer noch
im Nebel.

Wir als Grüne sind nicht der Nabel der Welt, das
weiß ich auch, wir sind eine kleine, aber fleißige Par-
tei, aber wir können in dem komplizierten Willens-
bildungsprozess ein wichtiges Mosaiksteinchen sein,
und dieses Angebot wiederhole ich heute eindeutig
in der Hoffnung, dass Sie damit künftig konstrukti-
ver umgehen als in der Vergangenheit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt keine Initiative des Senats in Richtung
Deutscher  Städtetag,  obwohl  das  Bundesverfas-

sungsgericht die Einbeziehung der Städte in das
Prozedere des Verteilungsausgleichs fordert. Ein Teil
unserer Probleme, etwa die Sozialhilfelasten, resul-
tiert aus unserer Großstadtsituation und nicht aus
der Stadtstaatensituation. Hier ergäbe sich die Mög-
lichkeit, ganz andere Bündnispartner in der kom-
menden Auseinandersetzung zu gewinnen.

Es gibt auch keine Initiative wie in Hamburg, wo
alle Kräfte der Stadt, übrigens auch die oppositio-
nelle CDU, mit der Aktion „Allianz für Hamburg“
ins Boot geholt wurden. Wo bleibt eigentlich die
politisch notwendige Stadtstaateninitiative? Es gibt
nur drei Stadtstaaten, und die müssen sich verdammt
gut abstimmen. Fehlanzeige! Diese sehr große Ko-
alition scheint es nicht nötig zu haben, Bündnispart-
ner zu gewinnen. Anders kann man ihr Verhalten
nicht interpretieren.

Kämpfen  um  Besitzstände  ist  wichtig,  aber  es
reicht nicht. Im Rathaus haben das einige gemerkt.
Sie haben nachgedacht und andere mögliche Stra-
tegien entworfen. Nachdem die CDU-Senatoren den
Umlandgemeinden seit Jahr und Tag den Flächen-
kampf ansagen und Kooperationen verweigern, holt
nun der rote Koalitionspartner zum ganz großen
Schlag aus. Staatsrat Hoffmann droht den Umland-
gemeinden, übrigens ganz und gar nicht bremisch
zurückhaltend, mit einer Art Zollgrenze, wenn sie
Bremen nicht finanziell unterstützen würden. Scha-
de eigentlich! In dem Papier von Herrn Hoffmann
stecken — —.

Jetzt fehlt mir eine Seite!

(Heiterkeit — Abg. E c k h o f f  [CDU]:
Die hat Hoffmann! Das war die einzig in-

haltliche Seite!)

Nobody is perfect, aber ich freue mich, zu Ihrer
Unterhaltung beigetragen zu haben! Jetzt muss ich
aufpassen, dass ich nicht alles durcheinander brin-
ge. Ich mache freihändig weiter.

In dem Papier von Herrn Hoffmann stecken viele
gute Ansätze, Hannover und Stuttgart bewegen sich
in die Richtung einer solchen Kooperation, aber die
Überheblichkeit und Arroganz der sehr großen Ko-
alition in Bremen wird zum gefährlichen Bumerang,
wenn sie einfach nach außen getragen wird. Damit
wird unendlich viel Porzellan zerschlagen. Nieder-
sachsen ist flächendeckend sauer, die Forderung
nach einer formalen Entschuldigung wurde gerade
noch abgewehrt, und auch die anderen möglichen
Bündnispartner werden verschreckt.

Henning Scherf, der mit ganz wenigen Ausnah-
men doch nun wirklich fast alle als seine Freunde
bezeichnet und das Hoffmann-Papier übrigens zu-
nächst als Riesenchance bezeichnet hat, steht plötz-
lich als unberechenbarer Brandstifter da. Uwe Barn-
sen  kommentiert  das  bremische  Verhalten  in  der
„Welt“ — Lokalausgabe Hamburg — wie folgt, ich
zitiere mit Genehmigung des Präsidenten:
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„Bislang konnte man mit einiger Verlässlichkeit
davon ausgehen, dass die Bürgermeister der beiden
Stadtstaaten an Elbe und Weser sich angesichts ih-
rer wesentlich gleichgerichteten Interessenlage in
Sachen Länderfinanzausgleich miteinander abstim-
men. Der Spitzengenosse und Oberkoalitionär Scherf
hat jedoch, ohne sich mit seinem Koalitionspartner
CDU und deren Finanzsenator Hartmut Perschau
abzustimmen, ein brisantes Papier erarbeitet und
auch verschicken lassen, das flächendeckend böses
Blut erzeugt hat.“ Weiter: „Wer sich mit Bürgermei-
ster Ortwin Runde in Sachen Länderfinanzausgleich
in die Allianz für Hamburg und auf die Reise in den
gegnerischen Süden begibt, muss einigermaßen si-
cher sein können, dass die Mitreisenden aus Bre-
men nicht mit politischen Sprengkörpern herum-
spielen, die die Pferde scheu machen und das Ge-
päck demolieren.“

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dies sagt Herr Barnsen, nicht dass ich hier noch ei-
nen Ordnungsruf bekomme!

„Wenn eine solche Gewissheit nicht herzustellen
sein sollte, sind wir Hamburger gut beraten, auf eine
solche Reisegesellschaft zu verzichten und uns un-
sere eigenen Bundesgenossen zu suchen.“ Soweit
zur Stadtstaateninitiative des bremischen Senats!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es zeigt sich, die für Bremen sehr große Koalition
erweist sich im Hinblick auf die Bundesebene eher
als klein und hässlich. Sie wirbt nicht um Bündnis-
partner für die existentiellen Anliegen unseres Bun-
deslandes, sondern verprellt mögliche. Sie hat nicht
den geringsten Ansatz einer gemeinsamen Strate-
gie,  sondern  praktiziert  unvereinbare  Positionen.
Scherf blinkt links, biegt rechts ab, Perschau blinkt
überhaupt nicht und fährt gegen die Wand, wie auch
immer!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Finanzsenator übt sich in Fundamentalopposi-
tion gegen die Steuerpolitik der Berliner Mehrheit
und ist ausschließlich auf die Besitzstände fixiert. Von
ihm kommen keine Impulse, keine neuen Ideen, kei-
ne anderen Politikansätze.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber er hat die rosarote Brille!)

Ja gut, die braucht man auch!

An welchen Punkten wäre beispielsweise eine
Ausweitung der Steuerhoheit der Länder und Ge-
meinden denkbar? Wie kann künftig ein Ausgleich
für die unterschiedlichen Soziallasten erfolgen? We-

ge sind gefragt, Herr Perschau, und kein schwarzer
Beton! Das Rathaus stellt diese Fragen auch nicht
und verprellt mit seinem selbstherrlichen Vorgehen
stattdessen den Rest der möglichen Bündnispartner.
Kurzum, die sehr große Koalition verfügt über kei-
ne abgestimmte politische Strategie vier Monate
nach dem Urteil, praktiziert viel Parteitaktik und
verspielt damit die Chance auf eine verbesserte Ein-
nahmesituation  durch  einen  neuen,  verbesserten
Länderfinanzausgleich.  Auch  das  Sanierungsziel
drei wird nicht erreicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die sehr große Koalition hat also keinen Weg, der
zum Ziel, Rettung Bremens, führt. Sie hat ihre eige-
nen gesetzten Zielsetzungen verfehlt. Trotzdem ver-
langt sie weiterhin Opfer von der bremischen Be-
völkerung, um dieses mit ihren Mitteln nicht erreich-
bare Ziel doch noch zu erreichen. Sie schiebt die Ri-
siken ihrer Politik der Überschuldung auf die kom-
menden Generationen.

Vor dem Hintergrund des offensichtlichen Schei-
terns der Sanierungspolitik der sehr großen Koaliti-
on stellen wir die Frage: Was ist eigentlich wichtig
für dieses Land und für seine Bewohnerinnen und
Bewohner? Diese kommen in den Ausführungen des
Finanzsenators schon nicht mehr vor. Wir beantwor-
ten die Frage anders als die Politik des derzeitigen
Senats.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Für die Zukunft unseres Landes spielt die Qualifi-
kation der kommenden Generationen eine ganz we-
sentliche Rolle. Wissen ist das Wirtschaftsgut der Zu-
kunft. Gut strukturierte Gedanken zum Beispiel in
Form von Software sind heutzutage die am besten
zu verkaufenden Waren. Bill Gates’ Produkte sind
nichts weiter als klug strukturierte Gedanken. Des-
wegen halten wir den Investitionsbegriff der großen
Koalition für antiquiert, weil er die reale Verände-
rung  wirtschaftlicher  Tätigkeit  einfach  nicht  zur
Kenntnis nimmt.

Die heutigen Ausführungen des Finanzsenators
hierzu sind auch nicht gerade von Solidität geprägt.
Wenn Sie für 100 Millionen DM Computer kaufen
und diese in die Schulen stellen, ist das eine Investi-
tion nach Haushaltsrecht, das ist doch ganz eindeu-
tig.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der relativ hohe Anteil von Personalkosten in Ih-
rem  Wirtschaftspolitischen  Aktionsprogramm  ist
haushaltsrechtlich konsumtiv, das ist auch eindeu-
tig. Sie ignorieren das in Ihrer Argumentation und
behaupten  einfach,  Bildung  ist  konsumtiv  und
schlecht, Beton und Wirtschaftssubventionen sind



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 13. Sitzung am 22. 03. 00 871

investiv und gut. Das mögen Sie so sehen, das ist
Ihre politische Bewertung, aber durch das Haushalts-
recht ist das nicht gedeckt. Statt in Beton wollen wir
in Köpfe investieren. Gerade die aktuelle Diskussi-
on über die Green Card zeigt doch, dass die Defizite
der CDU genau in diesem Bereich liegen.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Aber es gibt
auch Betonköpfe!)

Ja, Ihre Betonköpfe, Herr Töpfer, das ist das Pro-
blem! So wie Sie in der Bundesrepublik, meine Da-
men und Herren von der CDU, die Entwicklung ver-
schlafen haben, tun Sie es in Bremen schon wieder.
Wer will, dass Bevölkerung in Bremen und Bremer-
haven bleibt, wer will, dass Menschen hierher zie-
hen, der muss auch für lebenswerte Städte sorgen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dazu gehören Schulen und Kindergärten, Jugend-
einrichtungen, Selbsthilfegruppen und Beratungs-
einrichtungen  für  Menschen,  die  Hilfe  brauchen.
Projekte, die alternative Wohnformen praktizieren,
gehören genauso dazu wie solche, in denen verschie-
dene Altersgruppen zusammenleben können.

By the way, lieber Herr Perschau, von Metropole
schwadronieren und alternative Wohnformen zerstö-
ren, das passt einfach nicht zusammen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD — Unruhe bei der CDU)

Entweder Metropole und weltoffen oder provinziell
und Gartenzwergidylle! Sie müssen sich schon ent-
scheiden, Gartenzwerg oder Metropole, da gibt es
keine Alternative.

Wir vom Bündnis 90/Die Grünen fordern einen
Kurswechsel in der bremischen Politik. Nur durch
deutliche Korrekturen kann unser kleines Bundes-
land auf den Weg gebracht werden, wieder zu ge-
sunden. Elementar in diesem Prozess ist ein fairer
Interessensausgleich zwischen Investitionen und den
Bedürfnissen der Bevölkerung. Erfolgt dieser nicht,
dann kann eine politisch hochbrisante Stimmung
entstehen, in der Populisten von rechts und mögli-
cherweise auch von links Tür und Tor geöffnet wer-
den.

(Zuruf der Abg. Frau D r e y e r  [CDU])

Ich habe von Populisten gesprochen, Frau Dreyer!
Ich weiß nicht, warum Sie sich da angesprochen füh-
len.

Für uns gelten für die kommenden Haushalts-
beratungen folgende Eckpunkte: Erstens, wir wer-
den in den Haushaltsberatungen eine Abkehr von

der Verschuldungspolitik fordern. Unser Ziel lautet,
die Neuverschuldung muss abgebaut werden. Wir
haben damit unsere bisherige Position deutlich kor-
rigieren müssen, denn bisher wollten wir Schulden
tilgen, so wie es der Senat der Ampelkoalition be-
gonnen hatte. Aber die Ausgabenpolitik des großko-
alitionären Senats hat diese Option aktuell zunichte
gemacht.

Zweitens: Zur Verbesserung der Einnahmesitu-
ation fordern wir eine offene und offensive politi-
sche Begleitung der Willensbildung im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs! Wir fordern eine Aktion,
meinetwegen Allianz für Bremen, an der alle rele-
vanten Kräfte in Bremen beteiligt werden sollen! Mit
dem Unterzeichnerkreis der Bremer Erklärung be-
steht eine gute Ausgangsbasis, und daran, Herr Tei-
ser, Sie waren damals ja noch in Bonn und haben
diesen schwarzen Riesen mit seinen schwarzen Kas-
sen unterstützt, daran sind auch die Grünen betei-
ligt gewesen.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Was, an der
Sache von Teiser? Das ist interessant!)

Ferner fordern wir den Senat auf, endlich die
Stadtstaateninitiative auf den Weg zu bringen, um
die Verhandlungsposition der betreffenden Länder
deutlich zu verbessern! Dass Sie diese Entwicklung
dermaßen verschlafen haben, ist mir völlig unver-
ständlich, aber es ist so.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Sie haben ja
auch damals darauf hingewiesen!)

Natürlich, wir haben darauf hingewiesen, Herr
Teiser, wir waren sogar mit dem Haushaltsausschuss
in Berlin, und da haben wir es sogar über die Frak-
tionen hinweg vereinbart. Passiert ist leider nicht so
viel. Aber das ist Ihr Problem. Fragen Sie einmal bei
Ihnen in der Partei nach! Herr Perschau bestreitet,
dass wir die Stadtstaateninitiative brauchen, gut, das
ist auch ein Weg.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Nein, dass Sie
Ahnung haben, hat er bestritten!)

Eine entsprechende Initiative soll der Senat auch
im Hinblick auf den Deutschen Städtetag auf den
Weg bringen, damit die speziellen Probleme der
deutschen Großstädte angemessen in die Neugestal-
tung des Länderfinanzausgleichs eingebracht wer-
den. Schließlich wollen wir, dass die Eckpunkte ei-
nes Maßstäbegesetzes, die politischen Eckpunkte,
die wir aus Bremer Sicht für notwendig halten, dis-
kutiert und formuliert werden, damit der Diskus-
sionsprozess durch uns offensiv vorangetrieben wer-
den kann. Ziel für Bremen muss es sein, das nach
wie vor bestehende strukturelle Defizit im Rahmen
einer  Neuordnung  zu  beseitigen  oder  zumindest
deutlich zu verringern.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 13. Sitzung am 22. 03. 00872

(A) (C)

(B) (D)

Drittens: Dieser Prozess soll nach unserer Auffas-
sung durch starke Eigenanstrengungen begleitet
werden. Wir treten dafür ein, dass die Ausgaben un-
seres Gemeinwesens nicht ausgeweitet werden. Wir
wollen, dass die Finanzierungsräume für Projekte
nicht länger als zehn Jahre laufen, damit die nach-
folgenden Generationen nicht übermäßig durch un-
sere Entscheidungen belastet werden. Wir wollen
endlich Strukturreformen im öffentlichen Dienst. Das
Dienst- und Tarifrecht soll so weit wie möglich re-
gionalisiert werden.

Die Ausgründung wollen wir unter dem Kosten-
gesichtspunkt überprüfen, weil die Verwaltung nicht
schlanker, sondern umfangreicher geworden ist. Die
Verwaltung soll kundenorientiert dezentralisiert wer-
den, damit die Haushaltsreform, die Sie angespro-
chen haben, sich auch endlich im praktischen Ver-
waltungshandeln wieder findet, nämlich die Leistung
für die Bürgerinnen und Bürger. Das ist das Zen-
trum und nicht, dass wir viel Papier haben. Das war
nicht das Ziel.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Viertens: Die Projekte des ISP und des Sonder-
ISP sollen auf den Prüfstand gestellt werden. Die
Verkehrs- und Gewerbeflächen sowie die Großpro-
jekte im Bereich des Tourismus und des Einzelhan-
dels wollen wir radikal reduzieren. Auch die Pro-
jekte im Wissenschaftsbereich gehören auf den Prüf-
stand. Wir wollen hier eine stärkere Verzahnung mit
Privatinvestitionen erreichen.

Fünftens werden wir neue Schwerpunktsetzungen
im Bereich Bildung und Qualifizierung, insbesondere
im naturwissenschaftlichen, technischen und öko-
logischen Bereich beantragen. Ebenso verlangen wir
neue Schwerpunktsetzungen im Bereich Gesund-
heit. Für Bremerhaven werden wir eigene Schwer-
punktsetzungen beantragen wie zum Beispiel im
Bereich neuer Verkehrskonzepte an der Schnittstel-
le zwischen Wasser, Straße und Schiene. Wir setzen
nicht auf Kraftakte, sondern auf systematische Ent-
wicklung vorhandener Potentiale unseres Bundes-
landes, ganz im Sinne einer lernenden Region.

Schließlich  fordern  wir  sechstens  eine  gesell-
schaftspolitische Begleitung des Strukturwandels
durch Angebote im Bereich der Kinder- und Jugend-
betreuung sowie den Erhalt der kulturellen Vielfalt
dieser Stadt ein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schließlich, das ist mehr eine technische Frage,
die wird aber in den Beratungen auch eine Rolle
spielen, wollen wir das Controllingwesen deutlich
intensivieren. Die Koalitionsfraktionen haben uns
schon im Vorfeld signalisiert, dass wir in dieser Fra-
ge an einem Strang ziehen. Darauf freuen wir uns.

Die große Koalition zeigt, dass sie in weiten Fel-
dern nicht mehr in der Lage ist, die Zukunft zu ge-
stalten. Hierzu reicht es eben nicht aus, mit viel Geld
Stimmungen zu erzeugen und die nahe stehende Kli-
entel zu bedienen, die bei einer sehr großen Koali-
tion naturgemäß auch sehr groß ist, sondern tragfä-
hige Konzepte und eine pragmatische Politik sind
gefragt.

Bei der Gestaltung Bremens und Bremerhavens
fehlen bei Ihnen die Gemeinsamkeiten. Sie haben
in zentralen Politikfeldern überhaupt keine gemein-
same Basis. In der Bildungspolitik sind Sie zerstrit-
ten und knauserig, in der Kulturpolitik sind Sie ide-
enlos, in der Sozialpolitik verkennen Sie die Wich-
tigkeit der vielen sozialen Initiativen in unseren Städ-
ten. Sie einigen sich nicht, in welchem Umfang Sie
die Flächen in der EU anmelden wollen. Ihre Haus-
haltspolitik belastet die künftigen Generationen und
nimmt ihnen die Gestaltungsspielräume der Zukunft.
Zur Bundespolitik befindet sich die Koalition zumin-
dest in der Finanzpolitik in der Opposition.

Statt des vermeintlichen Ampelgehampels, das
war dagegen noch relativ harmlos, weil die Konflik-
te noch ausgetragen wurden und nicht unter den
Teppich gekehrt wurden, wie das bei Ihnen ist, ha-
ben wir heute die gegenseitige Blockade zweier tö-
nerner Riesen in wesentlichen Politikfeldern. Wozu
brauchen wir in Bremen eigentlich noch eine große
Koalition? — Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, möch-
te ich eine Frauengruppe des Dokumentationszen-
trums Blumenthal der Volkshochschule in Bremen-
Nord ganz herzlich begrüßen.

(Beifall)

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Böhrn-
sen.

Abg. Böhrnsen (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Zachau, mit der
gebotenen Zurückhaltung möchte ich als Vertreter
der sehr großen Koalition die sehr kleine Oppositi-
on darauf hinweisen, dass Politik eigentlich nicht nur
daraus besteht, dass man Probleme aufzählt und sie
mehr oder weniger zutreffend analysiert, sondern
dass Politik doch in erster Linie Lösungen erarbei-
ten muss.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Da, lieber Kollege Zachau, ich habe Ihnen auf-
merksam zugehört, sind Sie uns nicht nur einiges,
sondern fast alles heute in Ihrer Rede schuldig ge-
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blieben. Dass Politik unter Sanierungsbedingungen
kein Spaziergang sein würde, wussten wir schon.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wir auch!)

Machen Sie uns doch einmal Vorschläge, mit denen
wir uns dann ernsthaft auseinander setzen können!
Heute müssen wir leider konstatieren, insofern Fehl-
anzeige!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Senat legt heute
einen Haushalt vor, der voraussichtlich nicht iden-
tisch sein wird mit dem Zahlenwerk, das wir im Juni
als Haushaltsgesetzgeber beschließen werden. Die
autonome Willensentscheidung gehört zum Wesen
parlamentarischer Debatten, und so wird es auch bei
den Haushaltsberatungen sein.

Eine erste Lesung, wie wir sie heute vornehmen,
kann deshalb nicht jede Zahl festklopfen, sondern
muss auf die richtige Richtung achten, auf die rich-
tigen Weichenstellungen. Das große Ziel, unter das
sich auch dieser Haushaltsentwurf einordnet, ist die
Fortsetzung des Sanierungskurses. Der vom Senat
vorgelegte Entwurf fügt sich ein in eine solide Fi-
nanzpolitik für Wachstum, für Beschäftigung und für
Strukturwandel. Wir halten an dem Ziel fest, im Jahre
2005 einen verfassungskonformen Haushalt vorzu-
legen. Die Summe der Nettokreditaufnahme soll also
das Investitionsvolumen nicht mehr übersteigen.

Meine Damen und Herren, Hoffnungen machen
einige Daten der jüngsten Zeit. Die Arbeitsmarkt-
daten signalisieren seit Monaten zunehmende Ent-
spannung auf dem Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosen-
quote sank im Jahresdurchschnitt 1999 um 0,8 Pro-
zent, vor allem im zweiten Halbjahr 1999 gelang der
Abbau der Arbeitslosigkeit im Lande Bremen deut-
licher als im übrigen Bundesgebiet.

(Beifall bei der SPD)

Die Stimmung in der Wirtschaft ist gut. Die aktu-
elle Konjunkturumfrage der Handelskammer belegt
dies. Im verarbeitenden Gewerbe liegt die Umsatz-
entwicklung über dem Bundesdurchschnitt. Auch
Tourismusbranche,  Gastgewerbe  und  Hafenum-
schlag verzeichnen starke Zuwachsraten. Der Ab-
wanderungstrend aus der Hansestadt ins Umland hat
sich im vergangenen Jahr abgeschwächt. Aber es
gibt auch andere Stimmen. So attestieren das Statis-
tische Landesamt wie das Bremer Institut für Wirt-
schaftsforschung dem Land Bremen ein Wirtschafts-
wachstum, das sich nach zeitweise überdurchschnitt-
licher Entwicklung wieder abgeschwächt hat. Der
erhoffte Boom auf dem Dienstleistungssektor sei bis-
lang ausgeblieben.

Dennoch, ich denke, das Fazit ist erlaubt, die Si-
gnale weisen auf einen positiven Trend. Der Anstieg
der Auftragseingänge, die optimistischen Erwartun-
gen der bremischen Wirtschaft und ihre stärkere
Investitionsbereitschaft sind deutliche Signale, die
sich durch die Steuerreform der Bundesregierung
noch verstärken werden.

Meine Damen und Herren, notwendiger Bestand-
teil unserer Sanierungsstrategie ist, Bürgerinnen und
Bürgern bei Ausstattung und Angebot an öffentli-
chen Leistungen Einschränkungen und Veränderun-
gen zuzumuten und gleichzeitig die Investitions-
quote sehr hoch zu halten. Die Projekte des Investi-
tionssonderprogramms   werden   allerdings   aus-
schließlich aus Sanierungshilfen finanziert. Wir set-
zen hier Mittel ein, die wir ohne das Sanierungs-
programm gar nicht hätten, Mittel, die wir also nicht
für konsumtive Zwecke ausgeben dürfen. Vorhaben
wie Space-Park, Internationale Universität Bremen
oder das Biotechnologiezentrum sind wichtige Bau-
steine des eingeleiteten Strukturwandels zu einem
modernen dienstleistungs-, technologie- und innova-
tionsorientierten Stadtstaat.

Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaftsstandorte Bremen und Bremerhaven stärken.
Zugleich aber möchten wir durch Investitionen die
Attraktivität des Landes als Lebens- und Wohnort
dauerhaft verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Nur so, meine Damen und Herren, werden wir die
Abwanderung von Einwohnern ins Umland weiter
begrenzen. Deshalb unternehmen wir zum Beispiel
größte Anstrengungen, um die Bäderlandschaft der
Stadt Bremen zu erhalten. Im Übrigen, auch darauf
möchte ich hinweisen, sind wir fest entschlossen,
sparsamste Mittelverwendung auch im Investitions-
bereich sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Für Projekte der Wirtschaftsförderung müssen hin-
sichtlich der Einhaltung des Kostenrahmens und der
Wirtschaftlichkeit dieselben strengen Maßstäbe an-
gewendet werden wie für Projekte im Kultur-, Ju-
gend- oder Sozialsektor.

(Beifall bei der SPD)

Fehlinvestitionen oder Mitnahmeeffekte müssen aus-
geschlossen sein. Die bremische Investitionspolitik
muss sich für die Menschen in Bremen und Bremer-
haven lohnen. Wenn wir in Marketing- und Touris-
musprojekte investieren, sollen davon nicht nur ei-
nige Entwickler-, Finanzierer- und Betreibergesell-
schaften verdienen, sondern damit müssen Arbeits-
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plätze in Bremen und Bremerhaven geschaffen wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Bremen ist ein Haus-
haltsnotlageland. Wir erhalten Sanierungsmilliarden
vom Bund. Für die Zusage dieser Sanierungshilfen
hat sich Bremen zu weitreichenden eigenen Sanie-
rungsleistungen verpflichtet. Bisher hat das Land
diesen Eigenbeitrag erbracht, wie Bund und Län-
der einvernehmlich festgestellt haben.

Bei den für die Zukunft der Eigenstaatlichkeit Bre-
mens außerordentlich wichtigen Verhandlungen
zwischen Bund und Ländern über die künftige Fi-
nanzverteilung wird uns der vorliegende Haushalts-
entwurf als Ausdruck der Ernsthaftigkeit und Glaub-
würdigkeit unserer Eigenanstrengung unterstützen.
Der Haushaltsentwurf zeigt ohne Beschönigungen,
wie drastisch gespart werden muss, wie tief die Ein-
schnitte sein werden, wie sehr sich die Leistungen
der öffentlichen Hand auf das Unvermeidliche und
Unverzichtbare reduzieren werden. Zugleich müs-
sen wir unsere Mitbürger davon überzeugen, dass
wir unsere Politik auch unter schwierigen Rahmen-
bedingungen an sozialer Gerechtigkeit ausrichten.
Uns ist klar, nur wenn niemand das Gefühl zu ha-
ben braucht, es werde Politik gegen ihn gemacht,
können wir von den Bürgerinnen und Bürgern En-
gagement und aktive Mitwirkung an der Gestaltung
der Zukunft unseres Stadtstaates erwarten.

(Beifall bei der SPD)

Nur wenn wir es schaffen, möglichst vielen das
Gefühl zu vermitteln, dass wir Politik für und nicht
gegen sie machen, kann uns die schwierige Grat-
wanderung zwischen Sparen und Investieren in so-
zial gerechter Verantwortung gelingen. Wir wollen
beim Sparen keinen Crashkurs fahren. Wir gehen
vielmehr so behutsam wie möglich vor und folgen
dabei längerfristigen Strategien. Um die Einsparvor-
gaben in den einzelnen öffentlichen Aufgabenfel-
dern zu realisieren, werden wir mit Leistungserbrin-
gern und -empfängern mehrjährige Kontrakte über
verbindliche Umbau- und Rationalisierungsmaßnah-
men abschließen.

Der vorliegende Haushalt beinhaltet Investitionen
in die Vor- und Überleitungsfinanzierung solcher
neuen und langfristig kostensenkenden Strukturen.
Sie sind Beispiel dafür, wie wir Sparen mit Umbau
und Gestalten verbinden können. Weil er Erfolg ver-
spricht, sind wir entschlossen, diesen und andere
ungewohnte Wege zu gehen. Wer sich dagegen dar-
auf beschränkt, Horrorszenarien zu entwickeln, ver-
liert wertvolle Zeit zur Lösung drängender Proble-
me.

Wir werden offensiv an die vor uns liegenden Auf-
gaben herangehen. Dass wir dies nicht ohne, schon

gar nicht gegen, sondern ganz entschieden mit den
Bürgerinnen und Bürgern tun wollen, betone ich hier
noch einmal. Damit sie uns auf dem Sanierungsweg
begleiten, haben sie Anspruch auf Transparenz und
Überprüfbarkeit politischer Entscheidungen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen aktive, mündige Bürgerinnen und Bür-
ger. Ihrer Kritik stellen wir uns, ihre Vorschläge neh-
men wir ernst.

Meine Damen und Herren, das Gesamtwohl hat
Vorrang vor Einzelinteressen. Dieser Satz der Ko-
alitionsvereinbarung steht außer Frage. Es gilt aber
auch: Das Wohl der Bürgerinnen und Bürger des
Landes muss für die Politik Leitlinie allen Handelns
sein. Sie muss daher alles daransetzen, dem Ein-
druck entgegenzuwirken, das Wohl des Einzelnen
werde etwa der abstrakten Idee bremischer Eigen-
staatlichkeit geopfert. Ich könnte mir in diesem Zu-
sammenhang vorstellen, durch sparsamstes Vorge-
hen bei der Realisierung des ISP-Programms einige
Millionen DM als Impulse für eine lebenswerte Stadt
bereitzustellen.

(Beifall bei der SPD)

Mit diesem Geld könnten einige kleinere Investi-
tionen verwirklicht werden, die zwar auch die Wirt-
schaftskraft stärken, aber in mindestens gleicher
Weise die Lebensqualität in Bremen und Bremerha-
ven erhalten und verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Wichtigstes Kriterium für die Entscheidung, wel-
che Vorhaben mit diesem Geld finanziert werden,
könnten nach meiner Auffassung die von möglichst
vielen Bremerinnen und Bremern, Bremerhavene-
rinnen und Bremerhavenern erfahrenen unmittelba-
ren Wirkungen solcher Projekte sein: Investitionen
in die kulturelle Infrastruktur, in die Sicherheits- und
Gesundheitsinfrastruktur, um nur Beispiele dafür zu
nennen. Solche, ich nenne es einmal Impulsgelder
könnten ausschließlich für solche Planungen ver-
wendet  werden,  deren  Realisierung  im  übrigen
Haushalt trotz nachdrücklichen Bemühens nicht
gelingt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich lade Sie ein, dass
wir über diese Vorschläge nachdenken. Ich denke,
es könnte ein Weg sein, nicht nur das eine oder an-
dere wichtige Vorhaben zusätzlich zu finanzieren,
sondern es könnte auch ein Weg sein, die unabding-
bare Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern
für unseren Sanierungsweg zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD)
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Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund
enger finanzieller Rahmenbedingungen müssen wir
allerdings Prioritäten und Schwerpunkte immer auch
unter Berücksichtigung des Finanzierbaren setzen.
Hierzu einige Beispiele: Die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit ist für Sozialdemokraten die vorrangi-
ge Aufgabe.

(Beifall bei der SPD)

Ich sagte bereits, erste Erfolge auf dem Arbeitsmarkt
berechtigen zu Hoffnungen. Dennoch bleibt die Lage
insbesondere in Bremerhaven schwierig und unbe-
friedigend. Fortführung und Ausbau aktiver Arbeits-
marktpolitik haben für uns trotz des Sparzwangs
Priorität.

(Beifall bei der SPD)

Das Programm „Hilfe zur Arbeit“, das Sozialhil-
feempfänger ins Berufsleben zurückführt, soll in den
nächsten Jahren deutlich ausgebaut, das Stellenan-
gebot auf 2000 verdoppelt werden. Auf diese Weise
verfolgen wir eine doppelte Strategie. Teilnehmer
des Programms werden vom Staat finanziell unab-
hängig, und der Staat wird auf längere Sicht von
einem Teil seiner drückenden Sozialhilfelasten be-
freit. Das Bündnis für Arbeit und Ausbildung wurde
erfolgreich fortgesetzt. Es gibt eine Reihe von kon-
kreten Verabredungen der Bündnispartner mit dem
Ziel, zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaffen. Die
Bekämpfung der Schwarzarbeit steht ebenso auf der
arbeitsmarktpolitischen Agenda des Landes Bremen
wie die Entwicklung neuer Arbeitszeitmodelle.

Meine Damen und Herren, der Bildungsbereich
ist und bleibt für die SPD-Fraktion ein weiterer deut-
licher Schwerpunkt. Die von uns durchgesetzte Er-
höhung der Ressorteckwerte ist Ausdruck dieser Ge-
wichtung.

(Beifall bei der SPD)

Das in den Haushaltsentwurf eingestellte höhere
Budget ist sicherlich nicht geeignet, alle Wünsche
zu erfüllen, bietet aber eine gegenüber der voran-
gegangenen Legislaturperiode weitaus günstigere
Ausgangsbasis. Der immense Sanierungsbedarf der
Schulen ist unbestritten. Über den Stadtreparatur-
fonds werden wir nun 30 Millionen DM pro Jahr in
die Sanierung der Gebäude investieren. Wir sind uns
bewusst, dass auch diese Summe noch nicht aus-
reicht, um alle Bedarfe zu decken. Mir macht aber
Mut zu erleben, mit welcher Entschlossenheit unser
Bildungssenator   Willi   Lemke   unkonventionelle
Ideen entwickelt, neue Wege prüft und nutzen will.

(Beifall bei der SPD)

Sein Vorgehen weist in die richtige Richtung. Wir
Sozialdemokraten werden ihn und jeden, der eben-

so konstruktive Innovationen präsentiert, tatkräftig
unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Eine der wichtigsten bildungs- und sozialpoliti-
schen Projekte dieser Legislaturperiode ist die flä-
chendeckende Einführung der verlässlichen Grund-
schule mit dem Ziel eines möglichst umfassenden
und  einheitlichen  pädagogischen  Angebots  für
Grundschulkinder. Hier sind Bildungs- und Sozial-
ressort neue Wege der Kooperation gegangen. Die-
se ressortübergreifende Zusammenarbeit wird, da
bin ich ganz sicher, die verlässliche Grundschule zu
einem Erfolgsmodell unserer Politik machen. Aller-
dings wird es eine wichtige Aufgabe in den bevor-
stehenden Haushaltsberatungen sein, dass wir da-
für auch die notwendigen finanziellen Ausstattun-
gen schaffen.

Mit der Beschlussfassung der Bildungsdeputation
in der vergangenen Woche ist ein konstruktiver Weg
gefunden worden, die vollen Halbtagsschulen in das
neue Konzept einzubinden. Neue Wege der Koope-
ration sehen wir auch in der zwischen dem Bildungs-
senator und der Handelskammer verabredeten Zu-
sammenarbeit, die auf eine Qualitätsoffensive für
praxisorientierte Schulabschlüsse zielt. Das engere
Zusammenrücken von Wirtschaft und Schule wird
die Berufschancen junger Menschen sicherlich ver-
bessern.

(Beifall bei der SPD)

Die begrüßenswerte Vereinbarung entlastet die
Wirtschaft allerdings nicht davon, allen Jugendli-
chen, die dies wünschen, einen Ausbildungsplatz zu
verschaffen und so einen wichtigen Beitrag zur Sa-
nierung des Landes Bremen zu leisten.

(Beifall bei der SPD)

Unter das Motto „Sparen und Erneuern“ hat So-
zialsenatorin Hilde Adolf die Bewältigung der vor
ihr liegenden Aufgaben gestellt. Sie schafft die Vor-
aussetzungen dafür, die Gratwanderung des verord-
neten Nullwachstums der Sozialhilfeausgaben zu
bestehen. Sie ist auf gutem Wege zu zeigen, dass
die Angleichung unserer sozialen Standards an die
anderer Länder nicht zu einer schlechteren sozialen
Versorgung in unserem Lande führen muss.

(Beifall bei der SPD)

Der von Hilde Adolf in Angriff genommene Um-
bau ist darauf ausgerichtet, mehr Effizienz bei der
Leistungserbringung mit der Absicherung der Hilfs-
angebote für wirklich Bedürftige zu koppeln. Dabei
soll insbesondere das Potential der Selbsthilfemög-
lichkeiten der betroffenen Menschen gestärkt wer-
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den, damit sie mehr Verantwortung für ihr Leben
übernehmen. Um die unverzichtbaren sozialen und
gesundheitlichen Aufgaben weiterhin in einer ho-
hen Qualität leisten zu können, müssen wir Syner-
gieeffekte und Wirtschaftlichkeitsreserven nutzen
und vorhandene Ressourcen konzentrieren. Entspre-
chende Strukturveränderungen hat Hilde Adolf auf
den Weg gebracht, sei es bei der Sozialhilfe, den
Kindergärten oder durch ein neues Programm zur
Innovation von Gesundheit und Pflege.

Wir werden diese Politik nachdrücklich unterstüt-
zen. Wir werden entschlossen, aber nicht überstürzt
handeln, um die zukunftsträchtigen Strukturen bis
zum Ende der Sanierungsphase zu realisieren.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Sanierung des Lan-
des Bremen ist untrennbar mit der zur Verfügung
stehenden Infrastruktur sowie den Angeboten an
Gewerbeflächen und Bauland verbunden. Eine leis-
tungsfähige Infrastruktur ist wichtig für die Entwick-
lung unserer Stadt. Wir investieren in die Zukunft.
Wichtige Beispiele hierfür sind: Bau des Hemelinger
Tunnels, sechsspuriger Ausbau der A 27, Hafenrand-
straße,  Autobahnanschluss  für  die  Hemelinger
Marsch, Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, un-
ter anderem die Linie vier bis Borgfeld beziehungs-
weise bis Lilienthal.

(Beifall bei der SPD)

Wir investieren in die Innenstadt, in die Neben-
zentren, schaffen am Hauptbahnhof ein erstklassi-
ges Messe- und Veranstaltungszentrum und setzen
weitere  Schwerpunkte,  beispielsweise  durch  den
Space-Park, die Entwicklung der Häfen rechts der
Weser sowie in Vegesack und auch in Blumenthal.

(Beifall bei der SPD)

Für unseren Zwei-Städte-Staat hat zudem die re-
gionale Einbindung und Abstimmung besondere Be-
deutung, die künftig im Rahmen einer Weiterent-
wicklung  der  gemeinsamen  Landesplanung  ver-
stärkt wird, damit sich der gesamte Nordwesten mit
dem Oberzentrum Bremen im Konzert der europäi-
schen Regionen behaupten kann. Tine Wischer hat
hier in der vergangenen Woche eine wichtige neue
Funktion übernommen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, angesichts der schwie-
rigen Arbeitsmarktlage und der Wirtschaftsstruktur
in Bremerhaven besteht für uns die besondere Ver-
pflichtung, der Seestadt bei ihren strukturpolitischen
Anstrengungen umfassend zu helfen.

(Beifall bei der SPD)

Dabei stellen das Wahlergebnis und die neue Koali-
tion in Bremerhaven die erfolgreiche politische Ba-
sis im Handeln für Bremerhavens Zukunft dar.

Basis der Aktivitäten in Bremerhaven wird auch
zukünftig der Hafen sein. Der überwiegende Teil der
Hafeninvestitionen fließt nach Bremerhaven, die Fi-
schereihafendoppelschleuse wird Mitte 2000 fertig.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Auch Herr Weber strahlt!)

Ein Entwicklungskonzept „Häfen 2010“ wird erar-
beitet. Bis zum Jahre 2003 soll das Projekt „Contai-
nerterminal III a“ fertig gestellt sein. Die Planungen
für den Terminal IV werden vorbereitet, der Colum-
busbahnhof wird mit einer Investitionssumme von
rund 45 Millionen DM zu einem zukunftsfähigen
Kreuzfahrtterminal umgebaut.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Neben dem Ausbau der maritimen Funktion im
Hafensektor werden wir unter anderem durch die
Bereitstellung von Wettbewerbshilfen die Beschäf-
tigung auf den Werften marktorientiert stabilisieren
und selbstverständlich EU-konform unterstützen. Die
besondere Chance der Seestadt im maritimen Tou-
rismus wollen wir nutzen und stehen zum Ocean-
Park, natürlich unter Beachtung der nachzuweisen-
den Wirtschaftlichkeit.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Schluss kommen und sagen, der Senat hat dem Par-
lament nun seinen Haushaltsentwurf vorgelegt! Die-
ser Entwurf geht jetzt in die parlamentarische Bera-
tung, und nun sind wir, der Haushaltsgesetzgeber,
am Zuge. Ich bin sicher, dass wir vor dem Hinter-
grund noch offener Probleme im Laufe der parla-
mentarischen Beratungen den Haushaltsentwurf ver-
ändern werden, aber dort, wo wir mehr Geld aus-
geben wollen, werden wir auch sagen müssen, an
welcher Stelle wir weniger Geld einsetzen werden.

Ergebnisse werden wir kaum ohne intensive und
vermutlich auch schwierige Gespräche und manche
Kontroverse in der Sache erzielen, aber wir brau-
chen harte Auseinandersetzungen nicht zu scheu-
en. Uns geht es darum, zu verantwortlichen, fairen,
sozial ausgewogenen Ergebnissen zu gelangen. Wir
Sozialdemokraten sind bereit, konstruktiv und krea-
tiv für die Sanierung des Haushalts und das Wohl
der in Bremen und Bremerhaven lebenden Men-
schen zu arbeiten. Ich danke allen, die uns auf dem
für uns alle schwierigen Weg aus der Haushalts-
notlage unterstützen! Ich bin sicher, wir werden am
Ende Erfolg haben.

(Anhaltender Beifall bei der SPD
und bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Eckhoff.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 13. Sitzung am 22. 03. 00 877

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Bremen steht weiter-
hin vor großen Anstrengungen, die auf dem zukünf-
tigen Wege der Sanierung vor uns liegen, aber eine
Verbesserung der Wirtschafts- und Finanzpolitik un-
seres Bundeslandes, und das geht speziell an die
Adresse auch der Grünen, werden wir weder mit
dem Schüren von Ängsten noch mit dem Beschimp-
fen einer erfolgreichen Politik, sondern nur, wenn
alle Bürgerschaftsabgeordneten der großen Koaliti-
on zusammen mit dem Senat die jetzt anstehenden
Aufgaben anpacken, in Bremen erreichen.

(Beifall bei der CDU — Abg. B e c k -
m e y e r  [SPD]: Das Land!)

Immer das Land Bremen, Herr Kollege Beck-
meyer! Deshalb habe ich, Herr Zachau, auch Ihre
Rede, ehrlich gesagt, nur bedingt nachvollziehen
können. Sie haben 25 Minuten eine aus Ihrer Sicht
vorhandene Situation beschrieben und haben dann
Gott sei Dank in den letzten drei Minuten Ihrer Rede
wenigstens noch einmal den einen oder anderen al-
ternativen Punkt vorgeschlagen. Aber Sie haben,
und das finde ich eigentlich bedenklich, weil ich
dachte, grüne Politik zeichnet sich immer durch eine
gewisse Form von neuen Ideen aus, sich leider auch
permanent in Widersprüchen verzaudert.

(Heiterkeit)

Herr Kollege Zachau, Sie haben auf der einen
Seite kritisiert, dass dieser Plan, den uns der Senat
vorlegt, einen Anstieg der Verschuldung von 17 auf
20 Milliarden DM vorsieht, haben aber permanent,
nicht nur in den letzten Jahren, sondern unterschwel-
lig auch heute wieder, neue komsumtive Ausgaben
im Bereich Kultur, Soziales, Bildung et cetera gefor-
dert. Dies würde bedeuten, dass die Verschuldung
über die 20 Milliarden DM hinaus ansteigt. Sie müs-
sen sich schon entscheiden, was Sie wollen, entwe-
der sparen oder konsumtive Ausgaben!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Lieber Herr Zachau, dann kommen Sie und sa-
gen, diese Privatisierung hätten die Grünen nicht
betrieben, das würde aber bedeuten, dass unsere
Neuverschuldung beziehungsweise unser Schulden-
stand im Jahr 2005 ohne die Privatisierungserlöse
entsprechend höher liegen würde. Auch da müssen
Sie sich entscheiden, was Sie wollen, die Privatisie-
rungserlöse, die entsprechend dazu führen, dass wir
bei nur 20 Milliarden DM sind oder aber entspre-
chend die Situation, so wie Sie sie beschrieben ha-
ben.

Darüber hinaus, Herr Kollege Zachau, sagen Sie,
auf der einen Seite hätten die CDU-Senatoren den
Umlandgemeinden den Kampf angesagt und hät-

ten einen Flächenkampf begonnen, und auf der an-
deren Seite kritisieren Sie, wenn sich die Betriebe
im Umland ansiedeln oder die Bürger nach auswärts
gehen. Sie müssen sich schon für eine Richtung ent-
scheiden und die dann hier vortragen und nicht ver-
suchen, uns mit einer Sowohl-als-auch-Politik Alter-
nativen aufzuzeigen!

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, dass, sehr geehrte Damen und Her-
ren, der Weg, wie er durch die große Koalition be-
schritten wird, leider ein alternativloser Weg ist, weil
wir, und Hartmut Perschau hat das sehr ausführlich
ausgeführt, im Jahr 2005 einen verfassungskonfor-
men Haushalt vorlegen müssen, aber wir wollen es
auch, um insbesondere der Jugend in dieser Stadt
wieder mittelfristig und langfristig Perspektiven auf-
zuzeigen.

(Beifall bei der CDU)

Die zukünftige Existenzfähigkeit des Bundeslan-
des Bremen hängt natürlich zu ganz erheblichen
Teilen von dem zukünftigen Länderfinanzausgleich
ab. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
November des vergangenen Jahres hat klargestellt,
dass wir bis zum Jahr 2002 den Finanzausgleich neu
regeln müssen. Die Zeit drängt, und die Verhand-
lungslage ist sicherlich schwierig, aber ich glaube,
Hartmut Perschau hat in seiner Rede noch einmal
sehr deutlich beschrieben, wie die Strategie aussieht,
die er als Finanzsenator mit der Allianz der zehn
Länder verabredet hat. Ich glaube, es ist gut so, dass
wir gegenüber den Südländern insbesondere auch
die Interessen der schwächeren Regionen im Nor-
den dieser Republik deutlich formulieren, und Hart-
mut Perschau hat diese Interessen in den letzten
Wochen und Monaten in der Öffentlichkeit sehr
deutlich vorgetragen.

(Beifall bei der CDU — Abg. B e c k -
m e y e r  [SPD]: Wer regiert eigentlich in

den Südstaaten?)

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten, sehr
geehrte  Damen  und  Herren,  zeigen  eine  positive
Grundtendenz in Bremen. Sowohl aktuelle Entwick-
lungsindikatoren, Arbeitsmarktumsätze in den ver-
schiedenen Bereichen als auch die mittelfristigen
Kennzahlen wie Auftragseingänge und Geschäfts-
klima lassen zunehmende Verbesserungen der re-
gionalen Wirtschafts- und Finanzdaten im laufen-
den Haushaltsjahr erwarten.

Der Kollege Böhrnsen hat auf einige Zahlen hin-
gewiesen. Ich möchte sie doch noch einmal ganz
kurz ansprechen: Verringerung der Arbeitslosenquo-
te im Jahresschnitt um 0,8 Prozent, im Januar lagen
wir bereits 1,1 Prozent unter der entsprechenden
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Zahl des Vorjahres. Weitere Indikatoren wie zum
Beispiel die Umsätze des verarbeitenden Gewerbes
sind um 3,2 Prozent oder aber, um einmal eine Zahl
zu nennen, um eine Milliarde DM hier entsprechend
angestiegen. Der Seegüterumschlag, insbesondere
aufgrund des Erfolgs auch des Containerverkehrs,
der um 18,7 Prozent gestiegen ist und damit einen
wichtigen Beitrag gerade für die Kommune Bremer-
haven gebracht hat, steigt an.

Die Bereiche Tourismus und Gastgewerbe haben
sich entsprechend erhöht, die Zahl der Übernach-
tungen stieg um 7,3 Prozent. Erstmals wurde die
Eine-Million-Grenze erreicht, Hartmut Perschau hat
darauf verwiesen, und die Umsatzwerte im Gast-
gewerbe überstiegen das Vorjahresniveau um drei
Prozent. Diese Entwicklung, Herr Kollege Zachau,
zeigt  deutlich,  dass  wir  eine  angelaufene  Auf-
schwungphase haben, die sich auch in diesem Jahr
fortsetzen wird, und dass dies zu entsprechenden
Arbeitsmarkt-  und  auch  Steuereinnahmeeffekten
führen wird.

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen:
Bundestrend!)

Aber, sehr geehrte Damen und Herren von den
Grünen, auch andere Zahlen, wie sie von der Han-
delskammer in den letzten Wochen und Monaten
veröffentlicht wurden, zeigen, dass die wirtschaftli-
che Entwicklung auf dem richtigen Weg ist. Das
anziehende Auslandsgeschäft ist zum Beispiel einer
dieser Indikatoren, von denen Bremen natürlich auch
entsprechend profitiert.

Ich möchte jetzt gar nicht auf die weiteren Rah-
mendaten, die es in diesem Punkt auch gibt, einge-
hen. Ich möchte nur sagen, dies alles darf für uns
kein Grund sein, die Anstrengungen nachzulassen,
wir müssen sie auf den verschiedenen Gebieten in-
tensivieren. Was das für uns bedeutet, darauf will
ich gleich noch einmal eingehen.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte als erste Maßnahme auch speziell den
Bereich Bremerhaven erwähnen. Dort explodieren
nämlich die Zahlen des Containerumschlags radi-
kal, und es gibt Steigerungsraten von knapp 20 Pro-
zent, die man vorsichtig auch in den kommenden
Jahren fortschreiben kann, wenn wir denn rechtzei-
tig die notwendigen Infrastrukturen schaffen. Das
bedeutet für uns als CDU-Fraktion eine schnelle Rea-
lisierung des Containerterminals III a und auch des
Containerterminals IV.

(Beifall bei der CDU)

Wir dürfen uns in der Entwicklung der Region Bre-
merhaven nicht durch bestimmte Umweltauflagen
beeinträchtigen lassen, meine Damen und Herren.

Deshalb bin ich Hartmut Perschau dankbar für sei-
ne Ausführungen zum Containerterminal IV, wie
weit wir bis zum Jahr 2001 mit der Planreife kom-
men werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
SPD, dies ist auch nicht alternativ zu Planungen ei-
nes Seehafens in Wilhelmshaven oder Cuxhaven zu
sehen, dies ist additiv, weil in erster Linie vom CT IV
die Region Bremerhaven, die strukturschwach ge-
nug ist, profitieren wird. Ich hoffe, dass Sie dort mit-
ziehen werden!

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, aber auch die
anderen Zahlen zeigen deutlich, dass wir unsere
Anstrengungen  erhöhen  müssen.  Der  Dienstleis-
tungssektor, das ist heute auch kurz angesprochen
worden, bietet enorme Perspektiven. Ich stimme da
ausdrücklich auch mit dem Kollegen Böhrnsen über-
ein, was das für die Menschen bedeutet, hier müs-
sen wir sagen, dass das natürlich in erster Linie auch
mit der Frage der Schaffung neuer Arbeitsplätze
verbunden ist. Was das bedeutet, haben wir auch
der BAW-Studie entnehmen können. Eine Anglei-
chung der Dienstleistungsgesellschaft Bremen an die
Zahl des bundesdeutschen Durchschnitts der Groß-
städte würde nach der Studie 17.200 Arbeitsplätze
in Bremen und 4200 neue Arbeitsplätze in Bremer-
haven bedeuten. Nur ein Durchschnitt der jeweili-
gen Städte! Dies wären 21.000 neue Arbeitsplätze
im Bundesland Bremen. Deshalb müssen wir natür-
lich in diesen Bereichen unsere Anstrengungen auch
noch einmal entsprechend erhöhen.

Ein Schwerpunkt davon ist unter anderem aber
auch die Frage des Städtetourismus. Eine Anpassung
an den Durchschnitt würde hier 600.000 zusätzliche
Übernachtungen bedeuten. Das wiederum würde
zirka 6000 neue Arbeitsplätze in diesem Bereich mit
sich bringen. Dafür muss man aber natürlich auch
Vorleistungen erbringen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren von den Grünen und auch von der
SPD! Dies bedeutet, dass wir natürlich Projekte, die
wir eigentlich schon beschlossen haben, auch durch-
ziehen müssen. Wir müssen die Projekte, wie zum
Beispiel Messehalle sieben, das Rhodarium oder
aber auch die Rennbahn, auf den Weg bringen.

Dazu möchte ich den Sprecher der Wirtschafts-
deputation, Herrn Leo, der sich ja in der letzten Zeit
häufiger zu Wort gemeldet hat, mit Genehmigung
des Präsidenten zitieren. Im „Weser Report“ schreibt
Herr Leo: „Ich hoffe, dass nach der Baudeputation
nun auch die Wirtschaftsförderungsausschüsse am
30. März alle Projekte beschließen werden. Mein Ziel
als Sprecher der Wirtschaftsdeputation lautet, alle
gemeinsam mit den Koalitionären vereinbarten Pro-
jekte müssen jetzt zügig in die Tat umgesetzt wer-
den. Space-Park, Rhodarium und Rennbahn müs-
sen endlich als Baumaßnahmen sichtbar werden.“
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Recht hat Herr Leo, wir unterstützen ihn dabei, ich
hoffe auch seine eigene Fraktion!

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren von der Opposi-
tion,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Von der
kleinen Opposition!)

von  der  sehr  kleinen  Opposition,  nur  mit  Gute-
Nacht-Politik steigert man nicht die Zahl der Über-
nachtungen in Bremen, deshalb müssen Sie auch in
diesem Bereich deutliche Perspektiven nennen, was
Sie eigentlich wollen! Sie haben in den Bereichen
Städtetourismus und Dienstleistung nicht eine Per-
spektive vorgetragen! Deshalb hoffe ich, dass wir
das in den nächsten Runden vielleicht erwarten kön-
nen.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch
ein deutliches Statement zu dem Bereich Kultur, der
uns ja in den nächsten Wochen sicherlich noch wei-
ter beschäftigen wird!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Der Banause!)

Sie müssen nicht immer nur die eigenen Kollegen
zitieren, Frau Stahmann!

(Zuruf der Abg. Frau D r .  T r ü p e l
[Bündnis 90/Die Grünen])

Nein, Frau Dr. Trüpel, die Kultur ist natürlich in
diesem Sinne auch ein weicher und im Rahmen des
Städtetourismus ein entscheidender Standortfaktor.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Deshalb hat es in den letzten Jahren zum Beispiel
aus dem Wirtschaftsressort jedes Jahr zehn Millio-
nen DM gegeben. Es ist auch für die nächsten Jahre
vorgesehen, dass dort Mittel zur Stärkung der kul-
turellen Vielfalt dieser Stadt bereitgestellt werden.
Das wird fortgesetzt werden. Deshalb ist das über-
haupt kein Widerspruch zur Politik der großen Ko-
alition, den Sie hier definieren wollen.

(Beifall bei der CDU — Zuruf der Abg. Frau
D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/Die Grünen])

Nein, Frau Dr. Trüpel, das ist kein Widerspruch,
weil — das ist wiederum der umgekehrte Punkt —
natürlich  auch  die  Kultureinrichtungen,  was  die

Sparanstrengungen betrifft, keinen Freibrief in die-
ser Stadt bekommen können. Jens Böhrnsen hat es
gesagt, wir müssen die Politik verständlich machen
für die Menschen, und verständlich heißt auch, dass
in den Kultureinrichtungen alle Anstrengungen des
Sparens unternommen werden. Wenn es dann ei-
nen Fehlbedarf gibt, bin ich mir sicher, dass wir uns
in den Haushaltsberatungen entsprechend einigen
werden, diesen Fehlbedarf auch auszugleichen, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau D r .
T r ü p e l  [Bündnis 90/Die Grünen]: Er hat

es immer noch nicht verstanden!)

Ach, Frau Dr. Trüpel, ich bin gern bereit, meine
Zeit mit Ihnen zu opfern, dass Sie es mir noch ein-
mal erklären können! Das mache ich sehr gern, und
ich hoffe, dass Sie es mir dann noch einmal beibrin-
gen können.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Daran arbeiten wir!)

Vielleicht begreift es dann auch der Kulturbanause
Eckhoff irgendwann einmal in Ihrem Sinne!

(Abg. Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
So viel Zeit hat sie nicht! — Heiterkeit)

Das ist ja eigentlich ärgerlich, nicht, Herr Kollege?
Für mich zumindest, ja!

Sehr geehrte Damen und Herren, aber auch in
anderen Bereichen, und ich finde, darüber kann man
sich durchaus noch einmal auseinandersetzen, das
ist eigentlich der einzige Vorschlag, den ich vom
Kollegen Zachau gehört habe, auf den man noch
einmal näher eingehen sollte, ist die Frage, wie wird
sich Bremen zukünftig den neuen Technologien, der
Informations- und Mediengesellschaft nähern. Die-
se Technologien bestimmen den Wandel der Gesell-
schaft weltweit in einem Tempo, wie wir es alle bei
den letzten Haushaltsberatungen vor zwei Jahren
sicherlich noch nicht gedacht haben.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Auch
in den Schulen!)

Auch in den Schulen, Frau Kollegin Hövelmann!
Ich komme darauf gleich noch einmal zurück.

Das Internet, meine Damen und Herren, sorgt
dafür, dass sich sämtliche Schutzzonen der heimi-
schen Wirtschaft mittlerweile auflösen. Neue Infor-
mationstechnologien bilden den Mittelpunkt des
Wirtschaftswachstums und auch der Schaffung neuer
Arbeitsplätze in fast allen Ländern und Regionen.
Wenn ich das nur einmal sagen darf, weil das auch
eine Zahl ist, bei der man, glaube ich, überhaupt
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gar keine Schuld zuweisen kann, sondern bei der
wir alle daran arbeiten müssen, dass sich dies än-
dert. Die Gründerquote in den Vereinigten Staaten
von Amerika beträgt 8,4 Prozent, also, es machen
sich von 100 Erwachsenen 8,4 selbständig. In Kana-
da beträgt die Quote 6,8, in Israel 5,4, in Großbri-
tannien 3,3 Prozent. Deutschland liegt leider bei 2,1
Prozent. Dies ist auch eine Frage von gesellschaftli-
chen Ansprüchen, die wir hier an uns selbst richten.

Wir als CDU werden in den nächsten Jahren alles
dazu beitragen, Herr Kollege Zachau, dass wir hier
wirklich wieder eine Selbständigkeitsinitiative star-
ten werden. Erste Anstrengungen sind auf diesem
Weg auch in Bremen erfolgt. Wir werden aber auf
diesen Gebieten sicherlich die Anstrengungen wei-
ter erhöhen müssen.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Richtig, genau!)

Frau Kollegin Trüpel, ich habe aber nicht gerade
den Eindruck gehabt, dass es die Grünen waren, die
in den letzten zehn Jahren diese Philosophie hoch-
gehalten haben. Sie haben sie leider kontraproduk-
tiv begleitet in unserem Land!

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis  90/Die  Grünen]:  Nun
müssen Sie die Vorurteile aber auch nicht
alle bedienen, das ist doch auch langwei-

lig!)

Frau Kollegin Linnert, ich habe sehr wohl erkannt,
dass es im Vortrag des Kollegen Zachau eine ande-
re Schwerpunktsetzung gegeben hat, als ich sie mir
vor vier Jahren vielleicht noch hätte vorstellen kön-
nen. Deshalb habe ich es doch positiv angesprochen
als einen Beitrag, über den wir uns alle in den näch-
sten Wochen und Monaten noch einmal verständi-
gen könnten. Ich will weitere Kennzahlen, die ich
hier noch dabei habe, nicht erwähnen. Was wir in
den Bereichen noch alles machen können, würde
für eine Extradebatte reichen.

Vielleicht können wir auch die Diskussion über
den Antrag zur Green Card, den die Grünen einge-
bracht haben, dazu nutzen, um uns ausführlich dar-
über zu unterhalten. Der Weg, den Sie jetzt aller-
dings andenken mit Ihrem Bundeskanzler Schröder,
die Leute für fünf Jahre ins Land zu holen, zu hof-
fen, dass man irgendwelche Arbeitsmarkteffekte da-
mit erreicht, vielleicht noch, dass die Leute sich hier
selbständig machen, ist doch völlig illusorisch! Die-
ser Weg, den Sie andenken, ist leider der völlig fal-
sche, dann müssen wir uns über andere Themen un-
terhalten. So, wie Sie es machen wollen, wird es nicht
klappen! Die Leute, die Sie hierher bekommen, wer-
den nicht die Topeliten sein, weil sie eine Perspekti-
ve über die fünf Jahre hinaus haben wollen. Des-

halb freue ich mich sehr auf die Debatte zu diesem
Thema.

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, Bremen hat in
den nächsten Jahren die Gelegenheit, von dieser
neuen Technologie- und Mediengesellschaft in der
Region zu profitieren, indem wir sie weiter offensiv
angehen und gestalten, oder wir haben die Alterna-
tive, von der Entwicklung überrollt zu werden, und
in anderen Regionen werden dann die Arbeitsplät-
ze entsprechend gestaltet. Die CDU-Bürgerschafts-
fraktion wird diesen Prozess offensiv mitgestalten.
Dies  bedeutet  aber  natürlich  auch,  und  deshalb
möchte ich Ihnen dazu ein paar Vorschläge machen,
dass wir Scherpunkte setzen müssen. Dies bedeutet
auch, dass wir in der Bildungspolitik, sehr geehrte
Damen und Herren, die Naturwissenschaften wei-
ter stärken müssen und vor dem Hintergrund der
gestrigen Debatte, dass wir möglichst schnell, weil
das internationaler Standard ist, zu einer weiteren
Schulzeitverkürzung kommen müssen.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ha-
ben wir doch gesagt gestern!)

Ich hoffe, dass wir andere Modelle finden werden,
Frau Kollegin Hövelmann, um möglichst zügig wei-
tere Projekte zur Schulzeitverkürzung realisieren zu
können.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Es geht um die Qualität!)

Richtig, Frau Stahmann, es geht auch um Quali-
tät! Es hat aber kein Mensch gesagt, dass man die
gleiche Qualität nicht auch in zwölf Jahren erreicht,
für die man bis jetzt 13 Jahre benötigt, indem man
sich auf die wesentlichen Bereiche der Bildungsin-
halte konzentriert.

(Beifall bei der CDU — Zurufe vom Bünd-
nis 90/Die Grünen)

Darüber haben wir sicherlich Definitionsprobleme,
das glaube ich auch, zumindest dass es da Punkte
gibt, die man diskutieren muss.

Auch in der Wissenschaftspolitik müssen wir alle
Anstrengungen unternehmen, um insbesondere den
Bereich der Informatik weiter zu stärken. Dazu eine
letzte Kennzahl vielleicht: In Deutschland werden
in jedem Jahr 5000 Wirtschaftsinformatiker ausge-
bildet und 100.000 nachgefragt, sehr geehrte Damen
und Herren. In der neuen Aktiensprache ist das eine
zwanzigfache Überzeichnung! An diesem Zustand
müssen  wir  an  unseren  Hochschulen  möglichst
schnell etwas ändern!

(Beifall bei der CDU)
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Deshalb hoffe ich, dass wir das entsprechend errei-
chen werden.

Um zu den Schulen noch einmal ein Wort zu sa-
gen, Frau Kollegin Hövelmann, weil Sie mich gera-
de so nett anschauen! Wir haben als CDU-Bürger-
schaftsfraktion auf unserer Klausurtagung beschlos-
sen, dass wir gern mit Ihnen bereit sind, Mittel des
Öko-WAP umzusteuern in ein Zukunfts-WAP und
zu sagen, damit wollen wir insbesondere das von
Ihnen propagierte Programm „PC an die Schulen“
stärken. Es hat keine 24 Stunden gedauert, bis Sie
sich davon verabschiedet haben. Das ist Ihre kon-
krete Zukunftspolitik, meine sehr geehrten Damen
und Herren von der SPD.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau H ö -
v e l m a n n  [SPD]: Wir finden da noch ei-

nen Weg!)

Der Kollege Böhrnsen hat ja gesagt, wir wollen
uns in den nächsten Wochen konstruktiv streiten.
Vielleicht finden wir ja auch in dieser Frage eine
konstruktive Lösung, wie wir es als große Koalition
immer hinbekommen haben.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Wir stellen die
PC in den FFH-Gebieten auf!)

Damit geben Sie mir ein weiteres Stichwort, und
das zeigen wirklich alle Untersuchungen, alle Ge-
spräche und alle Studien, die es in diesem Bereich
gibt, letzte Woche hat gerade die Boston Consult
Group eine Studie im „Focus“ veröffentlichen las-
sen, was auch ganz entscheidend für die Entwick-
lung dieser Zukunftstechnologiezentren ist: Ganz
entscheidend dafür ist die Nähe zur Universität, ent-
scheidend dafür ist ein entsprechendes Klima in ei-
nem Umfeld, in dem es auch andere Firmen des
Hightech-Bereiches gibt. Deshalb habe ich kein Ver-
ständnis, meine sehr verehrten Damen und Herren,
dass es uns bisher in der großen Koalition noch nicht
gelungen ist, den Technologiepark auf die andere
Seite der Autobahn auszuweiten. Das ist konkrete
Zukunftspolitik, die wir da mit Ihnen machen wol-
len.

(Beifall bei der CDU — Abg. Z a c h a u
[Bündnis  90/Die  Grünen]:  Das  hörte  sich

zwischendurch so gut an!)

Sehr geehrte Damen und Herren, ein Wort noch
zur Bildungspolitik, weil mir das auch am Herzen
liegt! Jens Böhrnsen hat ein Wort dazu gesagt.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Mehrere!)

Aber er hat eines, das ich aufgreifen möchte, dazu
gesagt, und zwar die Frage des Stadtreparaturfonds.

Herr Senator Lemke, der Stadtreparaturfonds, Bür-
germeister Perschau hat das gesagt, selbst bei der
Reduktion der Mittel, die vorab sozusagen nicht für
die Sanierung eingeplant sind, nämlich von den 30
Millionen DM ja 24 Millionen DM, kommen wir auf
die 96 Millionen DM, die uns Herr Perschau vorge-
tragen hat. Ich hoffe, dass Sie diese 96 Millionen DM
wirklich so einsetzen für die Sanierung von Schu-
len, wie diese Gelder auch gedacht sind, damit wir
aus der öffentlichen Diskussion herauskommen, dass
unsere Sanierungspolitik im Widerspruch zu irgend-
welchen Fragen steht, dass es in Schulen durchreg-
net. Sie haben jetzt die Gelegenheit, das zu bewei-
sen, und ich hoffe, Sie werden es tun. Dabei wün-
sche ich Ihnen viel Erfolg in den nächsten Jahren!

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, zu einigen an-
deren Bereichen noch einige wenige Bemerkungen!
Der Bereich der inneren Sicherheit wird für die CDU-
Fraktion bei den Beratungen einen Schwerpunkt
darstellen. Dort gibt es noch bestimmte Punkte, über
die wir auch reden müssen, bei denen ich hoffe, dass
wir uns entsprechend einigen werden. Eine Frage
ist die Definition der Umsetzung der Koalitionsver-
einbarung, die die Präsenz der Polizei und die
Polizeizielzahlen in Bremen betrifft. Wir werden bei
der Polizei dafür sorgen, dass unsere Gelder effek-
tiv im Sinne der hier geführten Debatte eingesetzt
werden. Aber dort, wo die Präsenz auf den Straßen
sich reduziert, hört der gemeinsame Weg mit der
CDU auf. Wir werden dafür sorgen, dass die Polizei-
präsenz auf den Straßen auch in den nächsten Jah-
ren in dem entsprechenden Umfang der letzten Jahre
sichergestellt ist.

(Beifall bei der CDU)

Zur Baupolitik! Ich hoffe, weil das auch ein ganz
wichtiger Faktor für eine erfolgreiche Politik Bre-
mens ist, dass es uns gelingen wird, die Projekte,
die im Rahmen der Baupolitik vereinbart sind, zü-
gig zu realisieren. Ich nenne das Beispiel Brokhuch-
ting, ich nenne aber auch das Beispiel Osterholzer
Feldmark. Ich hoffe, Frau Senatorin, dass Sie beim
Thema Osterholzer Feldmark Druck machen wer-
den, damit wir dort möglichst schnell interessante
Wohnungsangebote für die jungen Familien in die-
ser Stadt entstehen lassen können. Da haben Sie uns
an Ihrer Seite. Ich hoffe, dass die Vorlagen bald von
Ihnen kommen, damit wir das zügig realisieren kön-
nen.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau L e m -
k e - S c h u l t e  [SPD]:  Wie  Borgfeld-

West!)

Zu dem Bereich von Frau Adolf, Jugend und So-
ziales, nur zwei Anmerkungen! Erstens: Die Einspa-
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rungen im Bereich der KTH, der Jugendpolitik, fin-
de ich, dürfen jetzt nicht so aussehen, dass es uns
bei den öffentlichen Einrichtungen vielleicht nicht
gelingt, die Sparmaßnahmen umzulegen, so dass wir
dafür gegebenenfalls die freien Träger überpropor-
tional beanspruchen müssen. Da ist unser Politik-
verständnis etwas anders. Wir wollen zunächst die
freien Träger, um das Angebot dort sicherzustellen,
und dann die staatlichen Einrichtungen. Ich hoffe,
dass wir das gemeinsam mit Ihnen auch entspre-
chend hinbekommen werden.

(Beifall bei der CDU — Zurufe von der SPD)

Einen Satz nur zum Bereich Hilfen zur Arbeit, den
Herr Böhrnsen in seinem Beitrag so positiv erwähnt
hat: Das war, glaube ich, die letzten Jahre nicht im-
mer so, aber ich bin froh, dass wir das gemeinsam,
insbesondere auch auf Druck unserer Sozialpoliti-
ker,

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Was?)

ich nenne nur Herrn Oppermann, hinbekommen
haben. Wir mussten Sie da häufig zum Jagen tra-
gen, aber es ist uns gelungen, Gott sei Dank!

(Beifall bei der CDU — Widerspruch bei der
SPD — Zurufe vom Bündnis 90/Die Grü-

nen)

Nein, Sie haben immer nur von sehr groß gespro-
chen, von sehr harmonisch haben Sie nicht gespro-
chen von den Grünen, Herr Dr. Güldner, und das ist
auch unser Anspruch. Wir sind dazu in der Lage,
uns auch in diesem Jahr einmal über Projekte zu
streiten und trotzdem den richtigen Weg zu finden
und die richtigen Beschlüsse zu fassen. Das werden
wir auch weiterhin in den nächsten Monaten und
Jahren in der großen Koalition entsprechend errei-
chen.

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, die konsumti-
ven Ausgaben, Hartmut Perschau hat es beschrie-
ben, werden in den nächsten Jahren weiter redu-
ziert werden müssen. Je höher unser Anteil an ei-
genen Einnahmen, die wir weiter ausbauen können,
ist, umso geringer werden die Einschnitte in diesem
Bereich ausfallen. Deshalb ist die Politik des Inve-
stierens auch alternativlos, und trotzdem müssen wir
weiter sparen.

In diesem Sparvorgang wird uns sicherlich in den
nächsten Monaten, auch über diese Haushalts-
beratungen hinaus, der Wind ins Gesicht blasen.
Deshalb ist es gut, dass es eine sehr große Koalition
gibt, Herr Zachau. Wenn dann einmal einige weni-
ge aus den Reihen der so großen Koalition umfal-

len, haben wir immer noch eine deutliche Mehrheit.
Diese Mehrheit werden wir auch dazu nutzen, um
kritische  und  auch  umstrittene  Projekte  entspre-
chend durchzuziehen.

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ihr braucht doch nur 15 Sozis!)

Nein, wir brauchen nur neun Sozialdemokraten,
nicht 15, Herr Kollege Zachau!

Aus diesem Grund bin ich mir sicher, dass wir den
Weg in den nächsten Monaten bis zu den Haushalts-
beratungen im Juni gemeinsam erfolgreich absol-
vieren können, so dass wir dann einen Haushalt hier
im Parlament verabschieden werden, auch aufgrund
der hervorragenden Vorarbeit des Senators für Fi-
nanzen und seiner Mitarbeiter, bei denen ich mich
noch einmal ganz herzlich für diese Vorarbeit be-
danken möchte, der wegweisend für die Zukunft
unseres Bundeslandes ist. — Vielen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, da-
mit wäre die erste Runde der Haushaltsberatung
abgeschlossen. Wir kommen dann zur zweiten Run-
de.

Als Erste hat das Wort die Abgeordnete Frau Lin-
nert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Erst einmal
möchte ich sagen, es ist schon eine denkwürdige,
merkwürdige Haushaltsdebatte heute. Die Debat-
tenlage muss man sich einmal so zu Gemüte führen:
Herr Perschau hält eine Kampfrede, ehrlich gesagt,
er hält immer dieselbe.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen — Vi-
zepräsident D r .  K u h n  übernimmt den

Vorsitz.)

Wir fragen uns eigentlich immer, hält er die eigent-
lich für sich selbst, für die Öffentlichkeit, für die CDU,
so kommt es mir vor, vor allen Dingen hält er sie für
die CDU.

(Abg. B o r t t s c h e l l e r  [CDU]: Für
Sie, Frau Linnert!)

Für den Senat hält er diese Rede nicht, das kann
man sich eigentlich nicht vorstellen, denn vieles von
dem, was er gesagt hat, ist offenkundig gar nicht
Position des Senats. Auch wenn man schaut, wie der
Beifall im Hause ist, dann würde man eigentlich bei
einer solchen Rede auf die Idee kommen, dass die-
ser Senat ausschließlich von der CDU getragen ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Aber  ich  habe  es  ja  auch  vernommen,  der  Senat
braucht nur, damit er klarkommt, neun Personen von
der SPD, und die bekommen Sie ja irgendwie lo-
cker zusammen.

Dann hält Herr Böhrnsen eine nachdenkliche Re-
de, die fand ich auch angemessen, bei der CDU rührt
sich keine Hand.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Was? Ich habe
dreimal geklatscht! — Heiterkeit)

Herr Perschau findet das unverschämt. Bisher bin
ich davon ausgegangen, dass die Geschäftsordnung
in diesem Haus solche Zwischenrufe des Senats eher
nicht gestattet, aber wir können das ja auch ändern.
Herr Böhrnsen hält also eine nachdenkliche Rede.
Man weiß nicht so genau, was die CDU darüber
denkt, und Herr Eckhoff heizt ordentlich ein. Dafür
bekommen Sie dann allerdings ganz viel Beifall,
auch für Kalauer gibt es hier ganz viel Beifall. Nur
eines haben Sie vergessen, Herr Eckhoff, Sie haben
die CDU-Senatoren gar nicht gelobt. Gibt es dafür
eigentlich einen Grund?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ich dach-
te, das machen Sie!)

Irgendwie ist das so, wie alle sagen, so sind große
Koalitionen. Alles wird irgendwie abgedeckt und
bedient, aber ich sage noch einmal, wir werden es
einklagen, dass die Linie des Senats, was die Frak-
tionen machen, ist ihre Sache, wenigstens klar sein
sollte.

Dann möchte ich etwas zu der Behauptung sagen,
Ihre Politik sei alternativlos. Ich habe ganz lange
gewartet, bis das kommt. Herr Eckhoff hat dann dan-
kenswerterweise das Stichwort gegeben. Wissen Sie
was, lassen Sie einfach diesen Schmarren! Politik ist
nie alternativlos!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen —
Abg. E c k h o f f  [CDU]: Dann nennen Sie

uns doch einmal einige Alternativen!)

Alternativlosigkeit ist das, was mit Glauben zu tun
hat, mit Festsetzungen, aber Politik ist die Suche
nach Alternativen. Es ist das kluge Abwägen der
Alternativen, die sich einmal öffnen, und dann be-
wertet man sie, und dann entscheidet man sich für
eine. Politik ist nie alternativlos, sondern man muss
sich eine Sache aussuchen, und das muss man be-
gründen, und das ist etwas ganz anderes als diese
ewigen Beschwörungen, die Sie hier loslassen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann habe ich mich auch sehr gefreut, Herr Eck-
hoff, dass Sie den Abbau der Arbeitslosigkeit hier in

Bremen, über den wir uns auch sehr freuen, als Er-
rungenschaft der großen Koalition abgefeiert haben.
Ich würde eher sagen, die Zahlen belegen, dass wir
uns da im Bundestrend bewegen, Gott sei Dank.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist ein bisschen peinlich, wenn Sie das so ma-
chen. Da kann man der Wahrhaftigkeit zuliebe et-
was weniger dicke Backen machen!

Meine Damen und Herren, Herr Senator Perschau,
ich möchte eigentlich ganz gern noch einmal dar-
über reden, worüber Sie hier eher geschwiegen ha-
ben in Ihrer langen Rede. Sie haben verschwiegen,
dass Sie dem Haus bis heute keine Finanzplanung
vorgelegt haben, das müssen Sie aber, das steht im
Gesetz. Eine Finanzplanung ist nicht nur ein Zettel,
ein Papier oder pro forma das Gesetz einhalten, son-
dern sie belegt, wie die Politik in den nächsten Jah-
ren sein soll, mit welchen Einnahmen und Ausgaben
man eigentlich rechnet, und an ihr soll beurteilt wer-
den, welche Linie die Politik einschlagen soll. Das
haben Sie hier nicht vorgelegt. Sie haben hier zwar
Ihr Sanierungssicherstellungsgesetz abgefeiert —

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]:
Das war unseres, nicht seines!)

gut, Ihr gemeinsames! —, aber das ist etwas ganz
anderes als eine ordnungsgemäße Finanzplanung.

Sie haben auch keine Globalplanung vorgelegt.
Ich weiß, dass der Antrag der Grünen, nach dem
Sie das machen sollten, hier vom Haus abgelehnt
wurde, ich bleibe aber dabei. Planungssicherheit:
Wie  soll  der  öffentliche  Dienst  aussehen,  welche
Dienstleistungen werden wir in Bremen in welchen
Stadtteilen brauchen, in welchen Bereichen werden
sich welche Probleme von Dienstleistungen gegen-
über Bürgern, in Kindergärten, in Schulen ergeben,
welche Bereiche müssen wie entwickelt werden? All
das weiß man nur, wenn man eine anständige Glo-
balplanung macht. Die „taz“ hat heute in ihrer Ko-
lumne  „Vor  zehn  Jahren“  sinnigerweise  gezeigt,
dass die letzte Globalplanung zehn Jahre alt ist.

(Abg. B o r t t s c h e l l e r  [CDU]: Lesen
Sie auch noch andere Zeitungen?)

Ich lese auch noch andere Zeitungen!

Das ist einfach unseriös, und wir bleiben dabei,
eine Haushaltsplanung, so wie Sie sie hier vorlegen
wollen, und die Qualität, die Sie dafür in Anspruch
nehmen, ist nur möglich, wenn es eine ausreichen-
de Globalplanung gibt. Wir bestehen darauf, dass
Sie solch eine vorlegen sollten!

 (Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Sie haben auch nicht zum Haushalt über die ho-
hen Ausgaben für Zinsen gesprochen. Das kann ich
gut verstehen. Sie haben über das strukturelle Defi-
zit im Haushalt gesprochen, das sind 800 Millionen
DM. Das ist richtig, das ist ein Problem, das wird in
den nächsten Jahren verringert werden müssen. Die
Grünen  werden  sich  daran  beteiligen,  auch  Vor-
schläge machen, wie dieses Defizit verringert wer-
den kann. Es wird im konsumtiven Bereich, aber
auch im investiven Bereich verringert werden müs-
sen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das strukturelle Defizit in Höhe von 800 Millio-
nen DM entsteht vor allen Dingen durch ein zentra-
les Problem, nämlich, wir müssen über 950 Millio-
nen DM im Jahr an Zinsen für die Kredite bezahlen,
die in der Vergangenheit aufgenommen wurden.
Wenn man so argumentiert wie Sie, da wird einfach
gesagt, ist klar, der böse konsumtive Bereich, da wird
das gute Geld ausgegeben, und dann sind die Kul-
tur-, Sozial- und Bildungspolitiker da, die ziehen erst
einmal ordentlich den Kopf in die Schultern. Sie müs-
sen sich darüber klar sein, dass das Hauptproblem,
das wir im konsumtiven Bereich haben, die Zinsen
sind! Dazu haben Sie keine Idee, im Gegenteil! Die
Politik der großen Koalition der letzten Jahre hat die-
se Verpflichtung noch weiter ansteigen lassen, auch
in den Schattenhaushalten, die Sie produziert ha-
ben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Zinsen für Ihre Kreditaufnahmen, ob nun für
Investitionen oder konsumtiv, müssen über Personal-
ausgaben, Betriebsausgaben, Zuwendungen für Kin-
dergärten und Theater und über die Sozialhilfe er-
bracht werden. Das sind die Bereiche, die die Be-
völkerung am härtesten treffen. Oder noch einfacher:
Ihre Kreditaufnahmen für in ihrer Wirkung häufig
zweifelhafte Investitionen sind heute unsozial und
werden auch morgen unsoziale Folgen haben. Sie
reden aus gutem Grund auch nicht über die gesetz-
lich vorgeschriebene Wirtschaftlichkeitsprüfung für
Projekte der Wirtschaftsförderung. Angeblich kann
man die Wirkungen gar nicht immer so genau nach-
weisen. Bei der letzten Debatte darüber haben Sie
dem Parlament gesagt, dass der BAW jetzt Studien
erstelle, um das genauer hinzubekommen.

Sie haben ein Problem, Sie wollen nämlich gern,
dass hier in Bremen Fakten durch Glauben ersetzt
werden. Das Gesetz schreibt aber vor, dass diese
Wirtschaftlichkeitsprüfung gemacht werden muss
und dass bei allen Investitionen, die hier auch kredit-
finanziert werden, gesehen werden muss, welche fi-
nanz- und wirtschaftskraftstärkenden Effekte sie ha-
ben. Darüber mogeln Sie sich nach wie vor hinweg!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie wollen hier die angebliche Alternativlosigkeit
Ihrer Politik beschwören. Sie wollen die Argumente
über die Frage, welche Investition eigentlich sinn-
voll ist für Bremen und welche es nicht ist, mit Be-
schwörungen über angebliche Alternativlosigkeit er-
setzen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann ist es auch so, dass es mir immer mehr auf-
fällt, wie stark die Abwertung Andersdenkender zum
bestimmenden Element der Debatte geworden ist.
Die Abwertung Andersdenkender, und seien die Dif-
ferenzen mit Andersdenkenden noch so klein, zeigt
irgendwie, dass Ihr Denken in Feindbildern für Ihre
Politik total grundlegend ist. Hier ständig zu erzäh-
len, dass die Grünen das Hauptproblem für diese
Stadt seien, das ist einfach nur lächerlich!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch Ökologie und Umweltschutz tauchen nur
noch als Feindbilder auf. Wenn man sich das heute
einmal in der Zeitung ansieht, auch in einer ande-
ren Zeitung als der „taz“, Herr Perschau, liest man,
Frau Lemke-Schulte hält es gerade hoch: „Das Ozon-
loch über der Antarktis“. Ehrlich gesagt: Glauben
wir denn wirklich, dass Bremen in den nächsten Jah-
ren eine Politik wird machen können, bei der diese
Probleme  keine  Rolle  spielen?  In  all  den  Reden
kommt Ökologie gar nicht mehr vor! Das wird die
nächsten Generationen betreffen, investiv und kon-
sumtiv mit dem, was hier in den nächsten Jahren
passieren wird. Das, Herr Perschau, ist provinziell,
darüber nicht nachzudenken und nicht eine Politik
zu machen, die solche Gesichtspunkte einbezieht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Davon wohltuend abgehoben hat sich, das habe
ich  eingangs  schon  gesagt,  die  Rede  von  Herrn
Böhrnsen. Der angebotene Diskurs mit den Men-
schen in dieser Stadt ist auch aus unserer Sicht un-
verzichtbar. Die viel beschworene Eigenständigkeit
unseres  Bundeslandes  ist  eben  kein  Selbstzweck.
Diese Eigenständigkeit ist nur dann sinnvoll, wenn
die Menschen sie wollen, und wenn es ihnen gut
damit geht. Diese Eigenständigkeit kann man höchs-
tens verspielen, und zwar immer dann, wenn man
mit der Eigenständigkeit ausschließlich Opfer be-
gründet, und das tun Sie, meine Damen und Herren
von der CDU! Das ist das Schlimmste, was Sie der
Eigenständigkeit Bremens antun können!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Am wenigsten, Herr Senator Perschau, sprechen
Sie über die Menschen in unserer Stadt. Die müs-
sen Opfer erbringen, sonst tauchen sie nicht auf. Was
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macht denn eigentlich aus Ihrer Sicht oder aus Sicht
des Senats den Wert unseres Bundeslandes und un-
serer zwei Städte aus, Flächenwirtschaftsförderung?
Ich verstehe es nicht! Das sind doch die Bereiche,
die den Menschen dienen sollen, den Menschen, wie
sie hier wohnen, wie sie sich hier wohl fühlen, ob
sie in Bremen wohnen, ob sie Arbeit haben. Das steht
im Mittelpunkt der Politik!

Das krude Gerede von der Metropole zeigt doch
nur, dass Sie gar keine Vorstellungen davon haben,
wie hier eigentlich zusammengelebt werden soll.
Gegen die Abwanderung ins Umland, gemeinsames
Problem, haben wir auch schon x-mal angeboten,
dass wir uns an der Lösung beteiligen wollen, und
wir haben auch Ideen dazu, da fällt Ihnen nur eine
einzige Sache ein: Flächen, Flächen, Flächen. Wie
langweilig!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Fragen Sie doch einmal die Menschen, was sie an
einem Leben in einer Großstadt schätzen! Kurze We-
ge, Kulturvielfalt, Bildungsvielfalt, Einkaufen ohne
Auto, lebendiges Leben, funktionierende soziale In-
frastruktur!

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Machen
wir doch alles!)

Sie haben nur von Flächen gesprochen, Herr Per-
schau, ich habe Ihrer Rede sehr genau zugehört! Die
Bereiche, die aber die Qualität des Lebens in der
Stadt ausmachen, trifft gerade Ihre Sparpolitik vor-
rangig. Im Sozial- und Jugendbereich wird im Jahr
2005, und diese Zeitschiene legen Sie ja, jede vierte
Stelle eingespart werden müssen. Glauben Sie wirk-
lich, dass das diese Stadt nicht verändern wird? Glau-
ben Sie wirklich, dass Sie mit einer solchen Politik
Werbung für Bremen machen werden? Ich kann mir
das nicht vorstellen! Es wird zu einem rabiaten Per-
sonalabbau in den Kindergärten, in den staatlichen
und in den freien, kommen. Glauben Sie wirklich,
dass junge Familien Lust haben, in eine Stadt zu zie-
hen, wo das Niveau in den Kindergärten mittlerweile
erheblich schlechter ist als im niedersächsischen
Umland und außerdem die Gebühren noch viel hö-
her sind?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann komme ich zu dem Stichwort, das uns im-
mer vorgeworfen wird, wir würden keine Lösungen
erarbeiten. Gut, das ist klar, so etwas muss jede Re-
gierung jeder Opposition vorwerfen. Ich nehme das
auch nur begrenzt ernst, man kann auch nachwei-
sen, dass die Grünen sehr viele Vorschläge gemacht
haben, was man in welchen Bereichen eigentlich wie
machen kann. Aber ich sage noch einmal eines: Es
gibt in der notwendigen Sparpolitik für unsere Stadt

keine Bereiche, die aus Sicht der Grünen verschont
werden. Wir sind bereit, über alle Bereiche zu spre-
chen, alle Sachen auf den Prüfstand zu legen. Es gibt
da keine sakrosankten Sachen, auch nicht die Wirt-
schaftsförderung.

Es ist falsch, ideologisch darauf zu reagieren, wenn
die CDU sagt, die Wirtschaftsförderung ist die heili-
ge Kuh, da darf man überhaupt nicht heran und darf
auch gar nicht genau sehen, dass dann die andere
Seite sagt, nein, wir wollen aber den Bildungs- und
Sozialbereich. Es ist richtig, sich gemeinsam hinzu-
setzen und in allen Bereichen zu schauen, wo es ei-
gentlich unsinnige Strukturen gibt, die zuviel Büro-
kratie erzeugen, wo eigentlich Geld und Energie in
unnötigen Tätigkeiten versackt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube aber, dass mindestens in den so ge-
nannten weichen Politikbereichen das Ende der Fah-
nenstange erreicht ist an einem Punkt, an dem man
die Schraube immer noch weiter andreht und ver-
sucht, jedes Jahr noch einmal vier, fünf oder sechs
Prozent herauszupressen. Der Punkt ist erreicht, dass
man das so nicht mehr machen kann und auch nicht
mehr machen sollte, vor allen Dingen im Interesse
einer Qualität der Angebote. Man muss sich zusam-
mensetzen — da bieten wir Zusammenarbeit an —
und muss für alle Politikbereiche sehen, welche An-
gebote man wie überprüfen kann und an welchen
Punkten  auch  Bundesgesetze  geändert  werden
müssten, um zum Beispiel bestimmte Strukturen ein-
facher zu machen.

Gerade für die Frage, wie geht Bremen jetzt ei-
gentlich mit den Neuverhandlungen des Länderfi-
nanzausgleichs um, wäre es wichtig, dass sich auch
Fachpolitiker daran beteiligen. Vielleicht kommen
ja doch ein paar Arbeitsgruppen von Politikern zu-
stande. Im Sozialbereich kenne ich mich fachlich am
besten aus, da gäbe es, wenn es zu einer Reform
von Bundesgesetzen kommt, auch in den Ländern
und Kommunen noch Einsparungen, ohne dass man
das direkt in Leistungskürzungen an die Betroffe-
nen weitergeben muss. Solche Wege müssen wir
gehen! Das kann man aber nur machen, wenn man
Politik insgesamt beteiligt und die Sanierungsver-
handlungen nicht als Geheimveranstaltung der Ver-
waltung begreift.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Insgesamt will ich auch noch etwas zu dem Stil
Ihrer Rede sagen. Das gilt eigentlich auch ein biss-
chen für Herrn Eckhoff. Machen Sie einfach ein biss-
chen weniger dicke Backen! Das ist irgendwie so
unzeitgemäß!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Nun habe ich
schon abgenommen, nun wirft sie mir im-
mer noch dicke Backen vor! — Heiterkeit)
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Ja, das ist ja klar! Junge Männer müssen sich immer
irgendwie tierisch aufplustern. Auch wenn sie älter
werden, haben sie es noch nicht verlernt.

Es ist in Bremen finanzpolitisch schwierig. Es wird
in den nächsten Jahren, egal wer hier regiert und
welche Politik gemacht wird, schwierig bleiben, und
das wissen Sie auch! Da muss man nicht Anders-
denkende denunzieren oder selbst so tun, als hätte
man den Stein der Weisen gefunden, sondern man
muss das machen, was Herr Böhrnsen auch gesagt
hat. Man muss einen Diskurs führen, man muss sich
den Argumenten stellen. Da hat nämlich keiner die
Weisheit für sich gepachtet.

Wenn Sie noch einmal sehen, Frau Fugmann-Hee-
sing! Es ist ja vielleicht unverdächtig, wenn die Grü-
nen sich auf sie beziehen. Ich finde nicht alles rich-
tig, was sie vertreten hat, aber die Art und Weise,
wie sie das vertreten hat, hat mir gefallen. Die war
nämlich modern. Man sieht sich alle Sachen an, und
dann bewertet man die Argumente, dann redet man
darüber, und dann kommt man zu einem Ergebnis
von Politik.

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Die hat doch gerade an Kindergärten ge-

spart wie verrückt!)

Es ist nicht per se falsch, in Kindergärten zu spa-
ren, sondern man muss sich ansehen, was da ge-
macht wird. Vielleicht ist es auch in dem Fall falsch
gewesen, es geht aber um den Stil der Auseinan-
dersetzung. Hier wird beschworen, unsere Politik ist
alternativlos. Wer das nicht glaubt, ist ein vaterlands-
loser Geselle und bringt Bremen in die Steinzeit. Die
Grünen sind überhaupt ganz schlimm und wollen
die ganze Sanierung nicht. Das ist doch die Argu-
mentation, die Sie hier fahren. Es ist einfach niveau-
los, es tut mir Leid!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen —
Abg. E c k h o f f  [CDU]: Man wird sich
über die Punkte doch noch streiten dürfen!

Ich streite mich gern mit Ihnen!)

Wenn Sie sich doch streiten würden, Herr Eckhoff!
Hier werden ständig Tabus aufgebaut. Hier werden
Setzungen gemacht, was absolut ist, welcher Bereich
auf keinen Fall bespart werden darf. Heiligtümer gibt
es nicht! In einem Bundesland, das in einer solchen
Lage ist wie Bremen, wird man sich alle Sachen an-
sehen müssen, und zwar etwas weniger voreinge-
nommen und etwas weniger ideologisch.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Grünen sind hier nicht das Hauptproblem der
Haushaltspolitik, auch wenn Sie in Ermangelung von
Argumenten in Ihren Reden immer ein ganz großes
Gewicht darauf legen. Ich finde es eigentlich eher

unsouverän. Wenn Sie sich Ihrer Sache so sicher
wären, wie Sie hier immer vorgeben mit Ihrer gro-
ßen Mehrheit, die Sie hier haben, dann hätten Sie
es nicht nötig, immer so zu tun, als seien die Grünen
das Hauptproblem in dieser Stadt. Wenn man also
dann zu einem Wettstreit der Argumente zurück-
kehrt, das bieten wir noch einmal nachhaltig an,
dann werden wir uns auch ordentlich daran beteili-
gen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Wiedemeyer.

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Eigentlich hatte ich mir
eine andere Reihenfolge meiner Statements vorge-
nommen, aber Frau Linnert provoziert einen ja förm-
lich. An erster Stelle möchte ich Ihnen erst einmal
Recht geben. Was wir heute hier vorliegen haben
mit  dem  Finanzplan,  ist  eigentlich  nur  ein  Sach-
standsbericht über die Fortschreibung. Der Finanz-
plan ist natürlich nicht das, was wir uns als Parla-
mentarier vorstellen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Debatte haben wir hier im letzten Jahr ge-
führt. Damals gab es noch einen Finanzplan, der
hatte das auch in der Überschrift stehen, zwar als
Tischvorlage, aber immerhin. Heute bekommen wir
einen Sachstandsbericht. Diesen Sachstandsbericht
hat es vor vier Wochen schon einmal gegeben. Wir
haben dann einen freundlichen Brief des Senats be-
kommen. Diese Drucksache wurde zurückgezogen.
Dann hat man leider irgendwie aufgrund von Miss-
verständnissen nicht darauf geachtet, dass der Se-
nat zum Ausdruck bringen wollte, dass diese Vorla-
ge nun doch wieder im März auf die Tagesordnung
sollte, deshalb bekommen wir sie heute noch ein-
mal in unveränderter Form hier auf den Tisch.

Das, finde ich, ist eigentlich etwas, das geht an
die Adresse des gesamten Senats, worüber ich mich
furchtbar ärgere, insbesondere, wenn am Ende des
ersten Absatzes steht: „Bis Ende April sind diese
Berechnungen in eine offizielle Finanzplanung zu
überführen, die dem Senat zur Beschlussfassung und
der Bremischen Bürgerschaft vor Aufnahme der par-
lamentarischen Beratungen zur Kenntnisnahme vor-
zulegen ist.“

Dass dieser Satz einfach sachlich falsch ist und die
Beratungen hier und heute anfangen, war dem Se-
nat auch bekannt, als er vor vier Wochen die Vorla-
ge zurückgezogen hat. Eigentlich hätte man da qua-
litativ doch eine Fortentwicklung erwarten können,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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zumindest eine Bereinigung dieser Ausführungen
hier auf der ersten Seite, denn sie sind einfach sach-
lich falsch. Es mag sicherlich richtig sein, und wir
akzeptieren es auch ein Stück, dass wir sagen, es
macht Sinn, auch nach den Haushaltsberatungen,
nach den Mai-Steuerschätzungen einen Finanzplan
aufzulegen, der dann Gültigkeit hat, der dann auch
in Absprache mit den Parlamentariern, mit den Fach-
politikern ein Herunterbrechen auf verschiedene Be-
reiche ermöglicht und so auch eine höhere Qualität
hat, wenn wir ihn zur zweiten Beratung haben, aber
ich hätte mir gewünscht, wenigstens diese sprachli-
chen Ungenauigkeiten zu ändern, das wären fünf
Minuten Arbeit gewesen.

Das ist nicht so. Wir haben gestern schon disku-
tiert, was wir manchmal für ein Gefühl haben, wie
mit Parlamentsbeschlüssen umgegangen wird. Das
ist bedauerlich! An dieser Stelle soviel zu diesem
Finanzplan, aber mehr auch nicht!

Frau Linnert, Sie haben Recht, Sie haben vollkom-
men Recht, wenn Sie sagen, Politik ist nie alternativ-
los. Da gibt es ganz viele Alternativen. Aber eines
können wir hier doch klar und deutlich festhalten,
Alternativen zu dieser Sanierungsstrategie: „Sparen
und Investieren“ gibt es nicht. Es hat auch noch kei-
ner, und auch nicht die Grünen, einen erfolgverspre-
chenderen Weg aus der Krise aufgezeigt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Wenn Sie uns dann mit Argumenten kommen wür-
den, dann würden wir die natürlich gern aufgrei-
fen. Wir würden sie auch gern diskutieren, wir wür-
den sie auch gern rechnen lassen, aber diese Alter-
nativen hat es bislang nicht gegeben. Es gibt globa-
le Aussagen, die da heißen, dann brauchen wir eine
neue Schwerpunktsetzung im ISP. Sie selbst haben
in der Ampelregierung dieses Sanierungsprogramm
angemeldet in Bonn mit den Projekten, die darin ste-
hen. Natürlich sind einige mittlerweile verfeinert
worden, aber Sie wissen selbst ganz genau, dass die-
se  Grobstruktur  steht  und  dass  alle  Programm-
schwerpunkte inhaltlich mit der Bundesregierung,
mit der Arbeitsgruppe aus Bund und Ländern abge-
stimmt sind und es dazu nur eine Alternative gibt,
und die heißt, das Geld nicht auszugeben! Sie we-
cken hier aber Illusionen, indem Sie sich immer wie-
der nach vorn stellen und sagen: Nun planen wir
einmal alles um! Viele dieser Maßnahmen sind aber
bereits in Arbeit, und es ist einfach nicht möglich!

Herr Böhrnsen hat vorhin noch einmal darauf hin-
gewiesen, dass wir natürlich verantwortungsbewusst
umgehen müssen mit allen Ausgaben, die wir hier
tätigen. Dazu gehören nicht nur die konsumtiven
Ausgaben, dazu gehören selbstverständlich auch alle
Investitionen.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Richtig, genau das sagen wir

auch!)

Es ist doch eine Selbstverständlichkeit, dass wir
sehen, wie wirtschaftlich sie denn sind, und dass wir
bei den Ausgaben, die wir tätigen, bei dem Geld,
das wir dann verbauen, auch sehen, dass wir das
Ziel, was wir wollen, unter dem Einsatz möglichst
weniger Mittel erreichen. Wenn es uns dann gelingt,
bei den so genannten Großprojekten die eine oder
andere Mark, und ich sage Mark und nicht dreistel-
lige Millionenbeträge, irgendwo einzusparen, ohne
inhaltliche Abstriche zu machen — ich denke, die
Berechnungen des Rhodariums haben es doch ge-
zeigt, wie es möglich ist, ein Ziel zu erreichen und
trotzdem ein reduziertes Bauvolumen anzustreben
—, dann  haben  wir  auch  die  Möglichkeit,  dieses
Geld zu nehmen und zum Beispiel zielgerichtet in
eine Verbesserung der Wirtschaftsstruktur zu ste-
cken.

Positive Beispiele einer nachhaltigen Wirtschafts-
strukturpolitik sind für uns die Anstrengungen, die
wir gemeinsam mit dem Wirtschaftsressort, auch mit
Unterstützung der EU, aber auch aus ISP-Mitteln
machen  mit  der  Revitalisierung  eines  gesamten
Stadtteils, dem Sanierungsgebiet Gröpelingen. Hier
gelingt es doch wirklich, eine Investitionspolitik zu
betreiben, die erstens Arbeitsplätze schafft, zweitens
brachliegende Flächen aufwertet, hochwertige An-
gebote und Infrastrukturen schafft für Unternehmen.
Das Lichthaus ist ein Beispiel. Es boomt, ist voll. Wir
könnten ein Zweites daneben stellen, und das wäre
voll, ohne dass wir dafür zu werben bräuchten.

Wir versuchen mit begleitenden Maßnahmen, die
auch von der EU gefördert werden, die wirklich Be-
dürftigen aus den Stadtteilen, die Sozialhilfeemp-
fänger und die Arbeitslosen, wieder in Lohn und Brot
zu bringen.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich sind das alles nur kleine Erfolge, aber es
ist eine Politik, die bei den Bürgern ankommt und
die auch gemeinsam mit den Bürgern vor Ort ge-
macht wird. Auch das kann Wirtschaftspolitik sein,
und auch das ist Wirtschaftspolitik. Frau Linnert, Sie
müssen  zur  Kenntnis  nehmen,  auch  das  ist  Wirt-
schaftspolitik der großen Koalition!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU —
Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das Lichthaus kommt aus Ampel-

zeiten!)

Ich komme an dieser Stelle beim Stichwort Wirt-
schaftspolitik noch einmal kurz auf den Finanzplan
zurück. Er wird bis 2005 reichen. Als einer der noch
offenen Punkte ist hier auch eine Fortentwicklung
oder eine Beschreibung einer weiterhin nachhalti-
gen Wirtschaftspolitik, ISP-Folgeprogramm, für die
Jahre 2005 bis 2010 aufgeführt. Wir gehen davon
aus, dass es uns auch im Laufe der parlamentari-
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schen Beratung erreicht. Dazu gehört natürlich dann
ebenso eine Fortschreibung des wirtschaftsstruktur-
politischen Aktionsprogramms, unseres WAP 4.

Wir erwarten natürlich, Frau Linnert hat es eben
gesagt, dass auch Ökologie berücksichtigt werden
muss, wir haben bisher auch einen Ökologiefonds
im WAP gehabt. Nun mag man darüber streiten, wie
groß er war, ob er ausreichend war, ob es die richti-
gen Projekte waren, aber ich denke, Bremen braucht
sich auch in dieser Hinsicht nicht zu verstecken. Wir
haben auch in diesem Bereich wirklich große Beträ-
ge ausgegeben. Ich bin mir absolut sicher, dass wir
bei der Fortschreibung selbstverständlich auch auf
diese Strukturteile ein großes Gewicht legen wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Herr Eckhoff,

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Jetzt muss ich
mich ordentlich hinsetzen!)

eigentlich hätten Sie fünf Minuten vor Schluss auf-
hören können zu reden. Sie haben zum Schluss auf
Zuruf einfach behauptet, was die konsumtiven Aus-
gaben anbelange, da müssten wir kürzen im öffent-
lichen Bereich, und die privaten Anbieter seien da
einfach besser, und es müsse doch jetzt Politik sein,
dass man dies vorrangig mache.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Auf den KTH-
Bereich hin habe ich das gesagt!)

Ich denke, es muss ein vernünftiges Miteinander
geben, es muss ein gesundes Nebeneinander geben,
und wir müssen alle, auch die privaten Einrichtun-
gen natürlich, daraufhin überprüfen, wie effektiv und
wie effizient sie arbeiten. Insgesamt stehen wir in
der Verantwortung, nicht nur im KTH-Bereich!

(Beifall bei der SPD — Abg. E c k h o f f
[CDU]: Aber da haben wir die Überprüfung

doch schon!)

Auch! Wir müssen alle! Wir werden es aber nicht
nur auf den KTH-Bereich beschränken können. Da
haben wir ein, das muss ich zugeben, riesiges Ver-
mittlungsproblem. Ich habe die große Demonstrati-
on, die wir gestern hier vor der Tür hatten, über-
haupt nicht verstanden. Vielleicht muss das so sein,
weil es Haushaltsberatungen gibt, weil man nichts
wirklich Schwerwiegendes gefunden hat in dieser
Stadt, und die kann man immer gut mobilisieren. Es
gibt ernsthaft keinen Grund, Frau Linnert, und das
wissen Sie ganz genau! Die Umsetzung der verläss-
lichen Grundschule ist ein Erfolg und wird ein Er-

folg werden! Das bietet eine Sicherheit für den Groß-
teil aller Eltern mit Kindern im Grundschulalter.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU —
Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n  [Bünd-

nis 90/Die Grünen])

Es werden die Hortbeträge gekürzt, natürlich nicht
anteilmäßig, das kann aber auch keiner erwarten.
Es gibt kein Weniger an Betreuung, und ich gehe
davon aus, dass auch die Qualität der Betreuung
nichts zu wünschen übrig lässt. Ich hätte auch von
allen, die in der guten Situation sind, dass sie einen
Hortplatz haben, etwas mehr Solidarität erwartet für
all die Eltern, die jetzt davon profitieren, wenn wir
die verlässliche Grundschule einführen! Das ist so-
zialdemokratische Bildungspolitik, und das ist sozi-
aldemokratische Sozialpolitik!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vor diesem Hintergrund ist die Demonstration ges-
tern nicht zu verstehen gewesen. Da gibt es größere
Probleme.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Den Dialog führen wir an anderer Stelle, aber nicht
hier auf dem Marktplatz, Herr Zachau!

Herr Eckhoff, wir können nicht nur beim KTH-
Bereich stehen bleiben und sagen, da müssen wir
jetzt einmal schauen, wie wir das wirtschaftlich ma-
chen müssen, sondern, das haben die Vorredner vor-
hin gesagt, die Fraktionsvorsitzenden, auch der Fi-
nanzsenator für den Senat, wir haben nach wie vor
das Problem des strukturellen Defizits. Unsere Ver-
antwortung im Dialog mit dem Bürger wird es auch
sein, dass wir als Politiker uns klar dazu bekennen
in den kommenden Jahren, welche Wege wir bis
zum Jahr 2005 gehen, welche Aufgaben wir über-
haupt noch erbringen können in der derzeitigen La-
ge und wo wir Schwerpunkte setzen. Bei den Auf-
gaben, die wir erbringen oder für die wir Geld zur
Verfügung stellen, denke ich, müssen wir dann ge-
nau schauen, machen wir diese Aufgabe selbst, oder
lassen wir private Dritte zum Zuge kommen. Aber
auch da muss Qualität im Vordergrund stehen und
nicht Ordnungspolitik!

(Beifall bei der SPD)

Herr Senator Perschau, Sie haben heute Morgen
nicht nur im Radio, sondern auch hier in der Debat-
te noch einmal auf unsere Übernachtungszahlen hin-
gewiesen, das finde ich richtig toll!

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Wir müssen jetzt
die Kläranlage erweitern!)
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Wir haben auch das Glück, dass wir diese Übernach-
tungszahlen natürlich nicht in der Online-City von
Herrn  Eckhoff  realisieren  können,  weil  die  Leute
nicht virtuell kommen, sondern richtig nach Bremen
kommen, und sie schlafen hier in einem Bett, das
vorhanden  ist.  Aber  diese  Übernachtungszahlen,
hoffe ich, führen nicht dazu, dass wir eine Wirt-
schaftspolitik betreiben, die nur darauf abzielt, dass
die Leute in Bremen schlafen, denn eigentlich sind
diese Zahlen ja nur ein Indikator dafür, dass sie in
dieser Stadt etwas anderes machen. Wir legen viel
mehr Wert darauf, dass der Tourismus, auch der Ta-
gestourismus, boomt. Diese Übernachtungszahlen
sind  ein wichtiges Kriterium. Es gibt gesicherte Er-
kenntnisse darüber, dass die Leute Geld hier las-
sen. Das ist alles Tourismus, das ist alles richtig.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Aber Tagestou-
rismus hatten wir schon immer sehr viel!)

Das ist alles richtig, auch die Übernachtungszahlen,
aber es ist nur ein Indikator und nicht allein der
Maßstab für Wirtschaftspolitik.

Sie haben Stimmen der Gegner des Sanierungs-
kurses kritisiert. Ein bisschen weniger Investition!
Ich denke, dass wir Sozialdemokraten nicht die De-
vise vertreten, weniger investieren, sondern wir wol-
len richtig investieren, und das ist ein Unterschied.

(Beifall bei der SPD)

Das ist es auch, was uns, denke ich, entscheidend
von den Grünen hier unterscheidet. Wir sind eben
nicht der Auffassung, dass wir die Sanierung errei-
chen können, wenn wir Abstriche bei unserem Sa-
nierungskurs machen und wenn wir auf das Inves-
tieren verzichten, sondern wir sind der Auffassung,
wir  müssen  hier  durchhalten,  wir  müssen  fort-
schreiben, aber wir müssen hier qualitativ Akzente
setzen, die zukunftsgerichtet sind.

Sie haben vorhin definiert, was Investitionen sind.
Da haben Sie sicherlich formal Recht. Sie haben ge-
sagt, es seien Bau und bewegliche Sachen,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Kinder sind auch beweglich!)

und es seien Zuwendungen an Dritte, die das damit
realisieren wollen. Herr Perschau, ich glaube, diese
Definition hätten Sie lieber nicht geben sollen. Wir
haben uns gemeinsam darauf verständigt, dass wir
mit dem ISP durchaus akzeptieren, dass es Ausga-
ben gibt, die nicht Bau sind. Die mögen vielleicht
beweglich sein. Ich erinnere an den Großteil der Aus-
gaben, die wir im Rahmen des HGP III machen. Die
sind gewollt. Da haben wir gemeinsam erkannt, dass
das Investitionen in Köpfe sind, und das ist auch das,

was wir als Sozialdemokraten unter einer zukunfts-
gerichteten Investitionspolitik verstehen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu gehört für uns, dass es natürlich nicht nur
die Betonbauten an der Universität sein können,
denn die könnten wir auch anderswo hinstellen. Der
Bau allein bringt es nicht, sondern gerade im uni-
versitären Bereich sind es die Wissenschaftler, die
darin sitzen.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Die erhö-
hen das konsumtive Defizit!)

Die erhöhen das konsumtive Defizit. Sie werden
auch dazu beitragen, dass wir umstrukturieren müs-
sen, das haben wir gewusst. 1995 haben alle Res-
sorts, alle Fachpolitiker und Fraktionen zur Kennt-
nis genommen — und die regierungsbildende Ko-
alition hat das auch unterstützt —, dass es nach 2005
Umschichtungen  zugunsten  des  Wissenschaftsbe-
reichs geben muss. Die sind aber dann auch vor dem
Hintergrund gerechtfertigt, dass wir uns sicher sind,
dass ein erheblicher Anteil des zukünftigen Wirt-
schaftswachstums, überhaupt des Wachstums hier
in Bremen auch generiert wird durch diese Leute,
die wir heute an die Universität setzen und die in
Folge natürlich Arbeitsplätze nach sich ziehen.

Herr Eckhoff, Sie haben gesagt, die Arbeitslosen-
quote sei um 0,8 Prozent gesunken. Ich glaube, es
sind eher 0,8 Prozentpunkte, das wäre dann noch
ein bisschen mehr.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Ja, ich gestehe
es zu!)

Das mit der Mathematik üben wir vielleicht noch!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Ich bin in Bre-
men zur Schule gegangen!)

Ich auch!

Es ist nicht ausreichend, finde ich, immer nur die-
se absolute Größe anzuschauen, sondern viel span-
nender, und das sage ich auch nicht zum ersten Mal
an dieser Stelle, ist zu schauen, welche Bewegung
es denn auf dem Arbeitsmarkt gegeben hat. Per sal-
do hat sich da nicht viel getan. Wir haben nach wie
vor ein viel zu hohes Arbeitslosenniveau. Wir ha-
ben leider auch nicht viel mehr Arbeitsplätze in die-
ser Stadt, aber es hat eine enorme Bewegung zwi-
schen einzelnen Sektoren gegeben.

Es hat auch Bewegung vom verarbeitenden Ge-
werbe  hin  zum  Dienstleistungsbereich  gegeben,
auch wenn der immer noch unterrepräsentiert ist.
Auch wenn das verarbeitende Gewerbe enorme Zu-
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wächse hat, wissen wir, dass es ein hohes Rationali-
sierungspotential hat, durch den Automobilbereich
geprägt ist, und zurzeit natürlich Wachstum auch
dadurch  realisieren  kann,  weil  es  mit  außenwirt-
schaftlichen Beziehungen zu tun hat, zum Beispiel
spricht der Euro zurzeit für den Export, nicht für uns
als Touristen.

Das sind alles Faktoren, die eine Rolle spielen. Ich
denke, wir haben da viel geleistet, auch auf dem
Arbeitsmarkt, das gilt es zu vermitteln. Ich kann nur
alle ermutigen, dass sie auch einmal genau nach-
schauen, wie sich diese Landschaft hier verändert
hat. Wo gibt es denn neue Impulse?

Was die Zukunftsfähigkeit betrifft, haben Sie vor-
hin meiner Meinung nach die Bildung ein bisschen
zu kritisch angesprochen. Ich denke, da ist in Ihnen
der CDU-Senator durchgebrannt, da haben Sie viel-
leicht nicht unbedingt für den gesamten Senat ge-
sprochen.

(Beifall bei der SPD)

Wir als Sozialdemokraten können die Anstrengun-
gen, die unser Willi Lemke zurzeit unternimmt, nur
unterstreichen und unterstützen!

(Beifall bei der SPD)

Ich finde es insbesondere auch in finanzieller Hin-
sicht sehr attraktiv, wie kreativ er auch auf Bundes-
ebene versucht, zum Beispiel über Schulsponsoring
der einen oder anderen Art, wie auch immer das
enden wird, Geld in die Schulen zu transferieren,
Geld, aber auch technische Ausrüstung.

(Beifall bei der SPD — Abg. Frau H ö -
v e l m a n n  [SPD]: Sehr gut!)

Wir müssen beachten, und ich habe bei der Bil-
dungsdebatte, die wir gestern wieder geführt haben,
teilweise das Gefühl gehabt, dass es doch auch un-
terschiedliche  regionale  Chancen  in  dieser  Stadt
gibt, was die Bildungsbeteiligung anbelangt, das ist
so, Schwachhausen auf der einen Seite, Gröpelingen
auf der anderen Seite, wo sie keine Möglichkeit ha-
ben, in den Klassen fünf bis zehn in den Gymnasial-
bereich zu wechseln!

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Das haben wir aber gefordert! Sie haben

es nicht gewollt!)

Ich habe das nicht gefordert! Ich kann mich nicht
erinnern, dass sich jemals jemand in dieser großen
Koalition dafür eingesetzt hat, dass wir ein Gymna-
sium nach Gröpelingen bekommen, auch Sie nicht,
Herr Oppermann, und auch nicht Herr Bürger. Im
Gegenteil, Herr Bürger vertritt die Auffassung, dass

wir in Gröpelingen gar keinen weiteren Schulbedarf
haben.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Zwölf Jahre Abi-
tur  in  Gröpelingen!  —  Unruhe  bei  der

CDU)

Dann setzt uns doch die Schule dort hin, wir neh-
men sie als Gröpelinger!

(Beifall bei der SPD)

Ich will jetzt nicht an dieser Stelle diskutieren, wo
man wie schnell das Abitur macht, natürlich kön-
nen die Kinder alle pendeln, das ist klar, aber es gibt
ganz einfach eine regionale Ungleichheit, das sa-
gen auch die Sozialindikatoren, die nämlich als we-
sentlichen Aspekt die Bildungsbeteiligung enthal-
ten, die muss man nur anschauen. Es liegt doch an
der Struktur der Bevölkerung in diesen Stadtteilen.

Wenn wir uns dann aber dafür stark machen, dass
wir akzeptieren, dass Private in Schule eingreifen,
indem sie Mittel oder Produkte zur Verfügung stel-
len, dann werden wir ein Augenmerk darauf haben,
dass dies dann auch regional gleich verteilt passiert
und dass nicht die Ausstattung einer Schule davon
abhängen darf, ob gerade Eltern ihre Kinder an die-
ser Schule haben, die es sich erlauben können, da
auch noch Geld hineinzuschießen. Das muss natür-
lich gleichmäßig und gerecht verteilt werden, damit
wir da wirklich zu gleichen Chancen für alle kom-
men, dafür werden wir uns einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Die Bildungsdebatte sollen die Bildungsdeputier-
ten führen.

(Abg. T e i s e r  [CDU]: Aber jetzt ist
Mittagspause!)

Herr Teiser erinnert daran, dass Mittagspause ist!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Wir machen die
Debatte jetzt zu Ende! Lassen Sie sich nicht

verwirren, Frau Kollegin!)

Ich bleibe dabei, ich kann nur nachhaltig den Weg
unterstützen, den wir hier eingeschlagen haben. Wir
werden das weiter kritisch und konstruktiv gemein-
sam zu Ende bringen, da bin ich ganz sicher, Herr
Eckhoff.

Ich  bin  mir  auch  sicher,  das  hat  Herr  Böhrnsen
schon angesprochen, wir werden, wenn wir im Juni
hier stehen, doch die eine oder andere Position in
diesem Haushalt verändert haben. Sie haben zwar
gesagt, Sie seien gegen konsumtive Ausgaben, sie
dürften nicht gesteigert werden, das zielte gegen den
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Kultursenator Schulte, Sie haben sich dann aber an
den Innensenator Schulte gewandt und gesagt, aber
natürlich dürfe es keine Einsparungen im Polizeibe-
reich geben.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Das habe ich
überhaupt nicht gesagt! Hören Sie doch zu!
Das ist immer die Sache mit den Pappka-

meraden!)

Ich denke, Sie haben uns da sicherlich auch, was
das Sicherheitsbedürfnis anbelangt, an Ihrer Seite.
Das hat mein Fraktionsvorsitzender auch ausführ-
lich ausgeführt. Die konsumtiven Ausgaben, die wir
dafür tätigen müssen, werden wir auch noch gemein-
sam hinbekommen in diesem Haushalt. Zum Finanz-
plan kann ich nur mit auf den Weg geben: Unsere
Erwartungen haben wir formuliert, die kennen Sie
auch. Wir wollen auch eine Differenzierung nach
Einnahmen und Ausgaben der Ressorts, am liebsten
auch noch eine nach der Frage der beiden Städte,
aber ich denke, auch der Senat hat noch ein bisschen
Zeit. Schauen wir einmal, wie es dann im Juni aus-
sieht!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Verehrte Kolleginnen und
Kollegen, wir haben heute früh vereinbart, dass wir
die Haushaltsberatungen bis 13 Uhr abschließen. Ich
denke, wir sind frei darin zu bestimmen, wann es 13
Uhr ist. Ich schlage vor, dass wir die Wortmeldung
von Herrn Dr. Schrörs, die jetzt noch offen ist, noch
verhandeln und tatsächlich bis zur Mittagspause die-
ses Thema beenden. Ich stelle Einverständnis fest.

Dann hat Herr Dr. Schrörs das Wort.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde mich
auf wenige kurze Punkte beschränken, so dass wir
dann alle noch einigermaßen pünktlich in die Mit-
tagspause gelangen können.

Lassen Sie mich beginnen mit dem Hinweis auf
das Gesetz zur Sicherstellung der Sanierung des Lan-
des Bremen, um damit die Debatte aufzunehmen,
was mit dem ISP passiert! Ich weise nur darauf hin,
dass wir hier in diesem Parlament dieses Gesetz
beschlossen haben. Wenn man sich die Vorschrift
Nummer drei anschaut, dann heißt es dort: „Das In-
vestitionsprogramm wird bis 2004 im beschlossenen
Umfang durchgeführt. Mit der Umsetzung des ISP
als wesentlicher Bestandteil des Sanierungspro-
gramms  sollen  über  Arbeitsmarkteffekte  und  die
Stärkung der Wirtschaftskraft die Steuereinnahmen
erhöht werden.“

Dies ist das klare Ziel. Von diesem Ziel werden
wir  nicht  abweichen,  und  die  Maßnahmen  sind
selbstverständlich immer wieder geprüft worden und
werden immer weiter geprüft, über Arbeitsmarkt-

effekte und Stärkung der Wirtschaftskraft zu einer
Erhöhung der Steuereinnahmen zu gelangen. So-
weit zu diesem Teil!

Das Ziel der Haushaltsberatungen ist definiert.
Bremen muss spätestens im Jahr 2005 einen verfas-
sungskonformen Haushalt vorlegen. Wird dies nicht
erreicht, ist die Selbständigkeit Bremens hochgra-
dig gefährdet. Ein Punkt, der vorhin auch wieder in
dieser Debatte eine Rolle gespielt hat, war die Fra-
ge der Steuerreform, war aber auch die Frage des
Mittelstandes. Schon bei der letzten Debatte, die wir
hier im Parlament geführt haben, hat es mich ge-
reizt, ein paar Worte zu diesem Thema zu sagen.
Nun nehme ich die Gelegenheit wahr, zu diesem
Zusammenhang, der sich zwischen der konzipier-
ten Unternehmenssteuerreform der jetzigen Bundes-
regierung und dem Mittelstand ergibt, ein paar Sät-
ze zu sagen. Dies vor allem bezogen auf die Grü-
nen, die ja vor kurzer Zeit den Mittelstand entdeckt
haben und glauben, mit ihren Maßnahmen, die sie
vorschlagen, den Mittelstand retten zu können! Ich
wollte jetzt wenigstens versuchen, mit wenigen Sät-
zen Ihnen zu zeigen, dass Sie mit dem, was Sie in
Berlin gerade praktizieren, dem Mittelstand schwer
schaden statt nutzen werden.

(Beifall bei der CDU)

Die von Ihnen konzipierte Unternehmenssteuer-
reform führt nämlich zu einer Schlagseite zu Lasten
des Mittelstandes. Der Mittelstand, wie Sie wissen,
ist überwiegend in Personengesellschaften organi-
siert, und diese Personengesellschaften werden lei-
der an der Tarifabsenkung, die Sie planen, nicht par-
tizipieren. Auch der Hinweis auf das Optionsverfah-
ren heilt diesen Konstruktionsfehler nicht, denn die
dann irgendwann eintretende Erbschaftsteuer wird
so hoch sein, dass es die Unternehmen beziehungs-
weise die, die Steuern zahlen, nicht überleben kön-
nen. Es ist wirklich eine schiere Ungerechtigkeit,
dass Familienunternehmen, die seit vielen Jahren
die Arbeitsplätze schaffen, nicht so entlastet werden
sollen wie die Kapitalgesellschaften.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Sie muten diesen Un-
ternehmen, die 75 Prozent der Arbeitsplätze und 80
Prozent der Lehrstellen stellen, eine solche Benach-
teiligung zu. Zudem stellen diese Unternehmen,
nämlich die mittelständischen Unternehmen, 80 Pro-
zent der Unternehmen, die nicht begünstigt werden.
Wie, glauben Sie denn, gerade von den Grünen, sol-
len sich Unternehmer in dem so genannten New
Market verhalten, wo viele Unternehmen gegrün-
det werden, aber viele Unternehmen auch wieder
verkauft werden? Was ist mit denjenigen, die ver-
kaufen, um wieder neu in Unternehmen zu investie-
ren? Stellen Sie sich vor, dass jedes Mal die entspre-
chenden Steuern bezahlt werden können?
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Meine Damen und Herren, Deutschlands Stärke
ist die mittelständische Struktur. Familienunterneh-
men sind flexibler, und sie kämpfen auch in Krisen-
zeiten härter und länger.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Das hätten Sie
der ehemaligen CDU-Regierung einmal er-

zählen sollen!)

Nein, da haben wir eine Reihe von Maßnahmen ge-
troffen, und solche verrückten Vorschläge der Unter-
nehmenssteuerreform, wie sie die Bundesregierung
vorschlägt, hat die CDU nie gemacht und würde sie
auch nie machen!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn Sie ernsthaft et-
was für den Mittelstand tun wollen, das gilt auch
insbesondere in Richtung der Grünen, so halten Sie
keine  Sonntagsreden,  sondern  verbessern  Sie  die
Rahmenbedingungen,  und  zu  den  Rahmenbedin-
gungen gehören Infrastrukturmaßnahmen und eine
attraktive Steuerpolitik!

Zurück aber zu dem Beitrag von Herrn Leo im
„Weser-Report“, den eben schon Herr Eckhoff zi-
tiert hat! Ich darf zitieren: „Es liegt aber auch dar-
an“, auf die Frage, warum es angeblich so schlep-
pend in Bremen mit Entscheidungen vor sich geht,
„dass zurzeit eine wachsende Zahl von Politikern
Bedenken bekommt, ob das Investitionsprogramm
denn das richtige sei oder ob man es nicht doch hät-
te anders machen können, wo überhaupt nicht klar
ist, wie eine Alternative hätte aussehen können.
Dadurch entsteht eine gewaltige Zögerlichkeit, die
nicht geeignet ist, um Beschlüsse zu fassen und rasch
umzusetzen.“ Wie Recht, meine Damen und Her-
ren, hat Herr Leo in seinem Beitrag!

Überall sind mittlerweile in dieser Stadt ein Neu-
beginn und ein Strukturwandel erkennbar. Wir brau-
chen  eine  wirtschaftliche   Dynamik  innerhalb  der
Stadtgrenzen,  und  der  Niedergang  Bremens  wird
nur dann eintreten, und zwar sicher eintreten, wenn
Bremen resigniert und die Politik nicht gegensteu-
ert. Die von Herrn Leo bei einem Teil seiner Partei-
kollegen beschriebene Zögerlichkeit bei den anste-
henden Entscheidungen ist genau das falsche Signal.
Entscheidungsfreude, auch auf die Gefahr hin, dass
nicht alles gelingt, ist das Gebot der Stunde!

(Beifall bei der CDU)

Monatelange quälende Entscheidungsprozesse, die
bewusst organisiert werden

(Widerspruch bei der SPD)

und in die sich insbesondere die Bedenkenträger ein-
bringen, schaden der Entwicklung Bremens.

(Beifall bei der CDU)

In der aktuellen Debatte der Sanierung Bremens
stehen Finanzpolitiker in der Beliebtheit nicht hoch
im Kurs, aber so ist das, wenn man nicht Everybody’s
Darling sein will. Trotzdem bin ich sicher, dass die
Bürger Verständnis für diesen Kurs haben. Es hat
sich bei den Bürgern unserer beiden Städte herum-
gesprochen, dass die große Koalition nicht spart um
des Sparens willen, denn Sparen ist kein Selbst-
zweck, sondern zusammen mit Investitionen die Vor-
aussetzung zur Sanierung unseres Stadtstaates. Po-
litik muss allerdings den Bürgern immer wieder klar
machen, warum sie dies von ihnen abverlangt.

Hohe Zinsausgaben und überproportionale Aus-
gaben für Sozialhilfe sind die Bereiche, die Bremen
haben krank werden lassen, nicht zu geringe Aus-
gaben im Bereich Soziales, Bildung und Kultur. Da-
her vergessen wir bitte nicht die Reihenfolge, in der
wir die Probleme Bremens angehen müssen! Das
heißt, zunächst muss die hohe Arbeitslosigkeit abge-
baut werden. Dazu müssen die Rahmenbedingun-
gen für Unternehmen verbessert werden, um da-
durch neue Arbeitsplätze zu schaffen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Die  Unternehmen,  die  Arbeits-

plätze schaffen!)

Die mittelständischen Unternehmen, liebe Frau Lin-
nert, denen Sie gerade schaden wollen mit Ihrer Un-
ternehmenssteuerreform!

(Beifall bei der CDU)

Weiterhin  muss  der  Abwanderungsverlust  aus
Bremen und Bremerhaven gestoppt werden. Dies ist
nur durch eine Ausweisung weiterer Wohnungsbau-
flächen möglich. Erst wenn dieser Strukturwandel
geschafft ist, können wir uns wieder verstärkt den
schönen Dingen des Lebens zuwenden. Meine Da-
men und Herren, vorerst bleibt nur der bisher ein-
geschlagene Weg!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Das hast du
uns aber vorher nicht gesagt!)

Man darf als Finanzpolitiker nicht alles im Voraus
sagen! Nur dieser Weg, der bisher eingeschlagene
Weg, wird erfolgreich sein, um Bremens Selbstän-
digkeit zu erhalten. — Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Es ist vereinbart worden, bei den Haushaltsgeset-
zen zuerst die erste Lesung durchzuführen, um im
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Anschluss daran über die Überweisung an den staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschuss und die Aus-
schüsse, deren Aufgabenbereiche betroffen sind, ab-
zustimmen.

Als Erstes lasse ich über das Haushaltsgesetz der
Freien  Hansestadt  Bremen  für  das  Haushaltsjahr
2000 in erster Lesung abstimmen.

Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt
Bremen  für  das  Haushaltsjahr  2000,  Drucksache
15/234, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Jetzt lasse ich über das Haushaltsgesetz der Frei-
en Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2001
in erster Lesung abstimmen.

Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt
Bremen  für  das  Haushaltsjahr  2001,  Drucksache
15/234, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt auch dieses Gesetz in erster Lesung.

Bei den verschiedenen Vorlagen zum Haushalt
2000 und 2001 ist die Überweisung an den staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschuss, federführend,
sowie die Ausschüsse, deren Aufgabenbereiche be-
troffen sind, vorgesehen. Dies sind gemäß Paragraph
63a Absatz 2 unserer Geschäftsordnung der Rechts-
ausschuss, der Ausschuss für Angelegenheiten der
Häfen im Lande Bremen, der Datenschutzausschuss,
der Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau,
der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten, internationale Kontakte und Entwicklungs-
zusammenarbeit, der Ausländerausschuss und der
Ausschuss für Informations- und Kommunikations-
technologie und Medienangelegenheiten.

Ich lasse jetzt über die Überweisung abstimmen.

Wer der Überweisung der Haushaltsgesetze der
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre
2000 und 2001, Drucksache 15/234, der Haushalts-

pläne und Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2000
und 2001 und der Produktgruppenhaushalte für die
Haushaltsjahre 2000 und 2001 zur Beratung und Be-
richterstattung an den staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, federführend, und die entsprechen-
den Ausschüsse seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Ich möchte Sie ferner darum bitten, damit einver-
standen zu sein, dass der vom Senat noch nachzu-
reichende   produktgruppenorientierte   Stellenplan
und die bei der Verwaltung der Bremischen Bürger-
schaft noch eingehenden Anträge und Änderungs-
anträge zu den Haushalten 2000 und 2001 unmittel-
bar an den staatlichen Haushalts- und Finanzaus-
schuss sowie die entsprechenden Ausschüsse wei-
tergeleitet werden. Die Ausschüsse werden gebe-
ten, dem Haushalts- und Finanzausschuss Bericht
zu erstatten, dieser wiederum wird gebeten, der Bür-
gerschaft (Landtag) einen Gesamtbericht vorzule-
gen.

Ich stelle fest, dass es dagegen keinen Wider-
spruch gibt. Dann wird so verfahren.

Zum Schluss lasse ich über die Fortschreibung der
Finanzplanung bis 2005, Drucksache 15/250, abstim-
men. Auch hier ist die Überweisung an den staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschuss vorgesehen.

Wer der Überweisung der Fortschreibung der Fi-
nanzplanung bis 2005, Drucksache 15/250, zur Be-
ratung  und  Berichterstattung  an  den  staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist  die  Fortschreibung  der  Finanzplanung  bis
2005  zur  Beratung  und  Berichterstattung  an  den
staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Haushaltsporträt 2000/2001 Kenntnis.

Sehr verehrte Damen und Herren, eingedenk der
Regel, die häufig angewendet wird, dass Überstun-
den mit doppelter Zeit abgefeiert werden, schlage
ich Ihnen vor, dass ich die Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) bis 15 Uhr unterbreche.

(Unterbrechung der Sitzung 13.15 Uhr)

*
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Präsident  Weber  eröffnet  die  Sitzung  wieder  um
15.00 Uhr.

Präsident Weber: Die unterbrochene Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Ich  darf  auf  den  Besucherrängen  folgende Be-
suchergruppen  heute  Nachmittag  begrüßen:  eine
Gruppe CDU-Mitglieder aus Osterholz, eine Gruppe
vom Gustav-Heinemann-Bürgerhaus aus Bremen-Ve-
gesack, eine SPD-Seniorengruppe aus Bremerhaven
und eine CDU-Seniorengruppe aus Bremerhaven.

Herzlich willkommen!

(Beifall — Abg. E c k h o f f  [CDU]: Sind
die zusammen gekommen?)

Meine Damen und Herren, trotz der interfraktio-
nellen  Absprache  zum  Ablauf  der  Tagesordnung
müssten wir für den Beginn nach der Mittagspause
eine kleine Umstellung vornehmen. Statt mit dem
Punkt 26 beginnen wir mit dem Punkt sechs, Struk-
turwandel in den Hafenrevieren, und danach kommt
Tagesordnungspunkt 26, Beziehungen in der Regi-
on verbessern. Eine kleine, notwendige Umstellung
aus einem besonderen Anlass!

Strukturwandel in den Hafenrevieren

Große Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen

vom 2. Februar 2000
(Drucksache 15/193)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 22. Februar 2000

(Drucksache 15/216)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig, ihm
beigeordnet Staatsrat Dr. Färber.

Ich gehe davon aus, dass die Antwort auf die Gro-
ße Anfrage nicht mündlich wiederholt wird.

Dann treten wir in die Aussprache ein.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben
heute Morgen gehört, wir müssen die einzelnen In-
vestitionsprojekte auf den Prüfstand stellen.

(Zuruf von der SPD: Sie waren doch gar
nicht da!)

Aber im Radio vermittelt man auch Informationen!
Das finde ich richtig. Wir wissen alle, dass Bremen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

kein Geld hat, und Bremens Häfen sind teuer. Das
wissen wir nicht erst seit heute. Unser politisches
Ziel dieser Großen Anfrage „Strukturwandel in den
Hafenrevieren“, hauptsächlich in den stadtbremi-
schen Häfen, war eigentlich die Frage nach der Ren-
tabilität der Häfen, die Frage nach den Hafenflächen
und nach ihrer effektiven Nutzung, besonders in den
stadtbremischen Häfen.

Meine Damen und Herren, wir wollten eigentlich
auch noch einmal den Augenschein, der sich uns
immer so darstellt, wenn man sich durch die Revie-
re  bewegt  und  kaum  noch  Aktivitäten  feststellt,
durch Daten und Fakten unterlegt wissen. Bei den
ungenutzten Hafenflächen zum Beispiel stellt sich
ja die Frage, ob nicht Gewerbegebiete oder andere
städtebauliche Nutzungen angeregt werden können
oder ob sie nicht besser für eine Nutzung zur Verfü-
gung stehen können, Stichwort Großmarkt oder Kopf
des Europahafens, dort hat ja sozusagen schon der
Strukturwandel angefangen. Man kann dazu stehen,
wie man will, trotzdem war es eine Folge des Struk-
turwandels in den stadtbremischen Häfen.

Ich denke, das ist eine notwendige Debatte, um
Steueraufkommen für das Land Bremen zu halten,
sozusagen auch ein Beitrag zur Sanierung des Bun-
deslandes. Wir müssen einfach sparsamer sein und
sinnvoll investieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aktueller Anlass waren auch die Informationen über
die offensichtliche Unternutzung der Neustädter Hä-
fen und der Industriehäfen, die ja durch die Medien
gegangen sind. Diese Frage wollten wir noch ein-
mal untersucht wissen.

Zweitens stellt sich auch eine hafenpolitische Fra-
ge, die da heißt: Wie werden eigentlich die bremi-
schen Häfen auf die Zukunft vorbereitet? Wie wird
der notwendige Strukturwandel in den Häfen orga-
nisiert? Diese Fragen sind absolut notwendig, mei-
ne Damen und Herren, sie brennen uns sozusagen
auf den Nägeln, und sie sind seit der Debatte um
das Hafenstrukturkonzept längst überfällig.

Der Senat sieht das in Ansätzen offenbar ähnlich.
Seitdem Herr Senator Hattig auch die Federführung
in der Hafenpolitik übernommen hat, gibt es Ansät-
ze, eine Port Authority für die Häfen zu organisie-
ren mit der Aufgabe, den gesamten Strukturwandel
der Häfen noch einmal zu untersuchen. Offensicht-
lich ist nicht alles machbar, was auch wünschens-
wert ist.

Herr Hattig hat es jetzt angefasst. Wir waren aber
wie immer schneller als der Senat, denn mindestens
seit 1995 stellen wir bereits diese Fragen, auch hier
im Hause, und wir wundern uns, wie wenig der Se-
nat in seiner jetzigen Antwort, die ja weit hinter das
zurückfällt, was Herr Senator Hattig eigentlich vor-
hat, auf die Fragen der Zukunft eingeht. Da lautet
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zum Beispiel eine Antwort auf die Frage, wie dra-
matisch der Umschlag in den stadtbremischen Hä-
fen eigentlich zurückgeht: Es deutet sich seit Jah-
ren an, dass diese Tendenz so besteht, aber trotz-
dem wurden in den letzten Jahren noch mindestens
49 Millionen DM zum Ausbau der Neustädter Hä-
fen bereitgestellt. Sechs Millionen DM wurden noch
einmal in den Fruchtumschlag gesteckt, neun Mil-
lionen DM in die Modernisierung der Getreidean-
lagen und 38 Millionen DM in den Holz- und Fabri-
kenhafen.

Meine Damen und Herren, das sind alles Berei-
che, die jetzt vor dem großen Strukturwandel ste-
hen, und ich denke, diese Investition hätte man noch
einmal genauer überprüfen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn man sich in der Antwort des Senats die Zah-
len der Schiffsverkehre anschaut, dann stellt man
fest, dass bei den Schiffsankünften im Neustädter
Hafen 1991 noch 1143 zu verzeichnen waren, 1998
nur 695. Meine Damen und Herren, das ist ein Rück-
gang von sage und schreibe 50 Prozent. Im Holz-
hafen sind die Schiffsankünfte von 1156 auf 587 zu-
rückgegangen, das ist ebenfalls ein Rückgang von
gut 50 Prozent. Im Industriehafen sind die Schiffs-
ankünfte von 1325 auf 802 zurückgegangen, das ist
immerhin noch ein Rückgang von 40 Prozent.

Wenn man sich die Arbeitsplatzentwicklung an-
schaut, das ist ja auch immer ein besonderes Anlie-
gen der sozialdemokratischen Fraktion, dann ist hier
die Zahl ähnlich dramatisch. In den Neustädter Hä-
fen sind 1991  3000 Arbeitsplätze gezählt worden,
1997 waren es nur noch 780 Arbeitsplätze. Das sind
pro Hektar noch ganze drei Arbeitsplätze, meine Da-
men und Herren. Ich denke, das ist keine Zahl, die
für die Zukunft einer Struktur aussagekräftig sein
kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Im Industriehafen, das kann man auch der Ant-
wort entnehmen, ist die Anzahl der Arbeitsplätze
leicht gestiegen, während sie in allen anderen Ha-
fenrevieren gesunken ist, übrigens auch in den Über-
seehäfen in Bremerhaven, aber nicht so dramatisch
wie im Neustädter Hafen. Der Senat sagt gleichzei-
tig, er will oder kann keine Auskunft darüber ge-
ben, welche Arbeitsplätze, die geschaffen worden
sind, hafenabhängig oder hafenunabhängig sind,
und fällt damit, sage ich einmal, hinter seine frühe-
ren Erkenntnisse weit zurück. Es wäre meines Er-
achtens  auch  notwendig,  das  zu  analysieren,  um
Grundlagen für eine vernünftige Hafenplanung zu
haben.

Wenn man Arbeitsplätze schaffen will, meine Da-
men und Herren, und den Hafen dafür sozusagen
als Legitimation heranzieht, dann muss man auch

nachweisen können, dass der Hafen hafenabhängige
Arbeitsplätze schafft, sonst hat das alles überhaupt
keinen Wert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bisher jedenfalls sind vom Senat für jede Hafen-
investition hafennahe Arbeitsplätze als Legitimation
herangezogen worden, auch in verschiedenen Gut-
achten. Es wundert mich, warum der Senat in sei-
ner Antwort nicht zu diesen Aussagen steht. Meine
These in dieser Hinsicht: Das hat Methode à la Ha-
fenpolitik des ehemaligen Senators Beckmeyer. Ich
glaube, der Senat will es gar nicht so genau wissen,
dann müsste er nämlich die gesamten Investitionen
auf den Prüfstand stellen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Diese, wie ich sie nenne, Verschleierungsmethode
wird offenbar, wenn es auch um die Angabe geht,
was denn in den einzelnen Hafenzonen an Kosten
anfällt. Was kostet eigentlich der bremische Hafen?
Ich finde, das ist doch eine ganz wichtige Frage. Der
Senat sagt hier, es sei zurzeit nicht möglich, dies an-
zugeben —

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich denke, wir haben den Pro-

duktgruppenhaushalt!)

ja, dazu komme ich gleich —, er arbeite gegenwär-
tig an einer Kosten-Leistungs-Rechnung.

Gegenwärtig ist gut, meine Damen und Herren.
Ich habe bei der Recherche zu der Rede noch ein-
mal die alten Vorlagen durchgesehen. Ich bin in der
Lage, das zu können. Da ist mir eine des Senators
von 1995 in die Hand gefallen, als bereits beschlos-
sen worden ist, dass die Hafenämter angewiesen
sind, eine Kosten-Leistungs-Rechnung vorzusehen,
und nun sagt der Senat, er arbeite gegenwärtig an
einer Kosten-Leistungs-Rechnung. Das ist doch, ich
sage einmal, ein Indiz dafür, dass es hier wirklich
um Verschleierung und nicht um Kosten-Nutzen-
Relationen geht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich denke, und das muss man dem Senat wirklich
vorwerfen, er hat hier richtig eine falsche Aussage
getroffen. Wenn er sagt, er kann die Kosten nicht
angeben, dann widerspricht er seinen eigenen Be-
schlüssen. Der Senat hat in einer Senatsvorlage von
1994 bereits die Kosten der einzelnen Hafenzonen
bekannt gegeben.

Meine Damen und Herren vom Senat, einige von
Ihnen sind neu, aber nicht alle, ich kann Ihnen die-
se Quelle nennen. Das ist die Senatsvorlage 192/94.
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Auf der Seite 14 wird detailliert über die Kosten-
struktur Auskunft gegeben. Lesen Sie das noch ein-
mal nach, wenn Sie gegenwärtig die neue Struktur
erarbeiten, dann ersparen Sie sich viel Zeit! Dort
steht nämlich, dass für den Neustädter Hafen in den
nächsten beiden Jahren zehn Millionen DM an Ko-
sten anfallen und dass in zweijährigen Zeiträumen
für den Industrie- sowie Holz- und Fabrikenhafen
zwölf Millionen DM pro Jahr an Unterhaltungskos-
ten anfallen, meine Damen und Herren. Das sind
die Kosten, die wirklich für einen relativ ungenutz-
ten Hafen entstehen.

Was eigentlich so besonders strukturkonservativ
an der Antwort ist, ist die Tatsache, dass aus dem
Funktionsverlust dieser Hafenanlagen und dieser
Reviere keine politischen Schlussfolgerungen für die
künftige Hafenpolitik gezogen werden, denn auf un-
sere  Frage  nach  den  Perspektiven,  und  darauf
kommt es ja an, bekommen wir praktisch keine ein-
zige Antwort. Der Senat sagt, er sieht sich augen-
blicklich wieder nicht in der Lage, Entwicklungen
aufzuzeigen, Handlungsmöglichkeiten zu entwi-
ckeln oder wesentliche Trends zu skizzieren, das ist
ja eigentlich traurig, denn es wird an einem Ent-
wicklungskonzept derzeit gearbeitet.

Meine Damen und Herren, das ist alles schön und
gut, erinnert uns aber gleichzeitig an die Vorlage
eines Hafenstrukturkonzeptes, das uns mindestens
seit 1997 versprochen worden ist und was auch die
Bürgerschaft hier in der letzten Wahlperiode einstim-
mig beschlossen hat, meine Damen und Herren. Wo
ist eigentlich das Hafenstrukturkonzept, Herr Kol-
lege Töpfer?

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Bei den Grünen!
Liegt in Ihrem Büro!)

Bei den Grünen! Wo ist dann das Landeshafengesetz,
Ihre Leib- und Lieblingsthematik, mit der Hoheits-
frage?

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Alles im Hafen versenkt!)

Alles im Hafen versenkt oder im Überseehafen im
Sand vergraben, jedenfalls steht es nicht zur politi-
schen Entscheidung an.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir stellen fest, es gibt kein Gesamtkonzept des
Senats, was den Hafen betrifft, und es gibt schon
gar kein Konzept für Investitions- oder Flächen-
prioritäten, was die alten Reviere betrifft. Gleichzei-
tig sollen wir über den Hafenhaushalt entscheiden,
es gibt aber kein Konzept, es gibt keine Investitions-
prioritäten. Obwohl wir nicht wissen, was der Ha-
fen kostet, soll über neue Großprojekte entschieden

werden.  Ich  denke,  da  machen  Sie  den  zweiten
Schritt vor dem ersten.

(Glocke)

Herr Präsident, ich komme sofort zum Ende! Ich
möchte dem Senat nur noch den einen oder ande-
ren Hinweis mit auf den Weg geben, denn er soll,
bevor er neue Flächen auf der grünen Wiese an-
packt, die alten Flächen für neues Gewerbe in den
Hafenrevieren, die nicht mehr genutzt werden, doch
überprüfen, damit es hier zu einer Verdichtung von
Flächen kommt und nicht zu einem Ausbau auf der
grünen Wiese.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Untersuchen Sie bitte die Entwicklungsmöglich-
keiten in diesen Revieren, was Gewerbeansiedlun-
gen, Existenzgründungen, Einwohnerwerbung für
das Bundesland Bremen angeht, und beantworten
Sie doch bitte unsere stark begründeten Fragen!
Dann werden Sie auch wirklich einen Beitrag zur
Steuerkrafterhöhung im Land Bremen leisten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort  der  Abgeordnete  Oppermann,  Fraktion  der
CDU.

(Zurufe: SPD!)

Entschuldigung, Herr Kollege! Der Kollege Opper-
mann von der SPD, dann der Herr Kollege Opper-
mann von der CDU! Ich bitte um Entschuldigung!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Kollege Schramm,
was Sie eben gesagt haben, dass der Senat untätig
sei, sind die falschen Worte hier in diesem Raum,
denn Sie wissen, dass wir mit Beginn dieser Legis-
laturperiode auch in der Koalitionsvereinbarung ab-
gesprochen haben, dass wir uns hinsichtlich der al-
ten Hafenreviere Gedanken machen, dass es hier
Arbeitsgruppen seitens des Senats gibt, wie wir ver-
fahren und umgehen mit den frei gewordenen Flä-
chen in dem alten Hafen.

In der Tat, und da gebe ich Ihnen allerdings Recht,
muss  man  sich  Gedanken  über  die  Nutzung  des
Neustädter Hafens machen, aber auch da steht ja in
der Großen Anfrage und in der Mitteilung des Se-
nats, dass sie in Erbbau an die Tochterunternehmen
der BLG vergeben ist, dass diese aber aufgrund ei-
nes erhöhten Umschlags positive Tendenzen für die-
ses Jahr und für die folgenden Jahre sehen. Gleich-
wohl, da gebe ich Ihnen Recht, muss man sich auch
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Gedanken machen, ob man nicht auch den Neustäd-
ter Hafen für andere Nutzer öffnen sollte.

(Beifall bei der SPD)

Die getätigten Investitionen in die bremischen Hä-
fen halte ich nach wie vor für wichtig, weil die bre-
mischen Häfen eine der tragenden Säulen unseres
Landes und unserer Stadt sind. Von daher halte ich
jede Mark, die wir in den Hafen investieren, für eine
gut ausgegebene Mark, und die sollte man nicht so
pauschal in Frage stellen. Wenn man sagt, wir müs-
sen eine Kosten-Nutzen-Rechnung aufstellen, mag
das ja sein, aber gleichwohl leben hier Zehntausen-
de von Bremerinnen und Bremern und auch, das
muss  auch  ich  zugeben,  das  Umland  vom  bremi-
schen Hafen. Insofern, denke ich, ist dies ein wichti-
ger Wirtschaftszweig in unserem Stadtgebilde, und
von daher halte ich die Ausgaben für wichtig.

Was den Strukturwandel in den bremischen Hä-
fen angeht, darauf ist ja auch schon in der Mittei-
lung des Senats hingewiesen worden, so hat sich bei
den Verantwortlichkeiten auch von denjenigen, die
dort Handel und Wandel treiben, aufgrund der Glo-
balisierung und der Strukturänderung in der Welt-
schifffahrt einiges geändert. Ihre Einschätzung hin-
sichtlich  des  Industriehafens  teile  ich  überhaupt
nicht. Was ich überhaupt nicht verstehen kann, al-
lerdings nach Ihrem Beitrag kann ich es eigentlich
verstehen, aber ich habe dafür kein Verständnis:
Gerade wir in der großen Koalition schaffen die Vor-
aussetzungen dafür, dass die Betreiber, die dort im
Industriehafen ansässig sind, nach dem erfolgten
Umbau der Industriehafenschleuse hier Perspekti-
ven für die Weiterentwicklung ihrer Unternehmen
haben, und stärken somit die Wirtschaftskraft die-
ses Landes und dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich kann überhaupt nicht verstehen, dass Sie da
in der Deputation in der vergangenen Woche der
Bremser waren und sich dagegen ausgesprochen ha-
ben. Das erklären Sie einmal bitte den 8770 Mitar-
beitern, die unmittelbar im Industriehafen tätig sind,
wenn Sie hier als Wirtschaftsbremser auftreten. Das,
finde ich, ist nicht richtig, und da sollten Sie einmal
Ihre Position überdenken!

Weil Sie vorhin auch den Kollegen Beckmeyer an-
gesprochen haben: Man mag vielleicht in Nuancen
unterschiedlicher Auffassung sein, aber ich will hier
eines ganz deutlich sagen: Die Sozialdemokraten ha-
ben in den vergangenen Jahrzehnten maßgeblich
die positive Entwicklung der Hafengruppe Bremen/
Bremerhaven mitgestaltet, und wir werden das auch
in Zukunft tun,

(Beifall bei der SPD)

weil wir hier unserer Verantwortung gegenüber de-
nen gerecht werden wollen, die von diesem Hafen
profitieren. Die Entwicklung gerade in Bremerha-
ven — und das hat eben die Weltschifffahrt mit sich
gebracht —, die Containerisierung zeigt, dass wir
da auf dem richtigen Weg sind.

Sicherlich  gehen  einige  Investitionen  nicht  so
schnell voran, wie wir es gern hätten, wir sprechen
hier über CT III a und CT IV. CT IV ist in meinen
Augen eine wichtige Ergänzung für den Container-
terminal in Bremerhaven

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

und soll auch nach meiner Auffassung hier nicht fal-
len gelassen werden. Gleichwohl ist es sehr schwie-
rig, weil die Planverfahren so sind, wie sie gesetz-
lich festgelegt worden sind. Die müssen wir alle ord-
nungsgemäß über die Bühne bringen, aber wir ha-
ben entsprechende Aussagen in unserem Koalitions-
vertrag zum CT IV. Dass vielleicht auch unterschied-
lich darüber nachgedacht wird, liegt in der Natur
der Sache. Da sind wir hier alle frei im Denken und
können  auch  sagen,  wie  wir  darüber  empfinden,
aber CT IV ist ein Bestandteil der bremischen Hafen-
politik.

Ich will noch einmal etwas zu dem Entwicklungs-
konzept sagen! Sie haben natürlich eine Fleißarbeit
gemacht mit Ihrer Großen Anfrage zu dem Entwick-
lungskonzept und mit Ihrer Großen Anfrage, das will
ich gar nicht verhehlen, aber Sie sind lange genug
in dem politischem Geschäft, Herr Kollege Schramm
und liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion der
Grünen, dass Sie sicherlich hätten wissen müssen,
dass vieles bereits im Hause des Senators für Wirt-
schaft und Häfen in Arbeit ist und dass man, wenn
Sie fundierte Kenntnisse haben wollen, auch ein
bisschen Geduld haben muss.

Nun billige ich Ihnen in Ihrer Rolle als Opposition
zu, dass Sie hier auch voreilig Anfragen an den Se-
nat stellen, aber wenn Sie vernünftige Inhalte ha-
ben wollen, dann, denke ich, muss man auch dem
Ressort die Möglichkeit geben, hier eine entspre-
chende  Ausarbeitung  zu  machen.  Wenn  es  dort
schon Arbeitsgruppen gibt, die sich über die Hafen-
struktur und auch über das Thema Port Authority
Gedanken machen, dann sollte man abwarten, was
aus dem Hause kommt, denn dann werden wir in
den zuständigen Fachausschüssen und hier im Haus
die Gelegenheit haben, darüber zu debattieren und
zu diskutieren.

In diesem Sinne, das sage ich auch noch einmal
für meine Fraktion: Wir stehen zu den bremischen
Häfen und werden uns weiter für sie einsetzen. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
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Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Karl Uwe Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Schramm, die Bre-
mer  und  Bremerhavener  Hafengruppen  sind  uns
nicht nur teuer, sie sind uns auch lieb,

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

und glücklicherweise helfen uns die anderen Bun-
desländer über den Bundesfinanzausgleich bei der
Finanzierung.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wenn das so weitergeht, nicht mehr!)

Wenn man schon einmal im Hafen unterwegs ist,
Herr Schramm, dann muss man auch richtig sehen
wollen, denn wenn man richtig sehen will, kann man
auch Anfänge von Strukturwandel in unseren Hafen-
gruppen sowohl in Bremen als auch in Bremerha-
ven sehen.

Ich möchte mich gern ausführlich mit Ihrer Gro-
ßen Anfrage beschäftigen. Es war keine große Über-
raschung für uns, dass der Senat antworten musste,
so ein richtig großer Strukturwandel habe in den
letzten Jahren in den stadtbremischen und bremi-
schen Häfen nicht stattgefunden. Ein Strukturwan-
del wäre es gewesen, wenn Wertschöpfung stattge-
funden hätte. Wertschöpfung hat in der Vergangen-
heit in den Bremer Häfen keine große Rolle gespielt.
Ich erinnere dabei an das Beispiel Bismarck-Denk-
mal: Die Hamburger haben von Bismarck das Recht
bekommen, im Freihafen auch zu produzieren und
zollfrei wieder zu veräußern, sie haben das Denk-
mal ein bisschen größer gemacht. Die Bremer ha-
ben leider nur das Recht bekommen zu lagern, und
Lagern  ist  keine  Wertschöpfung.  Das  Bismarck-
Denkmal ist deswegen ein bisschen kleiner ausge-
fallen.

(Beifall bei der CDU)

An dieser Wertschöpfung nämlich, an der Wasser-
kante und ihrer Nähe, müssen wir arbeiten, das wür-
de einen wirklichen Strukturwandel in der Hafen-
gruppe Bremen zum Wohle des Bundeslandes Bre-
men bedeuten. Ich hoffe, dass wir in dieser Debatte
dazu beitragen können, einen Weg zu finden.

Was hat sich in den Häfen getan? Völlig klar, un-
übersehbar und leider auch unabwendbar war das
Verfüllen des Überseehafens. Die Pier war so maro-
de, dass wir dort die Kosten für eine neue Pieran-
lage für einen veralteten Hafen, über den die Zeit
leider hinweggegangen ist, sicherlich kaum hätten
aufbringen können.

Der Neustädter Hafen — für den ungeübten Be-
trachter ist keine Veränderung erkennbar — bleibt

hinter den Erwartungen zurück, aber darauf hat die
Koalition schon eine Antwort gefunden: Wir haben
auf ein weiteres Hafenbecken an der Neustädter Sei-
te zugunsten des GVZ verzichtet.

Der Fischereihafen in Bremerhaven: Wirklich neu
darin ist der Autoumschlag, aber diese Koalition hat
etwas getan. Sie hat diesen Fischereihafen, dieses
riesige Areal, durch den Bau und die Finanzierung
der Fischereihafendoppelschleuse zukunftsfähig ge-
macht,

(Beifall bei der CDU)

ich nenne nur das Stichwort Großfroster, so dass Bre-
merhaven praktisch die Fischküche Europas werden
und bleiben kann. Sie haben diesem Schleusenbau
nicht zugestimmt, und das haben Sie sicherlich nicht
gemacht, weil Sie das Geburtshaus unseres gemein-
samen Kollegen Pfahl schützen wollten, das zum
Abriss freigegeben wurde.

(Beifall bei der CDU — Abg. S c h r a m m
[Bündnis  90/Die  Grünen]:  Sie  sind  aber

falsch informiert, Herr Oppermann!)

Die stadtbremischen Überseehäfen in Bremerha-
ven sind ohne Frage eine Erfolgsstory. Ich glaube
aber, wir haben heute noch einen Tagesordnungs-
punkt, bei dem darauf weiter eingegangen wird.
Deswegen werde ich mich damit in meinem Debat-
tenbeitrag weniger beschäftigen, wir haben ja noch
diesen Ausbau des Containerterminals, obwohl es
mich reizt, auch an diesem Containerterminal mit-
zumischen. Ich will Ihnen eines sagen: Die CDU war
weiß Gott lange genug in der Opposition in dieser
Stadt. Wir haben in der Opposition auch die zu-
kunftsträchtigen Entscheidungen für die Hafen-
gruppe Bremen und Bremerhaven immer mitgetra-
gen.

(Beifall bei der CDU)

Zu den Fragen zwei und drei, der Aufteilung nach
Schiffsankünften und prozentualer Verteilung von
1991 bis 1998! Herr Schramm, natürlich kommen we-
niger Schiffe. Sie vergessen aber eines: Die Schiffe
werden  immer  größer  und  immer  spezialisierter,
auch in der Stadt Bremen, und die Erfolgsstory der
stadtbremischen Häfen in Bremerhaven beweist das.
Diese Zahlen weisen aber auch eindrucksvoll die
Hafengruppe Industriehafen mit dem Holz- und Fa-
brikenhafen als neues Rückgrat der bremischen Ha-
fengruppe in Bremen aus. Hier stimmen immer noch
Ankünfte und Tonnage. Vergessen Sie nicht: Wenn
die Containerkaje in Bremerhaven boomt, wenn dort
deutlich zugelegt wird und diese stadtbremische
Hafengruppe ihren Umschlag prozentual annähernd
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halten kann, dann ist das ein Erfolg und kein Rück-
schritt!

(Beifall bei der CDU)

Das spricht auch für die Geschäftstüchtigkeit der
Betreiber der Firmen in diesem Gebiet.

Die Koalition hat mit dem Beschluss zum Ausbau
der Schleuse, jetzt meine ich die Industriehafen-
schleuse, die Signale auf Zukunft gestellt. Die Ent-
scheidung dafür war überfällig. Die damalige Ent-
scheidung, den Drempel aus Kostengründen nicht
gleich zu verändern, war kurzsichtig, meiner Mei-
nung nach falsch und hat die Entwicklung der Ha-
fengruppe Industriehafen zumindest in den letzten
Jahren nicht gefördert, wenn ich mich einmal vor-
sichtig ausdrücken will.

Das Tidefenster und damit die Zahl der möglichen
gleichzeitigen Schleusungen wurde deutlich vergrö-
ßert, Panmax-Schiffe passen durch die Schleuse, und
Reeder bekommen ein größeres Tidefenster, was ih-
nen ihre Entscheidung, den Bremer Industriehafen
anzulaufen oder nicht, leichter macht, weil sie nicht
damit rechnen müssen, dass sie vor der Industrie-
hafenschleuse Zeit vergeuden müssen. Davon kann
das hinter der Schleuse gelegene Hafenrevier nur
profitieren.  Das  gilt  auch  für  die  Fischereihafen-
schleuse in Bremerhaven, neue Schleusen verbes-
sern die Chancen beider Anlagen.

Ein Blick auf das riesige Areal hinter dieser Indus-
triehafenschleuse zeigt große Potentiale zum Aus-
bau, immer mit der Möglichkeit mit der Erhöhung
der Lokoquote, und darauf kommt es auch an. Die
Quote, die hier produziert wird, an der Menschen
arbeiten, Geld verdienen, wo Wertschöpfung ge-
macht wird, ist das Entscheidende. Sehen Sie sich
bei passender Gelegenheit doch einmal die Kalian-
lage an oder die vielen Ufermeter, die, ich möchte
sagen, jetzt immer noch ohne Spundwände sind!
Hier steckt ein Potential zur Erhöhung der Loko-
quote, das die Koalition nicht leichtfertig übersehen
wird.

Erinnert sei nur an die optimale Anbindung an das
Netz  der  Bundesautobahnen.  Nur  einen  Katzen-
sprung entfernt ist die Hafenrandstraße — wenn man
sie sich ansieht, wird sie sicherlich in diesem Jahr
völlig fertig gestellt —, eine optimale Anbindung an
das Autobahnnetz, Wasser ist sowieso vorhanden,
also alles bestens. Es kann ja nicht sein, dass im
Industriehafen eine Disco mit Wasseranschluss, ich
meine das „Dockland“, die letzte Lösung ist, dort
müssen andere Betriebe hin. Da sind aber privat-
wirtschaftliche Initiativen gefragt, und mit der Fer-
tigstellung der Schleuse hat diese Koalition zu ei-
nem positiven Strukturwandel in diesem Revier al-
les auf die Reise gebracht, was sie machen konnte.
Jetzt sind andere gefragt.

Das gilt auch für die Absicherung der Arbeitsplätze
an dieser Stelle. Wo waren denn die Grünen bei die-

ser zukunftssichernden Entscheidung? Die Erfolgs-
geschichte dieser Hafengruppe zeigt sich auch in den
Zahlen der Beschäftigten pro Hektar. Das haben Sie
dankenswerterweise bestätigt. Wenn man heute den
Fabrikenhafen und Industriehafen — das wird ja als
eine Antwort gegeben — sieht, liegt auch hier diese
Hafengruppe an der Spitze. Besonders positiv ist da-
bei zu berücksichtigen, dass die Zahl der Beschäf-
tigten ansteigt, und das haben wir nicht überall in
Bremen. Das gilt auch für die Anzahl der Betriebe,
die hier wohnortnah Beschäftigung anbieten und die
Wasserkante zum Umschlagen benötigen und auch
nutzen. Es gibt ja auch Betriebe, die an der Wasser-
kante liegen und sie nicht nutzen, und die sind mei-
ner Meinung nach dort falsch angesiedelt.

Meine Damen und Herren, dies alles sollten wir
betrachten unter dem Aspekt der zweifelhaften Pla-
nungssicherheit für die Unternehmen in den letzten
Jahren, weil viele Jahre an den Schleusen nichts
getan wurde. Jemand, der sich dort vergrößern woll-
te und damit rechnen musste, dass in Zukunft grö-
ßere Schiffe vielleicht nicht anlaufen könnten, ist
doch mit seinen Investitionen sicherlich zurückhal-
tender gewesen als jemand, der optimale Zukunfts-
aussichten für seinen Betrieb allein durch die Infra-
struktur sieht. Ein Vergleich mit der Hafengruppe
rechts der Weser hinkt hier sicherlich, weil es dort,
wie Sie es auch gesagt haben, zurzeit Schwierigkei-
ten gibt. Das gilt insbesondere bei Planungsunsi-
cherheiten für die Betriebe rund um den Holz- und
Fabrikenhafen.

Meine Damen und Herren, Strukturwandel ist das
Thema Ihrer Anfrage gewesen. Für die Betriebe an
der Südseite des Holz- und Fabrikenhafens können
wir jetzt, nachdem der Überseehafen verfüllt ist,
hervorragende Bedingungen für einen Strukturwan-
del bieten. Die Politik und die Unternehmer müssen
jetzt nach der Verfüllung des Überseehafens die sich
bietenden Chancen mit beiden Händen packen.

Der Überseehafen, über den die Zeit hinwegge-
gangen war, ist verfüllt. Die Entscheidung für die
Ansiedlung des Großmarktes mit Nebenfirmen ist
gefallen. In wenigen Wochen wird der Zollzaun fal-
len, weil auch er in der heutigen Zeit seine Bedeu-
tung verloren hat. Bismarck gibt es nicht mehr, Zoll-
zäune sind überflüssig geworden. Das gibt der Pla-
nung und der Politik die Möglichkeit, gemeinsam
mit den an der Südseite des Holz- und Fabriken-
hafens angesiedelten Firmen zu einer großzügigen
Lösung zu kommen.

Alte, verbrauchte, abgewirtschaftete Straßenbe-
ziehungen können nun aufgelöst und durch neue
ersetzt werden. Der Zollzaun wird nicht mehr im Weg
sein. Die Grundstücke können mit Zustimmung der
Nutzer so zugeschnitten werden, dass Fertigungs-
schritte in der Produktion optimiert werden können.
Das sichert zumindest mittelfristig diese Betriebe und
ermöglicht ihnen, neue Märkte zu suchen.
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Das ist das Besondere an dieser Stelle, neue Märk-
te direkt über See zu beschicken. Einen Vorteil hat
der Holz- und Fabrikenhafen nämlich. Das sollten
Sie sich einmal ansehen, das steht auch in der Ant-
wort des Senats! Er hat eine Pier, die in weiten Tei-
len grundsaniert ist, er hat eine ausreichende Was-
sertiefe, die für alle Arten von Seeschiffen, die nicht
zu den ganz großen, das gebe ich zu, gehören, aus-
reichend ist. Bei einer einvernehmlichen Verände-
rung der Grundstückszuschnitte könnte hier eine öf-
fentliche Kaje mit Straßen- und Eisenbahnanbindung
entstehen, die für ansiedlungswillige Unternehmen
im Bereich von Packing und zum Ausbau vorhan-
dener Betriebe von höchstem Interesse sein könnte.

Hier und genau an dieser Stelle bietet sich eine
hervorragende Gelegenheit, das auch von Herrn
Töpfer immer so bevorzugte Short-Sea-Shipping —
früher hieß das einfach Küstenmotorschifffahrt — zu
verwirklichen.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Jawohl, danke!)

Die wird nicht mehr mit Küstenmotorschiffen von
gestern betrieben, sondern von Schiffen, die in die-
ser Größe früher weltweit fuhren. Feederschiffe mit
1000 Containern sind überhaupt keine Seltenheit
mehr, und die Wassertiefe für diese Schiffe ist hier
vorhanden, die Autobahn ist für den schnellen Trans-
port ins Binnenland in der Nähe.

An dieser Stelle sei an etwas erinnert, was früher
einmal eine Belastung für die stadtbremischen Hä-
fen war, hier kann sich das als Chance erweisen:
Wir sind der südlichste deutsche Seehafen, die Wege
ins Binnenland sind von dieser Stelle aus einfach
kürzer, Wasser, damit wir über die Mittelweser trans-
portieren können, haben wir hier ohnehin, und die
Hafenrandstraße ist schnell zu erreichen.

Hier können aber auch Feederdienste aus Bremer-
haven und anderen Häfen Europas der Nord-Range
anlegen, hier kann in und aus Binnenschiffen um-
geschlagen werden. Auch hier, meine Damen und
Herren, kann die Ladung in Betrieben in der Nach-
barschaft höherwertig veredelt werden und wieder
über Seeschiffe, Binnenschiffe oder Feederschiffe in
den Kreislauf der Weltwirtschaft gebracht werden.
— Danke!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Se-
nator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! In diesem Haus über die Bedeutung der bre-
mischen Häfen zu reden hieße wirklich, Eulen nach
Athen zu tragen. Ich denke, das bedarf keiner län-
geren  Ausführung.  Bremen  war  eine  Hafenstadt,
Bremen ist eine Hafenstadt, und Bremen wird eine
Hafenstadt bleiben. Ich füge sofort hinzu, dass mit

dem Wort Bremen, das ich synonym meine, vor al-
lem Bremerhaven gemeint ist. Das liegt einerseits
an unserer Zuwendung zu Bremerhaven, anderer-
seits an der globalen Entwicklung der Weltwirtschaft.

Wir müssen es so zur Kenntnis nehmen, und ich
glaube, wir können sagen, wir nehmen es erfreut
zur Kenntnis, dass die Feststellung, die ich treffe,
eine solche ist. Wir haben mit den bremischen Hä-
fen vor allem in Bremerhaven sehr moderne Häfen,
die im Wettbewerb handlungsfähig sind und die
auch im Benchmarking, wie das neudeutsche Wort
dazu heißt, eine durchaus angemessene Position
haben und haben werden. Darum bemühen wir uns,
und ich glaube, das ist auch und vor allem ein Ver-
dienst der großen Koalition.

(Beifall bei der CDU)

Wenn ich das vorwegschicken darf: Herr Schramm,
bei Ihren Ausführungen war ich mir im Moment nicht
ganz klar, hat er nun etwas gegen Häfen, will er
überhaupt noch Häfen, meint er nur die stadtbre-
mischen Häfen, oder worauf zielt er denn eigentlich?
Ich bin da aus Ihren Ausführungen nicht ganz schlau
geworden, aber in einem stimmen wir völlig über-
ein, auch Häfen, wie Investitionen jeder Art, bedür-
fen einer vernünftigen Kosten-Nutzen-Analyse.

Auch das werden Sie mir aber freundlicherweise
abnehmen: Kosten und Nutzen bei einem Struktur-
problem wie Hafen sind nicht nur betriebswirtschaft-
lich, sondern auch volkswirtschaftlich zu messen. Ich
muss mich auch fragen, was ist direkt und was ist
indirekt. Alles das lernen wir bereitwillig, denn Po-
litik heißt ja nicht nur, eine Bilanz in ihren Ordnungs-
parametern nachzuvollziehen, sondern auch die Ge-
samtstruktur politischer Bedeutungen damit zu ver-
binden.

Wenn ich das doch noch um den einen oder an-
deren allgemeineren Gedanken ergänzen darf, dann
bin ich mit Ihnen völlig einer Meinung, dass wir im-
mer wieder kritisch fragen müssen, auch im Nach-
hinein, im so genannten Post-Check, ob wir denn
Investitionen, die wir zum Beispiel vor 30 Jahren im
Neustädter Hafen gemacht haben, heute noch in
gleicher Weise machen würden. Da stimme ich Ih-
nen zu, da wäre sicher das eine oder andere heute
ganz anders zu bemessen und zu bewerten, als es
damals gemacht worden ist. Aber wie gesagt: Nach
dem Essen weiß man, wie es geschmeckt hat. Vor
dem Essen soll man da etwas vorsichtiger sein. Man
muss sich allenfalls auf den Koch verlassen. Auch
das ist gelegentlich eine Reise ins Niemandsland.

Wenn ich Ihnen einige Stichworte geben darf, um
mich damit der Gegenwart und der Zukunft zuzu-
wenden, was heute bei Hafenstrukturen zu überle-
gen ist, dann ist zunächst einmal die Frage, wie
wachsen eigentlich die Häfen, welche Zeitparameter
muss  man  einbeziehen,  wie  entwickeln  sich  die
Schiffsgrößen. Das muss ich alles in diesem Haus
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nicht länger vertiefen. Wie weit kann man Flüsse
ausbaggern, etwa bei Hafenstädten, die wie Ham-
burg oder Bremen an Flüssen liegen, wie weit kann
man da gehen? Welche Ausbaumöglichkeiten gibt
es? Die gibt es nicht nur technisch und technologisch,
die gibt es auch unter Naturgesichtspunkten. Alles
das muss ja hier nicht weiter vertieft werden.

Wie ist eigentlich das künftige Reederverhalten?
Wir bemühen uns ja ständig. Wir müssen unsere gan-
zen Städte, wir müssen unsere ganzen Investitionen
auch kundenfreundlich gestalten. Dann ist doch die
erste Frage, die wir stellen müssen: Was macht ei-
gentlich der Reeder in Zukunft, wie viele wird es
denn noch geben, 20, 40, zehn, fünf? Was werden
diese fünf sagen, wenn sie sehen, ihr in Bremerha-
ven habt da allerhand Probleme, dann gehe ich eben
nach Amsterdam oder Rotterdam, oder ich gehe nach
Hamburg!

Auch dazu eine mehr abstrakte Feststellung: Ich
muss doch einsehen, dass die Häfen sich mehr und
mehr ähneln. Unter den veränderten Bedingungen
einer globalen Weltwirtschaft kommt es nicht mehr
darauf an, ob Bremerhaven, Amsterdam oder Rot-
terdam, sondern die ganze Nord-Range wird mehr
und mehr austauschbar.

Wenn ich dann diesen Satz aus der Markentechnik
hinzufügen darf: Wenn ich denn schon ein Gattungs-
begriff bin, dann muss ich darauf achten, dass ich
innerhalb der Gattung einen solchen Service liefe-
re, dass die Gattung durch mich ausgehebelt wird
und mein Service in Bremerhaven eben als der be-
sondere angesehen wird. Das alles sind doch Din-
ge, die ich hoffe in diesem Haus nicht länger be-
gründen zu müssen. Wir haben auch die Entwick-
lung, dass Reeder heute, je größer sie werden, umso
mehr  auf  die  Dedicated-Terminals  zugehen,  das
heißt, sie wollen ihre eigene Abfertigung. Alles das
als Stichworte unter der Frage, wie begreifen und
wie nehmen wir denn den Strukturwandel an!

Wenn ich mich dann etwas enger auf die Frage
Bremerhaven und Bremen konzentrieren darf, so
wissen wir, dass die Weltwirtschaft, dass die Bedin-
gungen einer sich entwickelnden Wirtschaft, change
is the consistency, sagen die Engländer schlicht und
einfach, der Wandel ist das einzig Beständige, dass
wir eine Veränderung in Bremerhaven und Bremen
haben, dass Bremerhaven prosperiert und für Bre-
men eben generelle Probleme bedeutet. Das ist
strukturell bedingt a) durch die Lage und b) durch
die Entwicklung der Wirtschaft. Das muss ich nicht
weiter begründen, aber ich darf dies noch hinzufü-
gen, was der Kollege von der SPD völlig richtig ge-
sagt hat: Mit der Oslebshauser Schleuse haben wir
doch eine ganz klare Perspektive auch für die stadt-
bremischen Häfen geschaffen und erhöhen damit
ihre Wettbewerbsfähigkeit und ihre Überlebensfä-
higkeit.

Der Holz- und Fabrikenhafen, um auf einige Hä-
fen einzugehen, ist ein funktionierender Teil, er ist

notwendig, und er ist auch perspektivisch notwen-
dig für die stadtbremischen Häfen. Wir haben dort
eine prosperierende und lebensfähige Industrie. Ich
war vor einigen Wochen da und habe mich mit den
gesamten Unternehmern dort unterhalten. Es steht
doch völlig außer Frage, dass dieser Hafen erhalten
und  zukunftsgerichtet  wettbewerbsfähig  bleiben
muss.

(Beifall bei der CDU)

Links  der  Weser  haben  wir  Probleme,  Herr
Schramm, da stimme ich Ihnen zu, aber da sind Sie
nicht der Einzige, der von dieser Einsicht gequält,
getrieben, belastet oder beglückt wird, wie auch
immer. Der Hafensenator hat das auch schon begrif-
fen, und er unterhält sich mit der BLG darüber, wie
man denn diese Flächen anders nutzen kann. Da
sind auch Verträge, Quadratmeterpreise und Nut-
zungen, die vielleicht vor 20 Jahren einmal vernünf-
tig waren, keine Perspektive, sondern die nüchter-
ne unternehmerische Frage, was ist die Alternative,
kann man andere Interessenten heranführen, wenn
ja, wie, ist doch mit der Frage gestellt und auch mit
einer möglichen und notwendigen Antwort verse-
hen. Sie können davon ausgehen, schläfrig wie ich
bin, dass der Vorstandsvorsitzende der BLG durch-
aus weiß, dass er diesen Fragen nicht ausweichen
kann.

Ich bin mit Ihnen völlig einer Meinung, die Neu-
städter Häfen müssen in ihrer investiven Qualität mit
der heutigen Abnutzung, damit meine ich übersetzt
Verzinsung, sehr kritisch hinterfragt werden. Weil
die Fragen eben so kritisch sind — und das ist über-
haupt kein Schuldvorwurf an die, die damals vor 30
Jahren investiert haben, sondern der nüchterne Re-
flex auf die heutigen Gegebenheiten —, wird man
sich also auch mit umso größerer Dringlichkeit um
vernünftige Antworten bemühen müssen.

Die Diskussion der alten Hafenreviere will ich
auch angesichts der Kollegen hier nicht weiter ver-
tiefen. Wir alle wissen, sie hat eine gewerbliche Vor-
gabe. Diese gewerbliche Vorgabe wird den Wirt-
schafts- und Häfensenator mannhaft immer wieder
daran erinnern, dass das Wohnen dort freundlich,
fröhlich, heiter sein kann, immer unter der Voraus-
setzung, dass die gewerbliche Nutzung dadurch er-
möglicht wird. Sie müssen in diesem Haus auch die
Frage beantworten, ob das eine das andere nicht
ausschließt.

Herr Schramm, wenn Sie sagen, zu dem Groß-
markt, auch ein Reizwort — es ist ja keines mehr,
der Dauerlutscher ist ziemlich abgelutscht —, kön-
ne man ja stehen wie man wolle, dann darf ich Ih-
nen sagen, die große Koalition steht zu dem Thema,
und wir brauchen es nicht weiter zu diskutieren.

Zusammengefasst meine ich, dass wir im Land
Bremen eine hervorragende Antwort auf die Welt-
wirtschaft gegeben haben, wettbewerbsfähige Hä-
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fen haben. Das heißt vor allen Dingen Bremerha-
ven. Wir sind im Moment dabei, CT III a zeitlich zu
verkürzen. Fragen Sie einmal einen Mann, der aus
der Unternehmerschaft kommt, was es heißt, in Be-
hörden Zeitparameter vorzugeben! Aber alles das
sind Dinge, die man in Gelassenheit, aber dafür umso
größerer Energie verbindend lösen muss.

Wir sind dabei, CT IV in einen größeren Zusam-
menhang zu stellen. Sie alle kennen die Problema-
tik: Wo kommt denn der CT V hin? Muss man heute
schon beim CT V über den CT IV so nachdenken,
dass man beides miteinander zumindest gedanklich
verbindet? Dass wir eine Port Authority bilden, heißt
ja nicht, dass unsere Beamten dämlich sind und bis-
her nicht vernünftig gearbeitet haben, sondern es
heißt schlicht und einfach, wie ich mich auf den künf-
tigen Wettbewerb einstelle. Aber alles das ist in die-
sem Haus, wenn ich auf Herrn Töpfer schaue, so
bekannt, dass ich meine Ausführung zu dem The-
ma beenden möchte und mich bedanke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Senator
Hattig, es kommt ja nicht häufig vor, dass wir uns
einig sind, und ich hoffe, Sie haben nichts dagegen,
dass wir in weiten Teilen auch mit Ihrer Position die-
ses Mal übereinstimmen und dass Sie sich nicht von
uns vereinnahmt fühlen. Ich denke, wo Sie Recht
haben, da müssen Sie auch Recht behalten,  zumin-
dest was den ersten Teil Ihrer Ausführungen angeht.

(Beifall bei der CDU)

Es ist nur ein bisschen schade und bedauerlich,
dass, ich sage einmal, dieser neue Aspekt von Hafen-
politik in Ihrer Antwort, in der Mitteilung des Se-
nats nicht zum Ausdruck kommt. Das hätte uns ge-
freut! Dann hätten wir hier eine ganz andere Debat-
te führen können und die Strukturen, die Entwick-
lung, die Zukunft, was die stadtbremischen Häfen
angeht, hier unter einem neuen Blickwinkel viel-
leicht betrachten können.

Sie mögen es mir nachsehen, dass ich als Bremer-
havener auch über Hafenstrukturen der Stadt Bre-
men rede,

(Zuruf von der CDU: Aber nur geduldet!)

um das auch noch einmal klarzustellen, vor dem ein-
zigen Hintergrund der Frage, wie kann man Flächen,
wie kann man hohe Investitionen, die notwendig sein
werden, effizienter nutzen zum Wohle des gesam-
ten Bundeslandes, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Die Antwort sagt ja aus, dass die Zahlen rückläu-
fig sind, also Strukturen in den Hafenrevieren sich
zwangsläufig verändern werden. Darauf muss man
eine Antwort finden. Die hat leider der Senat in die-
ser Antwort bisher nicht gegeben.

Herr Oppermann von der SPD, Sie sagen, wir sol-
len doch abwarten, bis das Entwicklungskonzept
vorliegt, und werfen uns vor, dass wir wieder ein-
mal schneller waren als Sie. Das kann ja nun kein
richtiger Vorwurf sein, dass eine gute und kompe-
tente Opposition die Fragen stellt, die auf der Ta-
gesordnung stehen und die bei Ihnen ins Vakuum
stoßen. Das können Sie uns doch wirklich nicht vor-
werfen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie sagen, wir sollen warten, bis die Arbeitsgrup-
pen tagen. Sie tagen ja und tagen und tagen. War-
um tagen sie denn, Herr Oppermann? Doch wohl,
weil die Strukturen sich verändern müssen! Warum
wohl wird über eine Diskothek in den Hafenrevieren
geredet, die hier angesprochen worden ist und die
abgelehnt worden ist? Man spricht doch nicht über
die Existenzgründung einer Diskothek in den Hafen-
revieren, wenn der Strukturwandel nicht vor der Tür
stehen würde, meine Damen und Herren, jedenfalls
was Hafenumschlag und was Wertschöpfung im Ha-
fen angeht! Von daher ist dieses Hafenstrukturkon-
zept, das seit 1994 von der Gesamtheit dieser Bür-
gerschaft eingefordert worden ist, notwendig und
steht auf der Tagesordnung, liegt aber bis heute nicht
vor.

Nur das ist Sinn und Zweck dieser Debatte, dass
wir die Strukturen, die die stadtbremischen Häfen
betreffen, noch einmal einfordern. Ich frage Sie,
wenn Sie das alles nicht wissen und wir noch ab-
warten sollen, was wollen Sie eigentlich im Mai,
wenn der Haushalt Häfen vorgelegt werden soll, dort
entscheiden? Auf welcher Grundlage sollen die Sum-
men bewilligt werden? Wir könnten höchstens über
Kleinigkeiten uns unterhalten, die unstrittig sind.
Aber weder große Investitionsprioritäten können wir
diskutieren, noch können wir dafür die Mittel be-
reitstellen, noch können wir die konsumtiven Mittel
für die Unterhaltung und für den Betrieb der Häfen
bereitstellen, wenn man gar nicht weiß, welche Ha-
fenteile zukünftig eigentlich noch in Betrieb bleiben
sollen. Diesen Widerspruch müssten Sie mir eigent-
lich noch einmal erklären.

Es spricht ja Bände, Herr Oppermann, CDU, wenn
Sie auf den Fischereihafen in Bremerhaven einge-
hen. Das ist zwar nett gemeint und ist wirklich auch
ein positives Beispiel, hat aber mit der Hafenpolitik,
die wir jetzt im Moment hier diskutieren, wirklich
nur am Rande zu tun.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Sie haben doch danach gefragt!)
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Danach haben wir nicht gefragt, das haben Sie be-
antwortet, aber das hat mit den stadtbremischen
Häfen, mit der Struktur, das müssen Sie auch, glau-
be ich, zur Kenntnis nehmen und einsehen, wenig
zu tun. Das sind nicht die drängenden Fragen, die
sich uns stellen.

Wir haben den Strukturwandel im Auge, wenn
man sich die Häfen ansieht. Was ist neu in den Neu-
städter Häfen? Da gibt es jetzt eine neue Initiative
eines Wasserflugzeugbetreibers. Dazu kann man
stehen, wie man will, das hat aber etwas, finde ich,
mit Strukturwandel zu tun, das ist aber auch alles,
was dort zu sehen ist.

Wenn jetzt noch einmal neue Investitionsutopien
ins Spiel gebracht werden wie die Stromkaje in den
Häfen rechts der Weser, wie der Kollege Opper-
mann, SPD, das gemacht hat, dann ist das wirklich
die alte Hafenpolitik, die wir seit zehn, 20 Jahren
hier diskutieren und die wirklich nur die sozialde-
mokratische Hafenpolitik sozusagen unter dem
Motto „Weiter so“ vorantreiben soll. Jetzt eine In-
vestition über 600 Millionen DM Stromkaje Weser
noch einmal neu auf das Tablett zu bringen, hat mit
der zukünftigen Struktur nur noch ganz wenig zu
tun und zeigt mir, wie notwendig eigentlich die De-
batte ist, und ich bin froh, dass wir sie noch einmal
angezettelt haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Karl Uwe Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Schramm, Pech ge-
habt! Sie haben nach Fischereihafen gefragt. Viel-
leicht sollten Sie Ihre eigenen Fragen kennen und
lesen und dann auch die Antworten zur Kenntnis
nehmen! Wir in der CDU-Fraktion wissen, wie sen-
sibel unsere Bremerhavener Freunde sind, wenn wir
in ihre Gefilde hineinreden wollen, deswegen habe
ich mich da sehr zurückgehalten, aber die Schleuse
ist schon ein ganz wichtiges Instrument zur Zukunfts-
sicherung.

Ich weiß, wie meine Kollegin aus dem Sozialbe-
reich, Frau Linnert, den Bau dieser Schleuse immer
gegeißelt hat, das viele Geld, was diese Schleuse
kostet, in der vergangenen Legislaturperiode, und
sie nickt mir zu, es stimmt also, wie ich es vorhin
gesagt habe.

Herr Schramm, wir stehen in einem Strukturwan-
del, und ich habe Ihnen vorhin gesagt, wenn Sie Be-
reisungen mitmachen oder nicht mitmachen, ist das
Ihr Problem, aber wenn man Bereisungen mitmacht,
muss man auch sehen können. Wenn man mit offe-
nen Augen durch den Industriehafen fährt, dann
kann man sehen, welche Möglichkeiten mit dem
seeschifftiefen Wasser bestehen und was diese neue

Schleuse Privatunternehmern dort ermöglichen wird,
was dort machbar ist.

Die alte Kalianlage habe ich noch im vollen Be-
trieb erlebt. Da gab es übrigens 104-Kilo-Säcke, kein
Mensch würde die heute mehr anfassen, darüber ist
die Zeit eben gegangen. Investoren, das haben wir
heute Morgen in der Haushaltsdebatte auch gehört,
stehen nicht Schlange, um nach Bremen zu kom-
men, da muss man eben solche Dinge erst einmal
bauen wie die Schleuse oder fertig stellen, damit hier
optimale Bedingungen sind, und dann kann man die
Hoffnung haben, dass vielleicht welche kommen.
Wenn es denn einmal den Wesertunnel gibt und die
Anbindung an das Bundesautobahnnetz optimal ist,
wird dies ein ganz groß nachgefragter Standort sein,
dessen bin ich mir ganz sicher.

Die große Chance, den Strukturwandel zu begin-
nen, haben wir am Holz- und Fabrikenhafen. Frü-
her ging man als Bremer mit seinem Besuch in den
Hafen. Doch leider liegt heute fast nirgendwo mehr
ein Schiff. Im Holz- und Fabrikenhafen treffen Sie
immer noch Schiffe an, täglich liegt dort etwas.

Die Rolandmühle hat es geschafft, ihren Liege-
platz in Form einer Wanne so zu vergrößern, dass
dort auch große Schiffe anlegen können. Die Roland-
mühle ist genau das Beispiel, was uns Mut machen
sollte. Sie importiert Rohwaren über See, veredelt
sie, macht Wertschöpfung und exportiert sie dann
wieder weltweit.

Wenn es uns gelingt, nicht mit einer Stromkaje,
sondern genau gegenüber, dort die Grundstücke an-
ders aufzuteilen, kann man dort einen wunderba-
ren Liegeplatz für ein Feederschiff oder für ein Kümo
schaffen, und dann hat man eine hervorragende
Möglichkeit, dort auch andere Betriebe anzusiedeln,
die sich um den Großmarkt, um die Holzbetriebe,
die dort sind, ansiedeln, die ihre Produkte roh über
See einkaufen, dort veredeln und wieder verkau-
fen, und dann ist das eine ausgezeichnete Wert-
schöpfung.

Sie haben alte Kamellen gesagt, zehn und 20 Jah-
re. Herr Schramm, Sie sind einer dieser Pirouetten-
dreher, warum das alles so lange dauert.

(Beifall bei der CDU)

Man hört doch von Ihnen auch nichts anderes. Ich
bin noch gar nicht so lange hier, ich kann über die
alten Zeiten gar nicht reden, also rede ich nur über
das, was ich in den gemeinsamen Jahren erlebt habe,
und das hieß, immer noch einmal prüfen. Da fallen
mir  die  Eiskunstläufer  ein,  kurz  bevor  sie  zum
Schluss kommen, drehen sie immer noch Pirouet-
ten, um das Publikum zu faszinieren, und breiten
dann zum Publikum die Arme aus. Sie haben aber
einen Vorteil, unter dem dünnen Eis, worauf sie ste-
hen, ist Beton, die brechen nicht ein. Wenn wir lan-
ge Pirouetten drehen, wir machen die Pirouetten auf
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ganz dünnem Eis, dann sind wir weg vom Fenster,
und das wollten wir im Sinne Bremens vermeiden.
— Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/216, auf die Große
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kennt-
nis.

Beziehungen in der Region verbessern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. März 2000

(Drucksache 15/233)

Wir verbinden hiermit:

Regionalentwicklung

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 21. März 2000

(Drucksache 15/258)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf, ihm beigeordnet Staatsrat Professor Dr. Hoff-
mann.

Meine Damen und Herren, die gemeinsame Bera-
tung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Mützel-
burg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Vor zwei-
einhalb Wochen schreckte eine Überschrift in der
Oldenburger „Nordwest-Zeitung“ die gesamte Re-
gion, ja auch die niedersächsische Landesregierung
und letztlich auch den Bremer Finanzsenator, Herrn
Bürgermeister Perschau, auf, da stand: „Bremen will
sich Umland einverleiben.“

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Das war
eine Falschmeldung!)

Ich weiß nicht, ob es eine Falschmeldung war oder
nicht, auf jeden Fall, soweit ist es noch nicht, Bre-
men will sich Umland einverleiben. Bezug war ein
Papier von Staatsrat Professor Hoffmann, Staatsrat
in der Senatskanzlei, Staatsrat bei Bürgermeister
Scherf. Dieses Papier war gar nicht neu, es war zu
diesem Zeitpunkt schon gut zwei Monate alt, und
offensichtlich war es durch eine Indiskretion jetzt in
die Presse gekommen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Bremen will sich Umland einverleiben. Ich weiß
nicht,  ob  das  Kern  der  Überlegungen  von  Herrn
Staatsrat Hoffmann war, aber Tatsache ist, dass er
tatsächlich in einem sehr langen, über 70 Seiten lan-
gen Papier vorgeschlagen hat, dass Bremen und das
niedersächsische Umland eine gemeinsame so ge-
nannte Regionalkörperschaft gründen und dass die-
ser Körperschaft politische Rechte des Landes Bre-
men, politische Rechte der umliegenden Landkrei-
se und politische Rechte der Stadtgemeinden Bre-
men und Bremerhaven sowie der Kommunen in Bre-
mens Umland, rund 30 Kilometer darum herum, zu-
sammengeführt werden und dass dazu auch finan-
zielle Möglichkeiten zusammengeführt werden soll-
ten. Soweit der Sachverhalt!

Bündnis 90/Die Grünen hat anders als alle ande-
ren, die empört reagiert haben, gesagt, interessante
Idee dieser Vorschlag und bestechend die Argumen-
tation, die Herr Hoffmann vorgelegt hat. Ich komme
darauf gleich zurück. Dennoch, das will ich jetzt hier
gleich als Erstes sagen, war dieses Papier, so wie es
in die Welt gesetzt worden ist und so wie es ver-
marktet worden ist, beim besten Willen kein Genie-
streich Bremer Senatspolitik.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Aufschrei im Umland war ja berechtigt, muss
man sich doch nichts vormachen, denn das gesamte
Umland kennt aus den letzten Jahren die Bremer
Politik,  die  heißt:  Zusammenarbeit  nur,  wenn  es
überhaupt nicht zu vermeiden ist, und im Übrigen
Bremen zuerst, und das Umland soll machen, was
es will, aber am besten soll es das machen, was Bre-
men will. Herr Senator Hattig hat wunderschön, ich
glaube, es war in Achim, ich habe es in der Zeitung
gelesen, gesagt, wenn die das nicht so machen, wie
wir uns das vorstellen, dann werden sie uns schon
noch kennen lernen. Die Verhältnisse zum Umland
sind in den letzten vier Jahren deutlich gestört ge-
wesen, auch wenn Bürgermeister Scherf immer wie-
der Versuche gemacht hat, die Beziehungen zu glät-
ten. Ich komme auch darauf noch zurück.

Meine Damen und Herren, wir haben gesagt, be-
stechende Argumentation und interessante Idee,
dennoch hat dieses Papier fast die Diskussion über
das Papier unmöglich gemacht, weil natürlich alle
im Umland gesagt haben, hier wird von Bremen aus
in unsere Belange hineinregiert, hier wird nicht Zu-
sammenarbeit von unten organisiert, sondern hier
wird von oben etwas übergestülpt. Da sind natür-
lich alle, egal, ob sie in Landkreisen, ob sie in Ge-
meinderäten sitzen, ob sie in örtlicher Politik sitzen,
empfindlich, wenn ihnen jemand etwas von oben
überstülpen will. Wir gehen ja sonst auch genauso
vor, wenn es um unsere Selbständigkeit geht, und
sagen, wir wollen unser Schicksal zuerst selbst ge-
stalten, und wenn wir uns zusammenschließen, mit
wem auch immer zusammenarbeiten, dann muss das
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freiwillig sein. Ich glaube, das muss auch das Prin-
zip einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit sein!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Außerdem ist das Papier von Herrn Staatsrat Hoff-
mann auf Kritik gestoßen, weil es natürlich voll in
die Verhandlungen um den künftigen Länderfinanz-
ausgleich hineinplatzt. Ich muss schon sagen, ich
weiß nicht, ob es ein genialer Schachzug war oder
auf wen es gezielt war, diese Vorstellung, auf jeden
Fall kann man dem Papier entnehmen, dass die Se-
natskanzlei, zumindest ihr Chef, und ich glaube, es
war nicht nur ein Privatpapier, keine großen Chan-
cen bei den Länderfinanzausgleichsverhandlungen
für Bremen sieht. Der Kollege Eckhoff hat gesagt,
weiße Flagge vorzeitig gehisst. Natürlich ist daran
etwas, wenn ich schwarz auf weiß mitten in den Ver-
handlungen lese, aus den Verhandlungen wird so-
wieso nichts, wir müssen uns etwas anderes überle-
gen, damit wir überleben können!

Ich weiß nur nicht, was Herrn Bürgermeister Scherfs
wirkliche Meinung dazu ist. Erst hat er gesagt, ein
gutes Papier, da habe ich gedacht, er deckt das, was
Herr Hoffmann gesagt hat. Dann hat er gesagt, das
Ganze ist natürlich erst gemeint, wenn die Sanie-
rung erfolgreich geklappt hat, da habe ich gedacht,
Herr Hoffmann sagt ja gerade, das klappt so nicht,
wie es vorgesehen ist, das verstehe ich nicht. Dann
hat er als Drittes gesagt, das ist eine langfristige Vi-
sion, und darüber muss man reden, und das ist ein
Denkanstoß. Was ist es nun eigentlich? Ist es letzt-
lich das, was nun in der „Nordwest-Zeitung“ stand,
ein Papier für einen Papierkorb? Ich fürchte, dass es
das durch diese Behandlung geworden ist, und ich
muss sagen, ich bedauere es, dass es dazu gekom-
men ist, dass die sachliche Diskussion über dieses
Papier auf diese Weise verschwunden ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben das zum Anlass genommen, hier einen
Antrag zu stellen, weil wir ja nicht erwartet haben,
dass Regionalpolitik so schnell in die Schlagzeilen
gerät. Immerhin hat dieses Papier den Effekt gehabt,
nicht nur dass heute dieses Parlament hier disku-
tiert, nicht nur dass die Grünen einen Antrag vorge-
legt haben, der auf der Linie liegt, die wir ja schon
öfter vertreten haben, nämlich eine verbindliche re-
gionale Zusammenarbeit zu fördern, sondern dass
auch die große Koalition nunmehr einen Antrag ein-
gereicht hat, der ganz eindeutig das Ziel, so habe
ich es wenigstens gelesen, im Hintergrund hat, künf-
tig zu verbindlicheren partnerschaftlichen gemein-
samen Aktivitäten und verbindlichen, so steht es hier
ausdrücklich darin, verbindlichen Zusammenarbeits-
möglichkeiten zu kommen. Das ist ein großer Fort-
schritt, wenn die Koalition das tatsächlich gemein-
sam so vertritt, das hatten wir bisher nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Insofern freuen wir uns auch über den Antrag, den
SPD und CDU hier heute eingebracht haben, und
wir haben, abgesehen von ein paar Randbemerkun-
gen dazu, auch kein Problem, den zu unterstützen,
weil er ja eine Antwort auf unseren Antrag ist und
das Gleiche will.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich er-
laube mir noch, weil die Redezeit beschränkt ist, kurz
unsere eigene Position zu den Fragen, die Herr Hoff-
mann angeschnitten hat, darzulegen. Erstens plä-
dieren wir für eine verbindliche regionale Zusam-
menarbeit, Grundlage dafür müssen aber Projekte
sein, die Bremen und die Nachbarkommunen, die
Bremen und einzelne Landkreise oder auch die Bre-
men und die Region gemeinsam verfolgen. Aus-
gangspunkt müssen gemeinsame Projekte sein, wir
können uns viele vorstellen, im Bereich des regio-
nalen Tourismus zum Beispiel, bei denen nicht nur
Bremen sagt, wir machen das so, und ihr könnt euch
anschließen, sondern bei denen man gemeinsames
Marketing, gemeinsame Strategien für einen sanf-
ten oder auch einen anderen Tourismus in Bremen
und in der Region beginnt.

Wir können uns vorstellen, dass es Projekte von
Bremen zusammen mit den Nachbarlandkreisen
gibt, die ja auch ländlicher Raum sind. Wir werden
das hier noch einmal gesondert diskutieren, es gibt
viele Möglichkeiten. Wenn es um Vermarktung, re-
gionales Marketing von Produkten aus der Region
um Bremen geht, kann Bremen auch eine Umschlag-
zentrale für die künftigen Käufer und Marktbezieher
sein. Auch da gibt es Möglichkeiten.

Über den Verkehrsbereich müssen wir gar nicht
reden! Es gibt einen Verkehrsverbund, der hat viele
Mängel und Schwächen, der muss weiterentwickelt
werden. Es gibt Möglichkeiten in der gemeinsamen
Flächenpolitik. Das ist in der Vergangenheit ungern
gesehen worden, aber auch das gehört zu einer ver-
bindlichen Zusammenarbeit, dass man sich darum
kümmert, wo Wohnbauflächen, großflächiger Ein-
zelhandel, wo neue Gewerbegebiete ausgewiesen
werden, weil die Bürgermeisterkonkurrenz besteht.
Das Ziel von Herrn Hoffmann ist aber gerade, und
das ist der gute Gedanke dabei, einen Schritt über
die Konkurrenz hinaus weiterzukommen und die Re-
gion als Gesamtes zu sehen.

Wenn wir das tun, meine Damen und Herren, dann
sind wir einen kräftigen Schritt voran. Wir müssen
das tun, und das ist das Revolutionäre an dem Pa-
pier von Herrn Staatsrat Hoffmann. Es ist in bestimm-
ten Punkten revolutionär für die Politik der großen
Koalition, die sie bisher betrieben hat,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

weil sie das erste Mal in einem solchen Papier offen
sagt, der Prozess der so genannten Suburbanisation,
also, die Menschen aus der Stadt wollen sich im Grü-
nen, im Umland ansiedeln — Sie sehen das ja in
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Weyhe, in Achim, in Oyten —, ist nicht aufhaltbar,
egal mit welchen Mitteln, egal mit wie viel Geld. Er
ist bestenfalls ein bisschen abschwächbar.

Wenn man das akzeptiert, heißt das aber nicht,
dass diese Menschen, die um Bremen herum woh-
nen, nichts mit Bremen zu tun haben, sondern sie
sind im weitesten Sinne auch Bremer, sie nutzen
unsere kulturellen, wirtschaftlichen Einrichtungen,
unsere Gastronomie, unsere Veranstaltungsangele-
genheiten, die Verkehrsmittel hier. Umgekehrt fah-
ren auch wir ins Umland, ins nähere Umland, zur
Freizeit, zur Erholung, zu Besuchen und so weiter.
Es ist ein Gebilde, das hier zufällig durch Landes-
grenzen getrennt ist. Darum geht es in dem Papier,
das als eine Einheit zu sehen. Ich finde, das ist revo-
lutionär gegenüber der bisherigen Maschendraht-
zaunpolitik, die hier in Bremen betrieben wurde.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wenn wir das begrei-
fen und ausgehend von konkreten Projekten die
Zusammenarbeit entwickeln, dann glauben wir, dass
es in absehbarer Zeit auch möglich ist, einen ge-
meinsamen Verband zu entwickeln, in dem bestimm-
te Bereiche wenigstens, das kann zum Beispiel ein
Teil der Bereiche sein, die im Antrag der großen
Koalition aufgezählt sind oder auch bei uns, Verkehr,
Raumordnung und -planung, Tourismus, Freizeit,
vielleicht auch landwirtschaftliche Fragen, gemein-
sam geregelt und beschlossen werden können. Das
wäre ein großer Fortschritt.

Wenn es dann daraus irgendwann, ich will da
keine Prognosen machen, zu einer verbindlich or-
ganisierten, demokratisch legitimierten Zusammen-
arbeit, und das ist es ja, was Herr Staatsrat Hoffmann
eigentlich formuliert hat, er hat eine verfassungs-
rechtliche Möglichkeit dafür gesucht, kommen soll-
te, dann sollten wir uns dagegen auch nicht weh-
ren, solange die Selbständigkeit Bremens nicht in
Frage gestellt wird, und das tut hier im Augenblick
keiner.

Das ist ein Anlass, weiter zu denken, weiter zu ar-
beiten, weil es dringend erforderlich ist. Deshalb plä-
diere ich dafür, die Debatte um dieses Papier end-
lich wieder zu versachlichen, es auch abzukoppeln
von der aktuellen Debatte um den Länderfinanz-
ausgleich, weil das, glaube ich, der größte Schaden
in dieser Frage ist, weil es dann immer nur darum
geht, hier wollen Bremer niedersächsisches — —.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Ist das nun
Schaden oder Nutzen?)

Ich sage doch, der größte Schaden bei diesem Pa-
pier ist, es für die Debatte um den Länderfinanz-
ausgleich zu benutzen, weil es dann so aussieht, als
ob wir den Länderfinanzausgleich aufgegeben ha-

ben, das habe ich schon gesagt, und es zweitens so
aussieht, als ob die Bremer hier nur Geld aus dem
Umland haben wollen und nichts dafür bieten. Das
ist ja nicht Kern der Sache.

(Zuruf der Abg. Frau J a n s e n  [SPD])

Ja, das sage ich doch gerade! Ich sagte, es erweckt
diesen Anschein, und das ist der Haken dabei. Ich
möchte nicht, dass diese Debatte zurückgeworfen
wird, und deshalb möchte ich ja auch, dass wir eine
sachliche Debatte um dieses Papier führen, abge-
koppelt von der Frage des Länderfinanzausgleichs,
gerichtet auf die Entwicklung einer gemeinsamen
Region mit politischen Körperschaften.

Die Frage der Demokratie, meine Damen und
Herren, finde ich ziemlich wichtig in diesem Zusam-
menhang. Regionale Zusammenarbeit ist nicht nur
eine Zusammenarbeit von Verwaltungen, die sich
irgendetwas ausdenken oder sich bekriegen, ist auch
nicht eine Sache von Oberbürgermeistern und Bür-
germeistern oder irgendwelchen Gemeindedirekto-
ren oder Landräten, solange es Gemeindedirekto-
ren noch gibt, sondern sie ist eine Sache, die erstens
von den Bürgern getragen werden muss, und die
Bürger müssen sehen, dass es ihnen etwas nützt,

(Zuruf der Abg. Frau J a n s e n  [SPD])

aber zweitens auch parlamentarisch begleitet und
schließlich auch parlamentarisch kontrolliert werden
muss. Je enger die Zusammenarbeit ist, desto not-
wendiger ist es natürlich auch, eine eigene parla-
mentarische Vertretung für einen solchen Bereich
zu haben. Ohne Demokratie gibt es keine vernünf-
tige Zusammenarbeit, weil die Bürger ohne Demo-
kratie überhaupt nicht sagen können, was sie eigent-
lich wollen. Das ist der Kern. Das alles steht in unse-
rem Antrag.

Wir fordern den Senat auf, bis zum Sommer dar-
über zu berichten, wir haben keine Bedenken, die
Zeit auch bis zum Herbst auszuweiten. Das ist ein
bisschen knapp, das gebe ich gern zu, deshalb än-
dere ich dahingehend auch unseren Antrag, dass bis
zum Ende des kommenden Jahres dieser Bericht
vorliegen soll, den wir vom Senat erbitten. Wir bit-
ten Sie, dem zuzustimmen. Der Antrag der Koaliti-
on sagt im Prinzip das Gleiche. Deshalb haben wir
auch kein Problem dem Antrag der Koalition zuzu-
stimmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wir diskutieren unter der Über-
schrift Regionalentwicklung heute zweifellos eine
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entscheidende Frage bremischer Politik für die nächs-
ten zehn Jahre. Wir schauen bei diesem Thema und
so wie es jetzt in der Diskussion ist, weit hinaus über
den im Jahre 2004 endenden Sanierungsabschnitt,
und wir wollen damit die Perspektiven für den Stadt-
staat sichern.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Das ist doch das Anliegen. Da will ich für meine
Fraktion auch deutlich sagen: Die von Staatsrat Hoff-
mann und auch Bürgermeister Scherf in vielen Ge-
sprächen, gerade ja wieder am Montag mit Vertre-
tern der niedersächsischen Gemeinden im Rathaus
hier drüben, skizzierten Vorschläge für die Region
und für unser Bundesland greifen wir hiermit auf,
und sie werden auch von der Spitze dieses Senats
offensiv angefasst. Das finde ich richtig, und das un-
terstützt unsere Fraktion voll und ganz.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Mützelburg, ich würde das alles, was
dort an Vorschlägen diskutiert wird, nicht gleich re-
volutionär nennen. Das, finde ich, geht ein bisschen
zu weit. Im Übrigen haben Sie sicher früher unter
revolutionär auch etwas anderes verstanden.

(Heiterkeit — Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Er hat das doch alles relati-
viert, auch bezogen auf die große Koaliti-
on! — Zuruf des Abg. P f l u g r a d t [CDU])

Herr Pflugradt, Sie müssten sich einmal nach den
Geschichten erkundigen, dann wüssten Sie, dass ich
seit weit über 20 Jahren Mitglied der Sozialdemo-
kratischen Partei bin, und das bei meinem Alter, das
dürfte Einiges klar machen!

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Das erstaunt
mich jetzt auch! Ich meinte das auch geis-

tig!)

Wir sollten lieber bei der Sache bleiben, weil sie
eigentlich ernst genug und viel zu wichtig ist, als
dass wir uns hier auf solche Späßchen konzentrie-
ren! Die Diskussion über die regionale Entwicklung
steht nicht, wie häufig kolportiert wird, gerade im
Zusammenhang mit dem von Staatsrat Hoffmann
verfassten Papier, gegen das Sanierungsprogramm
und die Strategie von Sparen und Investieren, im
Gegenteil!

Wer regional kooperieren will, der braucht eine
gewisse Stärke und ein ökonomisches Fundament.
Modernisierung durch Investitionen und durch In-
vestieren ist die Grundlage dafür, wenn man zukünf-
tig Verflechtungen in der Region als Großstadt, als
Mittelzentrum  Bremerhaven  offensiv  vorantreiben

will. Eines bleibt natürlich bestehen, die sachliche
Grundlage für Kooperationen und die Kooperations-
notwendigkeit ist die Suburbanisierung oder zu
Deutsch das Wachsen der Städte in das Umland.

Das gilt für Bremerhaven als Oberzentrum seines
Raums, wo man doch heute, wenn man von Bremer-
haven  nach  Langen  oder  von  Bremerhaven  nach
Schiffdorf fährt, kaum die Stadtgrenzen merkt. Eben-
so und vielleicht noch deutlicher gilt das für eine
Großstadtregion wie Bremen, für die der BAW, als
Institut damals sogar noch beim Wirtschaftsressort
angesiedelt, häufig die Argumentation aufgemacht
hat, dass es sich hier um eine Region mit mehr als
700.000 Einwohnern handelt, für die man eben auch
etwas Einheitliches entwickeln muss.

Das ist dann doch, glaube ich, der letzte und ent-
scheidende Ansatz, die wirtschaftliche Entwicklung
bis hin zur Globalisierung der Wirtschaftskreisläufe
und des Heranwachsens eines gemeinsamen Euro-
pas. Das alles mahnt uns doch, uns nicht in Klein-
Klein und nicht in den Konkurrenzen mit Sudweyhe,
Brinkum oder Achim zu verzetteln, sondern es ge-
mahnt uns, das Zusammenwachsen anzugehen und
auch von der institutionellen Seite her dort neue
Schritte zu gehen.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin sicher, unsere Stadträume Bremerhaven und
Bremen gewinnen nur dadurch, dass wir ein solches
Herangehen fassen. Das ist auch die Grundlage für
unseren Antrag. Man muss sich in dem Zusammen-
hang vor Augen halten, dass wir ganz und gar nicht
allein stehen und dass das ja keine singuläre Idee
ist.

Schauen Sie, meine Damen und Herren, nach
Stuttgart, schauen Sie nach Hannover, was dort pas-
siert! Stuttgart beispielsweise hat in den letzten Jah-
ren, übrigens Baden-Württemberg war regiert von
einer großen Koalition, einen Umlandverband mit
verbindlichen Regularien entwickelt, einen Umland-
verband, der übrigens gesteuert wird von einem ei-
genständigen Regionalparlament, das sind Institu-
tionen, das sind Regionalkörperschaften. Dieser Weg
ist richtig, den müssen wir auch gehen.

Am weitesten geht doch Hannover. Zurzeit wer-
den Gesetzentwürfe über eine Region Hannover be-
raten. Da verschmilzt die Großstadt Hannover, ver-
gleichbar mit uns hier in Bremen, mit dem Land-
kreis Hannover zur Region Hannover. Gut, dort gibt
es keine, ich höre Herrn Eckhoff schon, Landesgren-
zen, richtig!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Ich rede doch
gar nicht!)

Das hannoversche Vorhaben berührt aber durchaus
auch wichtige institutionelle Grenzen. Niedersach-
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sen hat die Bezirksregierungen. Wir selbst wissen
das, weil wir von dreien umzingelt sind. In Hanno-
ver werden durch das Vorgehen auch die Kompe-
tenzen dieser Gebietskörperschaften, dieser Bezirks-
regierungen angefasst.

Ich bin sicher, Hannover trimmt sich mit dieser
Reform auf Wettbewerbsfähigkeit für seinen Bereich,
für seine Region, und Hannover ist nah. Das ist ein
weiterer Grund, warum wir gefordert sind, diese Ge-
danken über regionale Zusammenarbeit auf ein ver-
bindliches Niveau zu stellen, bis hin zu einer Regio-
nalkörperschaft. Das sollten wir hier heute eindeu-
tig unterstützen vom ganzen Hause!

(Beifall bei der SPD)

Ich will hier zum Verhältnis mit unseren Nachbar-
gemeinden schon sagen, und da hat der Kollege
Mützelburg einen richtigen Punkt angesprochen,
wenn man diese Debatte angeht, muss man von
vornherein deutlich machen, dass wir es nicht mit
einer Attitüde machen, bei der Vorteilsnahme für
Bremen und Bremerhaven durchblickt. So kann man
keine Kooperationen machen, so kann es nicht ge-
hen. Das ist eindeutig richtig! Das ist aber doch jetzt
auch der Ansatz, wenn man sich einmal anschaut,
wie versucht wird, Gespräche in unterschiedlichsten
Weisen zu führen.

Man muss doch festhalten, dass eine Regional-
kooperation, und das darf auch erlaubt sein, das in
jedem Gespräch mit unseren Nachbargemeinden zu
erwähnen, nicht etwa nur von einseitigem Vorteil
für den Stadtstaat ist, sondern dass eine Regional-
kooperation durchaus auch Vorteile für Nachbarge-
meinden hat. Natürlich! Das muss man hier auch
wissen. Es gibt doch auch gute Beispiele, auf die wir
aufbauen können: Das Hanse-Wissenschaftszentrum
in Delmenhorst ist doch etwas, das wir gemeinsam
entwickelt haben, das diese Bremische Bürgerschaft
unterstützt hat. Oder der Ausbau von Verkehrsinfra-
struktur! Natürlich hat Achim ein fundamentales
Interesse daran, dass wir die Verkehrswege, die An-
bindung Weserpark verbessern, und die Lösung von
Verkehrsproblemen in Richtung Oyten haben wir im
Koalitionsvertrag stehen. Es ist auch richtig, dies
anzugehen.

Das sind die kleinen Dinge, die da im Vordergrund
stehen und die gemacht werden müssen. Auch da
wäre es, das weiß hier bei uns im Hause schon je-
der, und die Verwaltungen könnten sicherlich noch
mehr davon erzählen, von Vorteil, wenn wir dort
verbindlichere regionale Beratungsstrukturen hät-
ten, wenn die Planungsprozesse mehr vereinheitlicht
wären, wenn wir dies gemeinsam angehen könn-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Der letzte Aspekt, den ich nennen will, den Rein-
hard Hoffmann in seinem Papier auch erwähnt hat:

die Klein-Klein-Konkurrenzen mit den Nachbarge-
meinden verschlingen auch Ressourcen auf deren
Seiten, denn sie führen zu Doppelinvestitionen. Auch
unsere  niedersächsischen  Nachbarn  schwimmen
nicht mehr im Geld. Auch dort werden Kapazitäten
in der direkten Konkurrenz aufgebaut. Dies alles sind
die Themen, die wir jetzt richtigerweise und gut, fin-
de ich, sehr gut in dem gemeinsamen Antrag der
Koalition  hier  vorbringen  und  hier  zu  einer  Be-
schlussfassung bringen wollen.

Wir haben deshalb in dem Antrag, auf den ich jetzt
komme, auch den Gedanken eines, ich zitiere, „in-
teressengerechten Vorteils- und Lastenausgleichs“
angesprochen. Das ist doch genau das, in welche
Richtung dies geht. In dem Zusammenhang darf ich
auf eines hinweisen, wenn Kritik daran kommt, dass
ein solches Vorgehen die Sanierungsstrategie un-
terlaufen würde. Ich möchte mir erlauben, dazu mit
Erlaubnis des Präsidenten aus dem Koalitionsvertrag
zu zitieren. Es heißt dort: „Im Laufe der Legislatur-
periode ist ein neuer Anlauf in Zusammenarbeit mit
den Nachbarn zu einer Neugestaltung der institutio-
nellen Beziehungen zu Umlandgemeinden, Landkrei-
sen, Regierungsbezirken und dem Land Niedersach-
sen vorzubereiten und zu fundieren, um längerfris-
tig die politische, ökonomische, finanzwirtschaftliche
und kulturelle Handlungsfähigkeit der Region als
Einheit aufbauen zu können.“ Das sind doch gute
Sätze! Das verlangt doch, dass das Rathaus eine Ini-
tiative ergreift und versucht, dies zu realer Politik
zu machen. Das verlangt von uns, dass wir dies durch
Beschlussfassung über den heutigen Antrag auch
unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Ich muss in dem Zusammenhang natürlich sagen,
dass die Reaktion, die vielleicht etwas durch die
Überraschung geprägt war, von Senator Perschau
und auch von Herrn Eckhoff von der CDU-Fraktion,
dem Geist des Koalitionsvertrags noch nicht ganz
gemäß war.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Nun fangen wir
langsam an, die Tatsachen zu verkehren!)

Herr Kollege Eckhoff, von Hoffmanns Erzählungen
zu reden, ist doch wohl ganz und gar nicht ziel-
führend in diesem Zusammenhang und ist auch kei-
ne politisch zukunftsfähige Antwort!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Irgendwelche
Gedankenspielchen durch die Welt zu schi-
cken, ist auch nicht gerade sachführend,
wenn ich das einmal sagen darf! — Abg.
Z a c h a u   [Bündnis  90/Die  Grünen]:
Fangt ihr schon wieder an, euch zu strei-

ten?)
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Ich will dem Kollegen Zachau nicht Recht geben,
aber wir sind ja Gott sei Dank so weit, dass wir uns
hier gar nicht zu zanken brauchen, weil wir ja jen-
seits von allen verbalen Auseinandersetzungen, die
man immer hat, einen gemeinsamen Antrag vorle-
gen. Dieser gemeinsame Antrag ist eine inhaltliche
Basis, auf der wir weiter vorwärts gehen sollten.

Ich möchte jetzt zum Schluss kommen und im Zu-
sammenhang mit dem Antrag nur noch auf zwei wich-
tige Aspekte hinweisen. Zum einen ist es die Tatsa-
che, dass, glaube ich, erstmalig das Thema Schaf-
fung und Sicherung von Arbeitsplätzen und damit
das Thema Wirtschaftsförderung und Wirtschaftsan-
siedlung hier in einem Antrag der großen Koalition
in Zusammenhang gestellt wird zur Regionalent-
wicklung. Das ist gut, neu und richtig so.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Aspekt betrifft die Frage der Verbind-
lichkeit. Verbindlichkeit ist ausdrücklich angespro-
chen, und dabei geht es um die Verbindlichkeit der
Kooperation von Zusammenarbeitsformen. Ich sage
für meine Fraktion, auch wenn hier der Begriff Re-
gionalkörperschaft in dem Antrag nicht fällt, heißt
das natürlich, wenn wir in dem Antrag davon spre-
chen, Kooperationen „in institutioneller Hinsicht zu
organisieren“, ist das in die Richtung gedacht, und
so etwas sollte auch in diese Richtung gehen. Der
Weg ist richtig und verdient die volle Unterstützung.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Ich fasse nach der Glocke des Präsidenten zusam-
men: SPD und CDU legen der Bürgerschaft eben die-
sen Antrag vor, der die Politik sehr deutlich auch für
die Zeit nach dem aktuell laufenden Sanierungs-
zeitraum skizziert. Wir wollen das Nachdenken über
die Zukunft unseres Stadtstaates in Bremerhaven
und Bremen unterstützen, und wir wollen Gesprä-
che mit unseren Nachbargemeinden fördern. Mei-
ne Fraktion würde sich freuen, wenn das ganze Haus
diesen Weg mitgeht, und ich bitte deshalb um eine
möglichst breite Unterstützung unseres koalitionären
Antrags. — Danke!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, be-
grüße ich auf der Besuchertribüne Teilnehmerinnen
des Schafferinnenmahls 1999. — Herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Das Wort erhält der Abgeordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich wollte eigentlich anders an-

fangen oder anders einsteigen, aber jetzt will ich
doch am Anfang eine kleine Bemerkung zu Herrn
Dr. Sieling machen! Erstens sollte man Anträge so
interpretieren, wie sie zu interpretieren sind. Aus
Fragestellungen kann man keine Feststellung ab-
leiten. Zweitens, wenn man ein Teil eines Brand-
stifters ist, dann sollte man diejenigen, die mit dabei
sind, das Feuer zu löschen, nicht auch noch be-
schimpfen! Insofern, glaube ich, muss man schon
einmal ein bisschen überlegen, wieweit man hier
nicht Äpfel mit Birnen vergleicht.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Sieling, Sie
haben ja das Stichwort Hoffmanns Erzählungen ge-
nannt. Deswegen habe ich mir einen Teil von Hoff-
manns Erzählungen beschafft, und da heißt es über
Hoffmanns Erzählkunst: „Immer fasziniert seine un-
bestechliche Beobachtungsgabe, die scharf erfasste
Eigenart seiner Figuren, die Verve und Brillanz sei-
nes Fabulierens.“ Dem kann man erst einmal zustim-
men, was die Formulierkunst von Herrn Hoffmann
anbetrifft.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man das Papier durchliest, ist man wirklich
fasziniert, insbesondere über das Fabulieren.

In diesem kleinen Büchlein, das ich hier mitge-
bracht habe, mehr habe ich nicht geschafft zu lesen,
sehen  Sie,  mein  Wertester,  und  so  könnte  unser
Staatsrat auch denken: Über diese Dinge habe ich
dann wohl mehr nachgedacht als vielleicht mancher.
Wenn man ihn so kennt, weiß man, dass er so denkt
und auch so handelt und so schreibt. Nur, zu einem
solchen Papier, wenn man das denn schreibt und
verschickt, ist es auch ein bisschen, da wir uns in
einem politischen Umfeld bewegen, des Nachden-
kens wert über Strategie und Taktik. Das gehört mit
zur Politik. Ich glaube nicht, dass die Art und Weise,
wie dieses Papier das Licht der Welt erblickt hat,
der Weisheit letzter Schluss ist.

Meine Damen und Herren, wenn ein solches Pa-
pier vorbei an der zuständigen Senatorin, denn Frau
Wischer ist für die gemeinsame Landesplanung, für
die Beziehung zum Umland zuständig, verschickt
wird, ohne dass der Senat etwas davon weiß, und
vorbei an dem Koalitionspartner, dann, glaube ich,
ist es nicht ganz klug, so etwas zu machen. Das ist
aber nur unsere interne Welt. Wenn aber dieses Pa-
pier dann an die Oberkreisdirektoren verschickt wird
mit der Bitte um Diskretion — das kann man noch
verstehen  —  und  im  Namen  von  Bürgermeister
Scherf, und Herr Bürgermeister Scherf sich bisher
nicht davon distanziert hat, dass es in seinem Na-
men verschickt worden ist, dann hat das schon eine
besondere Qualität, nämlich vorbei an Frau Wischer,
vorbei am Senat und vorbei am Koalitionspartner,
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aber in Billigung von Herrn Scherf. Ich finde schon,
dass es hier auch im Parlament dazu eines Wortes
von Ihnen, Herr Bürgermeister, bedarf, wie Sie zu
diesem Papier stehen beziehungsweise gestanden
haben. Das müssen wir schon erwarten!

(Beifall bei der CDU)

Ich will nur darauf hinweisen, dass es ja in der
Koalitionsvereinbarung hierzu einige Ausführungen
gibt, nämlich zu der Frage, wie wir mit dem Umland
umgehen wollen, und das in gutnachbarschaftlicher
Art und Weise. Dieses Papier erfüllt diesen Anspruch
nicht,

(Beifall bei der CDU)

und es erfüllt auch nicht den Anspruch der Koaliti-
onsvereinbarung. Hier wird nämlich von einer Neu-
gestaltung der institutionellen Beziehungen zu den
Umlandgemeinden gesprochen und nicht von neu-
en Institutionen. Wir wollen die Zusammenarbeit ver-
bessern, aber wir haben nie davon geredet, dass wir
solche Regionalkörperschaften wollen.

In Konsequenz dessen, was in der Koalitionsver-
einbarung geschrieben steht, das müssten Sie, Herr
Staatsrat Hoffmann, eigentlich wissen, hat Ihre Se-
natorin mit dem zuständigen niedersächsischen Mi-
nisterium ein gemeinsames Papier entwickelt, näm-
lich zur Weiterentwicklung der Gemeinsamen Lan-
desplanung Bremen/Niedersachsen, das ausführlich
auch diskutiert worden ist in der gemeinsamen Lan-
desplanung, und auch konkrete Verabredungen. Vor
diesem Hintergrund, nämlich dass man etwas ge-
meinsam verabredet und gleichzeitig so etwas in die
Welt setzt, ist es schlicht ein Armutszeugnis, dass
hier unterschiedliche Verantwortlichkeiten zu unter-
schiedlichen Aussagen kommen. Das ist die Frage,
dass wir hier so nicht miteinander umgehen kön-
nen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Form war falsch, jetzt zum In-

halt!)

Frau Linnert, nun haben Sie doch ein bisschen Ge-
duld!  Ich  habe  zehn  Minuten  Redezeit,  und  ich
möchte das doch ausführen, was ich hier auszufüh-
ren habe, und komme genau zu dem Punkt, zu die-
sem Papier selbst!

Wenn dann in diesem Papier ein gewisses Szena-
rio aufgebaut wird, ich muss schon sagen, wer da
von Mautgebühren für Personenwagen spricht, wer
davon redet, ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten wörtlich aus diesem Papier, „im bremischen
Hochschulbereich die Ausbildungs- und vor allem
Sozialleistung speziell für die externen Studieren-
den“, also primär des Umlandes, „zu verteuern“ oder
die Pflegekosten für Patienten aus dem Umland her-

beizuführen oder gespaltene Preise, den Bremer Bür-
gern einen Bonus zu gewähren, wer selbst nur die-
ses Szenario aufzeigt, das zwar keiner will, das weiß
ich, verschreckt die doch genau nach dem Motto,
wenn ihr das mit den Regionalkörperschaften nicht
macht, dann könnten wir auf diese Idee kommen.

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Ich muss
jetzt einmal hinaus gehen!)

Frau Jansen, gehen Sie ruhig hinaus! Mich stört
das nicht! Nur weil Sie es laut gesagt haben und
weil es dann auch im Protokoll steht, will ich doch
darauf antworten: Uns stört es gemeinsam nicht!

Meine Damen und Herren, allein so etwas aufzu-
schreiben und dann noch den Oberkreisdirektoren
zuzuschicken, darüber muss man sich doch eigent-
lich vorher einmal Gedanken machen, wie das denn
ankommen kann! Es ist doch kein Wunder, wenn
ich hier zitiere, was der eine oder andere dazu sagt:
„Mit dieser Vermessenheit konnte nur Napoleon Eu-
ropa verändern, aber nicht ein Verantwortlicher der
bremischen Staatskanzlei!“

(Beifall bei der CDU)

Apropos Napoleon! Manchmal hatten wir schon den
Eindruck in der Vergangenheit, wenn ich so das Eine
oder Andere überdenke! Das ist aber ja auch ein
bisschen ein Kompliment, Herr Hoffmann, so emp-
finden Sie das! Davon gehe ich jedenfalls aus!

„Ein solcher Vorstoß gegen den in der Verfassung
vorgeschriebenen Weg ist sehr befremdlich“, mein-
te Niedersachsens Innenstaatssekretär Werner Lich-
tenberg von der SPD. „Für wie dumm hält man uns
in Niedersachsen eigentlich, dass wir nicht erken-
nen konnten oder erkennen sollen, dass es dabei nur
um einen Vorteil für Bremen geht?“ Herr Theilen
von der SPD kündigt schärfsten Widerstand an, es
sei  ein  Affront.  Herr  Oberkreisdirektor  Mundrei:
„Die Kosten der Selbständigkeit muss Bremen selbst
tragen.“ Herr Beckmann, Bürgermeister aus Lem-
werder, SPD, stellvertretender Fraktionsvorsitzender:
„Politisch sehr dumm!“ Alle von der SPD im Übri-
gen! „Fatale Drohung mit Maut!“ und so weiter, ich
bin schon darauf eingegangen. „Von den Nachbarn
ist nicht so viel zu holen, dass Bremen sich damit sa-
nieren  könnte.“  Gemeindedirektor  Rendigs  aus
Stuhr findet es auch absurd, rechtlich wie faktisch.

Meine Damen und Herren, wenn man das Papier
dann weiterliest, ich zitiere: „Nach dem Scheitern
der angestrebten Fusion von Berlin und Branden-
burg ist höchstwahrscheinlich auf längere Sicht jeg-
liche Neugliederung der Länder nicht machbar.“ Das
heißt doch, der Verfasser findet es eigentlich trau-
rig,  dass  es  keine  Länderneugliederung gibt.  Da
glaubt doch der Verfasser, eine Neugliederung der
Länder wäre von Vorteil für Bremen. Ich dachte im-
mer, und so war unsere gemeinsame Politik eigent-
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lich in Bremen, dass wir etwas anderes wollten. Wir
wollen — jedenfalls unser Ziel als CDU ist es nach
wie vor — die Erhaltung der Selbständigkeit Bre-
mens!

(Beifall bei der CDU)

Wer von Sackgassen spricht und Autarkiestrate-
gien, der will das doch eigentlich suggerieren, und
wer davon redet, dass die Suburbanisierung ein un-
aufhaltsamer Prozess ist, der will doch signalisieren,
meine Damen und Herren, dass es sich nicht weiter
lohnt, Gewerbebetriebe in Bremen anzusiedeln, die
Menschen hier in dieser Stadt, in diesem Land zu
halten! Wir glauben jedenfalls, dass es das Ziel der
bremischen Politik ist, das nicht fortzusetzen, was in
den siebziger und achtziger Jahren gemacht wor-
den ist. Damals sind die Betriebe hinausgetrieben
worden, weil hier kein Gewerbegebiet ausgewie-
sen wurde. Da sind die Menschen verdrängt wor-
den ins Umland, weil nicht ausreichend Wohnbau-
flächen ausgewiesen wurden. Wir wollen das nicht!
Unser Ziel ist, dass Bremen so stark ist, damit es aus
eigener Kraft bestehen und leben kann.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sagt Herr Gabriel auch zu Recht: „Wer
A sagt, muss auch B sagen.“ Wer die Eigenstaat-
lichkeit eines Stadtstaates erhalten wolle, könne sich
nicht nur aus der Region finanzieren. Das Papier sei
keine Verhandlungsgrundlage zwischen den beiden
Bundesländern.

Meine Damen und Herren, das ist in der Tat der
Fall. Das ist keine Verhandlungsgrundlage, und wir
erwarten, dass dieses Papier sofort aus dem Verkehr
gezogen wird, denn der Schaden, den dieses Papier
angerichtet hat im Verhältnis zu den Umlandge-
meinden, ist immens. Ich habe das zitiert, welcher
Eindruck da ist. Nicht ohne Grund muss Herr Bür-
germeister Scherf auch entsprechende Gespräche
vertrauensbildender Art führen. Wir wissen ja alle
gemeinsam, warum Sie die auch führen: Damit wie-
der dieses Vertrauen entsteht, was in der Vergan-
genheit mühsam aufgebaut worden ist.

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, nicht
nur im Verhältnis zu den Umlandgemeinden ist die-
ses Papier kontraproduktiv, sondern auch bei den
Verhandlungen  zum  Länderfinanzausgleich.  Herr
Bürgermeister Perschau hat sich da entsprechend
geäußert. Ich will aufgrund der Kürze der Zeit nicht
weiter darauf eingehen. Ich will nur eines sagen: Wer
glaubt, dass das, was in Hannover, Sie haben es
angesprochen, ich komme auch zum Schluss, Herr
Präsident, diese ideale Geschichte ist! Wir haben uns
neulich gerade im Kommunalverbund, Ihre Kolle-
gin war leider nicht da, über diese Frage unterhal-
ten, da ist uns gemeinsam geschildert worden, dass

das nicht von besonderer Bedeutung ist, insbeson-
dere nicht die hohen Erwartungen erfüllt.

Ich habe jetzt nicht alles ausgeführt, was eigent-
lich auszuführen war, es ist ja auch ein weitgehen-
des Thema. Ich will nur eines noch sagen, Frau Wi-
scher ist ja zur neuen Vorsitzenden des Kommunal-
verbundes gewählt worden, was wir begrüßen,

(Beifall bei der SPD)

aber die erste Tat ist, dass am 4. April eine Mitglie-
derversammlung im Bremer Rathaus stattfindet, und
da heißt es in der Einladung: „Herr Staatsrat Profes-
sor Dr. Hoffmann wird in die Diskussion einführen
und seinen Vorschlag, Regionalkörperschaft Bremen-
Unterweser, erläutern.“

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Richtig!)

Meine Damen und Herren, ich halte es für kontra-
produktiv, dass wir weiter auf der Grundlage dieses
Papiers  diskutieren.  Das  Papier  muss  weg,  sonst
schaffen wir kein Vertrauen zu diesem Umland! —
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Pflugradt, wir leben weder im Mittelalter im Zeital-
ter der Inquisition noch im Zeitalter der Bücherver-
brennung. Die Gedanken sind frei!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich bin auch dafür, dass wir frei darüber diskutieren
können, wenn jemand, den Sie ja selbst als einen
klugen  Mann  bezeichnet  haben,  sich  Gedanken
macht.

(Zuruf des Abg. T e i s e r  [CDU])

Herr Kollege Teiser, es verlangt von Ihnen nie-
mand, anderer Leute Gedanken aufzunehmen, vor
allen Dingen dann, wenn Sie sie noch nicht einmal
richtig verstanden haben.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  —
Abg. T e i s e r  [CDU]: Sie sind ja ein ganz

Schlauer!)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Bis zu dem Beitrag von Herrn Pflugradt und diesem
merkwürdigen Vorschlag war es ja weitgehend eine
sachliche Debatte, weil es eine wichtige Debatte ist.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Tut mir Leid,
dass ich das Klima gestört habe!)

Ich wollte nicht kuscheln, sondern ich habe vorhin
gesagt — —.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Mit Herrn Sie-
ling wollte er ein bisschen kuscheln!)

Herr Kollege Eckhoff, das können wir beide dann
auch einmal wieder machen, keine Eifersucht!

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/
Die Grünen und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Bündnis 90/Die Grü-
nen in diesem Parlament und nicht nur in diesem
Parlament,  sondern  auch  im  Niedersächsischen
Landtag und dort, wo sie im Umland in den Kreis-
tagen und in den Kommunen Mitverantwortung tra-
gen oder wo sie Opposition sind, hat seit langem in
dieser Frage eine gemeinsame Position: möglichst
enge Zusammenarbeit von unten, darauf aufbauend
verbindliche Zusammenarbeitsformen auf demokra-
tischer Basis. Das ist unsere Position, die wir über
die gesamte letzte Legislaturperiode hier vorgetra-
gen haben. Sie ist aus Ihren Reihen, von der CDU
vor allen Dingen, als weltfremd verlacht worden.

Offensichtlich ist diese Debatte doch nicht ganz
so weltfremd, sonst wäre sie jetzt nicht so hoch-
geschwappt, und es gibt nicht nur die Äußerungen,
die Sie zitiert haben, Herr Kollege Pflugradt, son-
dern es gibt auch eine ganze Menge andere, abwä-
gendere, ich denke zum Beispiel an die Aussagen
des Oberkreisdirektors von Friedrichs aus Osterholz-
Scharmbeck, wir können auch noch etliche aus den
Gemeinden zitieren. Es ist tatsächlich eine reale De-
batte, weil es viele Menschen gibt, die die Realität
begriffen haben. Sie hingegen sind immer noch auf
der Ebene des Glaubens, was die Frage der Subor-
dination anbetrifft.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Staatsrat Hoffmann hat in seinem Papier et-
was Wunderschönes geschrieben. Er hat zu dieser
Frage von zusätzlichen 40.000 Arbeitsplätzen und
vor allen Dingen 50.000 Einwohnern mehr, darum
ging es dann vor allen Dingen, geschrieben, hier sei
eine Modellrechnung normativ umfunktioniert wor-
den. Was ist das anderes als, hier ist eine Behaup-
tung zum Gesetz gemacht worden? So argumentie-
ren Sie immer noch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gibt kein Gesetz darüber, weder ein wissen-
schaftlich beweisbares noch ein irgendwo vorliegen-
des Gesetz, dass Bremen mit irgendwelchen Maß-
nahmen erfolgreich dauerhaft Abwanderungen ins
Umland verhindern kann. Nicht deshalb, weil wir in
Bremen  so  besonders  unintelligent  und  blöd  sind
oder eine falsche Politik machen, sondern weil das
eine gesamteuropäische Tendenz ist! Bestimmte Ten-
denzen  haben  gesellschaftliche  Ursachen,  die  wir
heute hier nicht erörtern, das ist mehr eine Frage
für Kongresse, Tagungen, für andere Leute, aber zur
Kenntnis nehmen müssen wir das. Es gibt bestimm-
te Prozesse, die kann örtliche Politik nicht aushebeln,
was immer sie macht, es sei denn, sie besticht jeden
einzelnen Menschen mit ganz viel Geld, nach Bre-
men zu kommen, das er dann auch bar in der Ta-
sche hat. Das können wir uns wirklich nicht leisten,
meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt kommen wir zu dem Beispiel Hannover, denn
das ist wichtig für uns, nicht in dem Sinne, wie Herr
Dr. Sieling gesagt hat, in Hannover macht man so
etwas schon, und vielleicht klappt es, das könnte ein
Vorbild sein. Das mag alles sein, das weiß man aber
gar nicht, weil es das Gesetz noch nicht gibt. Es wird
noch darum gestritten, und es gibt heftige Wider-
stände dagegen, Herr Dr. Sieling. Wenn aber so et-
was kommt wie eine Region Hannover, hat es na-
türlich in Niedersachsen Sogwirkung. In Göttingen
wird über die Einrichtung einer Region Südhannover
diskutiert, in Osnabrück wird über eine Region im
Raum Osnabrück diskutiert, weil natürlich, und das
hat eine Kollegin von den Grünen aus dem Kreistag
Diepholz in der letzten Woche sehr treffend gesagt,
wenn Hannover das in Niedersachsen allein macht,
ist das die Fortsetzung der Expo mit anderen Mit-
teln, denn das heißt, die Mittel gehen nach Hanno-
ver. Es wird einen Zwang geben auf die einzelnen
größeren Regionen in Niedersachsen, sich selbst zu-
sammenzuschließen, um ein Gegengewicht zu bil-
den.

Schlecht dran sind die Leute, die um Hamburg
wohnen, denn sie haben kein Zentrum, und schlecht
dran sind die Leute, die um Bremen wohnen, sie ha-
ben kein Zentrum, es sei denn, das Zentrum ist in
einem anderen Bundesland. Also gibt es auch mit-
telfristig aus der Sicht der Menschen, die politisch
verantwortlich sind, der Menschen, die mittelfristig
für die Bürger in ihren Kommunen etwas machen
müssen, die jetzt im Speckgürtel liegen und vor al-
len Dingen auch für die im ländlichen Raum, die al-
lein dann natürlich völlig verlassen sind — die Expo
hat ja viele Auswirkungen in Niedersachsen gehabt,
und nicht nur positive, sondern auch die Vernach-
lässigung weiter Bereiche des Landes durch Han-
nover —, dass sie gezwungen sind, sich irgendeine
Form der Zusammenarbeit auch mit Bremen zu über-
legen.
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Das ist die politische Bedeutung dieses Region-
Hannover-Gesetzes. Ob es in dieser oder in einer
anderen Form kommt, zwingt es doch insgesamt zum
notwendigen Zusammenschluss von größeren Ver-
bänden, zu größeren Organisationsformen, zu Ko-
operationsformen. Wer das in Bremen nicht erkennt,
dass das so kommt, ist einfach dumm!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, wir wollen doch nicht dumm sein, we-
der wirtschaftspolitisch noch sonst politisch, und wir
wollen auch nicht sagen, bloß weil wir einen Glau-
benssatz haben, der offensichtlich der Wirklichkeit
nicht ganz standhält, lassen wir den ganzen Rest fal-
len und kümmern uns nicht mehr um die Wirklich-
keit. Das ist Politikunfähigkeit und nicht Politikfähig-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch zwei
Sätze zur Realität sagen. Der Antrag, wir haben ge-
sagt, wir unterstützen ihn, auch unser Antrag vom
Bündnis 90/Die Grünen hat die gleiche Zielrichtung,
wir bitten den Senat, klar zu sagen, welche Rich-
tung er eigentlich gehen will, was er vorhat und wel-
che Möglichkeiten er sieht. Parallel dazu müssen wir
sagen, was wir eigentlich wollen. Das geht nie ohne
das Umland. Deshalb will ich sagen, in dieser Pha-
se, und da hat Herr Pflugradt ja Recht, sind Demonst-
rationen Bremer Stärke, oder von Bremen aus wird
gesagt, wie das Umland etwas zu machen hat, in je-
der Frage unpraktisch.

Ich will zwei Beispiele nennen, ein kleines aus
Ihrem Antrag, den ich sehr misslungen finde: In der
Begründung steht, ich zitiere das sinngemäß, im letz-
ten Satz des ersten Absatzes steht das, glaube ich,
ich habe den Antrag jetzt hier nicht vor mir liegen,
dass die Selbständigkeit Bremens nicht angetastet
werden darf und dass die Grenzen der Gebietskör-
perschaften oder der Kommunen nicht angetastet
werden dürfen.

Das Letztere ist natürlich Unsinn, denn darüber
entscheiden die Niedersachsen selbst, ob sie es in
ihren eigenen Grenzen machen, ob sich dort Kom-
munen zusammenschließen oder ob, wie bei der
Region Hannover, der Landkreis aufgelöst wird. Das
ist Sache Niedersachsens, und ich bitte Sie ganz drin-
gend, wir beschließen das ja nicht, solche Begrün-
dungen nicht in die Öffentlichkeit zu bringen, denn
das verschärft das auch wieder, wenn wir sagen, bei
euch darf sich nichts verändern. Natürlich darf sich
in Niedersachsen etwas verändern.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  —
Abg.  Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:

Das kann man auch positiv lesen!)

Ich habe gesagt, es ist ein falscher Zungenschlag in
der Sache. Viel wichtiger ist aber, dass wir es unter-
lassen, in unserer eigenen Politik Sachen zu machen,
die mit dem Umland nicht klar abgesprochen sind.

Ich habe heute in der Zeitung gelesen, dass der
endgültige Beschluss im Senat über Arberger und
die Mahndorfer Marsch gefasst ist. Ich will jetzt nicht
diese  Debatte  mit  der  Arberger  und  Mahndorfer
Marsch führen. Ich will aber auf jeden Fall darauf
hinweisen, dass bis vor wenigen Wochen die Sache
in Achim anders gesehen wurde, und nicht nur aus
Konkurrenzgründen, sondern deshalb, weil ja lan-
ge Zeit Achim angeboten hat, ein gemeinsames Ge-
werbegebiet mit Bremen zu planen, was Bürgermeis-
ter Scherf auch einmal zugesagt hat, und dass die-
ses gemeinsame Gewerbegebiet nun nicht gerade
das von uns hier zu beschließende Gebiet Hansa-
linie war.

Ich denke, wenn solche Fragen nicht öffentlich
diskutiert werden und gemeinsam ausgetragen wer-
den, ist das so wenig nützlich wie damals die Frage
der Ausweisung des Wohngebiets Brokhuchting, als
Delmenhorst sofort gesagt hat, hier aber nicht. Das
ist aus unserer Sicht gerade die Grenze zu unserem
Freizeit-, Erholungs- und Naturraum. Auch das ist
damals nicht geklärt worden. Wenn wir weiterkom-
men wollen, müssen wir solche feindlichen Aktio-
nen so lange unterlassen, bis wir einigermaßen Klar-
heit haben. Das ist wenigstens die Meinung vom
Bündnis 90/Die Grünen. Das hängt nicht davon ab,
ob wir die Sachen im Einzelnen gut oder schlecht
finden, sondern das ist ein Beitrag zur Vorbereitung
einer gemeinsamen Raumordnungspolitik zwischen
Bremen und dem Umland, wie sie jetzt in Bremen-
Nord glücklicherweise angegangen worden ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir werden trotz des
Beitrags von Herrn Pflugradt dem Antrag zustim-
men. Der Beitrag von Herrn Pflugradt klang so, als
ob der Antrag nicht so ganz ernst gemeint ist.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Allerdings!)

Das ist mir ehrlich gesagt egal, ich nehme ihn so,
wie er da steht.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]:  So ist er
auch gemeint!)

Er nimmt vieles auf, was wir gesagt haben. Wir fin-
den das richtig!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]:  Nicht  so  ge-
meint wie von Herrn Sieling, der schon alle

Antworten gibt!)
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Herr Kollege Eckhoff, die Antworten soll der Se-
nat uns geben, dazu haben wir diese Anträge ge-
stellt. Wir, die Grünen, und die Koalition haben An-
träge gestellt. Wir wollen beide, dass der Senat sagt,
was er plant.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Richtig, deshalb
können  wir  diesen  Antrag  hier  auch  be-

schließen!)

Wir alle sind selbständig genug zu sagen, was wir
denken, was er planen soll. Das können wir dem
Senat ehrlich gesagt auch mit auf den Weg geben,
dazu sitzen wir hier als Bürgerschaftsabgeordnete.
Das wird bei der Debatte auch nicht außen vor blei-
ben. Ob Sie das Papier von Herrn Hoffmann disku-
tieren wollen oder nicht, ob Sie es verschwinden las-
sen wollen oder nicht, die Frage der regionalen Ko-
operation, und zwar in verbindlicher Form und nicht
nur zum Nutzen des Stadtstaates und nicht nur zum
Nutzen der Gemeinden, sondern zum Beispiel im
Interesse aller Bürgerinnen und Bürger, die in Bre-
men und umzu leben, das ist die Frage, die jetzt zur
Diskussion ansteht, und da erwarten wir eine Ant-
wort vom Senat, und von Herrn Sielung erwarte ich
eine Antwort, warum er unseren Antrag ablehnt. —
Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Dieses Papier ist eine Art Werk-
stattpapier und keine Regierungserklärung und auch
keine offizielle Senatspolitik, die hier aufgeschrie-
ben worden ist, sondern es ist der Versuch von Rein-
hard Hoffmann in seiner unverwechselbaren Art. Je-
der, der den Text gelesen hat, weiß, dass er  schwie-
rig zu verstehen ist. Auch ich habe damit Mühe ge-
habt, ihn mir anzueignen, Probleme zu sortieren und
zu strukturieren. Möglicherweise ist der öffentliche
Teil dieses Redens darüber, durch eine Indiskretion
aus der Reihe der Oberkreisdirektoren vermutlich
ausgelöst, ein Beweis dafür, dass es schwierig ist, so
eine komplizierte, anspruchsvolle, in vielen Teilen
hochwichtige und ernst zu nehmende Position über-
haupt beratbar zu machen.

Dass er so beratbar geworden ist, wie er jetzt ge-
worden ist, liegt wahrscheinlich an mir, denn ich
habe, als ich das erste Mal damit zu tun hatte und
meine liebe Mühe mit dem Text hatte, gesagt, den
können wir doch nicht einfach veröffentlichen, den
müssen wir intern beraten, und zwar nicht ohne die
niedersächsischen Umlandleute, sondern mit ihnen,
wie bekommen wir das hin, dass sich das Umland
nicht  überfahren  fühlt,  sondern  sich  einbezogen
fühlt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Hat ja gut
geklappt! — Heiterkeit bei der CDU)

Ja, das hat sehr gut geklappt, das stimmt leider!
Aber nun müssen Sie versuchen, das auseinander
zu halten. Sigmar Gabriel macht das übrigens, des-
halb bin ich ganz fröhlich aus Hannover zurückge-
kommen. Er sagt, lasst uns nicht mit Stilfragen die
Zeit verlieren, sondern lasst uns die Probleme, die
wir haben, sortieren und an sie herangehen. Darum
bin ich auch ganz zuversichtlich in diese Debatte ge-
kommen, weil ich den Kollegen in Hannover auf mei-
ner Seite weiß, was das Umgehen und das Einschät-
zen eines solchen Ansatzes angeht.

Es ist schwierig, dass wir unsere hoch geschätz-
ten, wichtigen und natürlich nicht in Frage gestell-
ten Kommunikationen mit dem Umland mit einem
solchen Denkansatz unvermittelt konfrontieren. Das
hat nun im Nachhinein jeder gelernt. Ich hätte es
eigentlich wissen müssen, das stimmt! Wir brauchen
aber, darf ich das als erste Einschätzung dieser Be-
ratung, dieser nicht so gewollten Beratung, sagen,
wir brauchen allerdings ein erheblich intensiveres
und offeneres Umgehen miteinander. Es macht kei-
nen Sinn, wenn wir uns nur freundlich auf die Schul-
ter klopfen, sondern wir müssen eine sehr nüchter-
ne, allerdings auch sehr offene nachbarliche Arbeits-
struktur entfalten. Die wird nur dann wirklich trag-
fähig werden, wenn sie einvernehmlich ist.

Das sehe ich genauso wie alle, die hier geredet
haben. Man kann aber Einvernehmlichkeit auch auf
ganz niedrigem Niveau haben, wir brauchen ein ho-
hes Niveau. Wir brauchen ein Niveau, das das Um-
land und uns als wichtige europäische Region vorn
in der Spitze hält. Wir müssen eine Verständigung
miteinander haben, die uns in die Lage versetzt, mit
Rotterdam wirklich wirksam zu konkurrieren.

(Beifall bei der SPD)

In Rotterdam gibt es diese Probleme, die wir ha-
ben, nicht, darf ich einmal ganz freundlich sagen,
dort geht man damit ganz anders um. Also, wir müs-
sen unsere internationale zentrale, wichtige große
Aufgabe, so mit den Umlandkolleginnen und -kolle-
gen, Freunden, Nachbarn, eigentlich alles nette Leu-
te, die Sie da finden und gutwillige Leute, mit Ge-
duld entfalten und auch Zeit aufbringen, damit das
weiter geduldig entwickelt wird.

Mein Freund und Kollege Sigmar Gabriel schlägt
vor, nicht mit einem solchen Papier anzufangen, weil
das die schwerste und sperrigste und schwierigste
und am wenigsten vermittelte Stelle ist, an der wir
unsere Kooperation entwickeln. Er hat, glaube ich,
Recht. Er schlägt vor, und ich bin darauf fröhlich ein-
gestiegen und schlage das jetzt mit ihm vor, dass
wir, wenn Sie so wollen, auf allen Ebenen, aber ins-
besondere auch auf der Kabinettsebene, also hier
der Senat und dort die niedersächsische Landesre-
gierung,  alles,  was  wir  schon  haben,  daraufhin
durchsehen, ob es nicht erheblich ausgebaut wer-
den kann, erheblich verstärkt werden kann.
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Das gilt für viele unserer offiziellen Ämterstruktu-
ren. Man muss, wenn man genau hinsieht, immer
fragen, ob wir das alles parallel haben müssen oder
ob wir das aus guten Gründen nicht gemeinsam ma-
chen können. Man muss das nicht auf wenige Son-
derbereiche beschränken, sondern man kann eigent-
lich querbeet fragen. Man kann das für die Ausbil-
dung fragen. Müssen wir immer parallel ausbilden,
können wir nicht gemeinsam ausbilden, berufliche
Ausbildung  oder  verwaltungsintern?  Es  gibt  ganz
viele gemeinsame, parallele Strukturen, die wir op-
timieren können.

Also, ich glaube, wenn wir da vorankommen, ha-
ben wir nicht mit unseren Parlamenten Probleme und
auch nicht mit unseren Landkreisen, sondern wahr-
scheinlich mit den Mitarbeitern Probleme, die sich
eingerichtet haben auf ihre Parallelität und die Un-
rat wittern, wenn wir sie zusammentun, dann fallen
möglicherweise Beförderungsstellen weg, und es
fällt ein Stück innerer Verwaltungsaufwand weg. Das
ist nicht so einfach zu vermitteln, gebe ich zu, aber
gewünscht wird das, gewünscht wird das von bei-
den Seiten.

Also, er schlägt vor, dass wir so anfangen. Wir
haben uns darauf verständigt, am 16. Mai eine ge-
meinsame Kabinettssitzung beider Kabinette zu
machen. Die sollte im September stattfinden, ange-
sichts dieser Debatte ist sie vorgezogen worden. Hof-
fentlich schaffen wir bis dahin einen richtigen Schritt
weiter in dieser Entwicklung.

Zweitens, was er auch vorschlägt, und ich teile das,
ist, dass wir die großen strategischen Fragen — —.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage — Glocke)

Darf ich erst einmal meinen Beitrag zu Ende brin-
gen, Herr Pflugradt! Ich rede ohne Manuskript und
habe Angst, dass ich mich sonst verfummle, aber Sie
sollen gern an die Reihe kommen!

Zweitens schlägt er vor, ich greife das gern auf,
und wir haben uns im Senat auch schon ein erstes
Mal jetzt am Dienstag darauf eingelassen, dass wir
große gemeinsame strategische Projekte sortieren
und dann auch präsentieren. Das, was zurzeit durch
die Zeitungen geht, ist auch zu Recht eine existenti-
elle große Frage, ob wir hier an der Küste ein Ein-
vernehmen darüber bekommen, wo denn, nachdem
wir den CT IV gebaut haben — Herr Hattig, da gibt
es kein Pardon, das ist die wichtigste Priorität, die
wir sehen —,

(Beifall bei der CDU)

nachdem wir CT IV ausgebaut haben und damit an
der Landesgrenze angekommen sind, und da ist
dann Naturschutzpark, wo wir weiter wachsen. Das
zu sortieren, das auf eine Reihe zu bekommen, ist

fundamental, fundamental für die ganze Küste, fun-
damental natürlich insbesondere für die Hafenstadt
Bremerhaven und die Hafenstadt Bremen.

Die Gründung der Mediengesellschaft ist etwas
Ähnliches. Wir machen gemeinsam eine Medienge-
sellschaft und wollen beweisen, dass das über Han-
nover und Bremen gleichermaßen zusammen in ei-
ner Gesellschaft geht. Wir haben mächtige Konkur-
renten in Hamburg und anderswo.

Dann haben wir die Idee, dass wir bei dem Aus-
reizen der Transrapid-Milliarden nicht einfach sa-
gen, das war es, wir haben keine Ideen mehr, wir
wollen vielmehr, solange es irgend geht, plausibel
für die Küste kämpfen und damit keine Optionen
aufgeben und schon gar nicht die Gelder in den
Süden fließen lassen. Das wäre ärgerlich, wenn das
Geld wieder nach München ginge, obwohl wir es
dringend für die Küste brauchen. Auch da kann man
sich verständigen, aber das ist nicht abschließend
gemeint, sondern das muss ausgebaut werden.

Ich sehe eine große Zahl von Möglichkeiten. Erst
dann sollten wir klug und offen, wirklich ergebnis-
offen, werkstattloyal uns zusammensetzen und ge-
meinsame Strukturen entwickeln, die natürlich vor-
teilhaft sein müssen für beide. Das geht nur, wenn
man Win-Win-Positionen erarbeiten kann, sonst geht
das nicht mit der Einvernehmlichkeit.

Ich möchte gern so verstanden werden, dass ich
mit diesem klugen, nachdenklichen, selbstkritischen
Papier von Reinhard Hoffmann arbeiten möchte, das
übrigens die Sanierung voraussetzt, um all denen
zu sagen, der hat sich von der Sanierung abgemel-
det, das ist ein krasses Fehlinterpretieren,

(Beifall bei der SPD)

sondern er geht streng, er würde auch sonst diese
Arbeit gar nicht aushalten können, die wir da beide
machen, alternativlos von der Sanierung aus. Wir
würden uns ja umbringen, wenn wir sagen würden,
das ist gelaufen. Wir sind fest davon überzeugt, dass
uns das gelingt, und wir gehen auch davon aus, dass
das gelingt. Wir denken aber auch darüber hinaus,
was ist dann, wenn die Sanierung gelungen ist.

Natürlich, lieber Herr Pflugradt, natürlich geht das
alles nur mit der Selbständigkeit. Kein Mensch von
uns denkt ernsthaft daran, die Selbständigkeit zur
Disposition zu stellen, im Gegenteil. Jetzt haben wir
ja sogar den bayerischen Ministerpräsidenten über-
zeugt. Selbst er hat nun öffentlich aufgegeben, die
Länderneuregelung immer wieder zum Thema zu
machen. Wir sind uns unter den Ministerpräsiden-
ten einig, dass das Thema der Neugliederung der
Länder passé ist und dass wir einen Weg finden müs-
sen, wie wir mit der historisch gewachsenen födera-
len Karte, den unterschiedlich großen, unterschied-
lich geschnittenen Ländern eine einvernehmliche
Lösung für alle auskömmlich finden. Also, auch das
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ist klar, aber dann ist das Nachdenken nicht zu Ende,
sondern dann muss man weiter denken, und wir le-
ben von Optionen. Wir leben nicht allein davon, dass
wir die einmal eingeschlagene Linie ausreizen, son-
dern wir müssen handlungsfähig durch Erweiterung
der Optionen werden.

Darum muss man ein solches Papier nicht ächten,
muss man ein solches Papier nicht verbannen, son-
dern  man  muss  es,  nachdem  es  im  ersten  Anlauf
nicht gelungen ist, richtig in die Diskussion zu brin-
gen, man muss es klug, einvernehmlich und nicht
missverständlich in der Beratung halten, ohne den
Anspruch zu erheben, das sei es.

Jetzt sind Sie, Herr Pflugradt, mit Ihrer Zwischen-
frage an der Reihe! Danke sehr, dass Sie mich ha-
ben ausreden lassen!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Ja, ich habe Ihren Weg in
Ihrer  Rede  über  Hamburg,  CT IV  und  Transrapid
und München — —.

(Bürgermeister D r .  S c h e r f :  Das
fanden Sie gut!)

Ja, ich war begeistert, wie meistens!

(Heiterkeit)

Deswegen wollte ich, weil Sie ja die Zusammen-
arbeit angesprochen haben, das weitere Procedere
mit dem niedersächsischen Kabinett, doch einmal
fragen, was mit der Vorlage ist, die das Bauressort
mit dem niedersächsischen Innenministerium ver-
abredet hat und was ja dem auch entspricht, was
wir in der Koalitionsvereinbarung besprochen ha-
ben, was mit dem Papier denn ist, ob das so weiter
bestehen bleibt oder ob das mit dieser Diskussion
obsolet ist!

Bürgermeister Dr. Scherf: Also, ich kenne dieses
Papier nicht im Einzelnen, ich weiß, dass es so et-
was gibt. Das ist alles okay!

(Heiterkeit)

Wir haben ein komplexes Problem vor uns, und
komplexe Probleme haben in der Regel keine ein-
fachen Antworten, sondern komplexe Antworten.
Also muss es auch in Zukunft, was unser Umland
angeht, eine loyale Beratung und Arbeit und Wei-
terentwicklung in den seit Jahren entwickelten Struk-
turen geben. Ich bin ganz zuversichtlich, dass Tine
Wischer genau wie vorher der Kollege Dr. Schulte
dies alles zusammenbringt, was im Rahmen dieser
verabredeten gemeinsamen Landesplanung oder in
der verabredeten Kommunalverbundsberatung und

genauso  bei  dem  regionalen  Zusammenarbeiten
möglich ist. Keiner will das abräumen oder been-
den, ganz im Gegenteil. Trotzdem ist damit die Ar-
beit nicht getan. Herr Pflugradt, Sie wollen sich of-
fenbar entlasten.

(Heiterkeit)

Die Arbeit ist nicht damit getan, dass man sagt,
wir sind doch in guter Bearbeitung unserer tages-
politischen Probleme. lch glaube schon, dass wir,
möglicherweise wird das ganz anders als in dem
Papier von Reinhard Hoffmann aufgeschrieben, aber
dass wir Grund haben, darüber hinaus eine zusätz-
liche Initiative zur Verstärkung, auch zur qualitati-
ven Verstärkung unserer Umland- und unserer regio-
nalpolitischen Initiativen zu machen. Aber natürlich
geht das nur gemeinsam. Übrigens geht das auch
nur gemeinsam mit der Koalition. Man kann so et-
was nur über die Koalition, wenn man die Regie-
rung nicht in Not bringen will, über die Koalition
hinein abgestimmt und gemeinsam vortragen, aber
in diesem Fall muss man eben auch das Umland da-
bei haben.

Also, wir brauchen da ein sensibles, nachdem das
erste nicht gelungen ist, ein zweites sensibles Be-
ginnen und Beraten. Ich bin fest davon überzeugt,
dass das gelingt! Ich habe trotz dieser von Herrn
Pflugradt zitierten kritischen Rückmeldung mit al-
len, die Sie da zitiert haben, selbst geredet, unter
vier Augen. Von allen habe ich positive Einschätzun-
gen eingesammelt

(Heiterkeit)

über das, was wir gemeinsam gemacht haben. Herr
Pflugradt hat ja nicht vergessen zu sagen, dass das
alles SPD-Leute waren, die er zitiert hat, darum rede
ich auch so mit denen, und darum können Sie mir
schon glauben, dass wir nicht auseinander sind, son-
dern dass wir trotz dieser ärgerlichen Zwischenrufe
über die Art und Weise, wie das veröffentlicht wor-
den ist, in der Sache fröhlich und einvernehmlich
beieinander sind.

Ich möchte noch etwas sagen. Sigmar Gabriel hat-
te während dieser öffentlichen Debatte zwei Regio-
nalkonferenzen, eine in Weser-Ems und eine im Cux-
land. Er hat mir gesagt, dass er auf diesen beiden
Regionalkonferenzen trotz der veröffentlichten är-
gerlichen Erklärungen die Rückmeldung bekommen
hat, dass das nachbarschaftliche Verhältnis zu Bre-
men qualitativ erheblich besser sei als das nach-
barschaftliche  Verhältnis  zu  Hamburg.  Sie  haben
trotz dieser kritischen öffentlichen Bemerkungen
gesagt, wir verfügen hier über langjährige direkte,
auch auf gemeindlicher Ebene direkte Arbeitszu-
sammenhänge. Die gibt es offenbar mit dem Ham-
burger Umland nicht, denn der Hamburger Senat
will nur mit der Landesregierung etwas zu tun ha-
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ben und nicht mit den vielen kleinen Gemeinden.
Also, ich nehme das auch als eine Sache, die man
nutzen kann und die man bei einer solch kompli-
zierten, gelegentlich unübersichtlichen Lage aufgrei-
fen kann, um zu sagen, bitte, kein weiteres Streiten
über die Art und Weise, ich übernehme die Verant-
wortung, prügeln Sie nicht den Hoffmann, sondern
prügeln Sie mich! Die Indiskretion ist ja dadurch
entstanden, dass ich gemeint habe, man könnte mit
den Oberkreisdirektoren vertraulich verhandeln, das
habe ich neu gelernt, dass das nicht mit allen geht.
Also, prügeln Sie mich wegen des Verfahrens, aber
lassen Sie sich bitte Zeit, und nehmen Sie alle Ener-
gien zusammen, um die Sachprobleme zu lösen!

Wir brauchen noch in unserer Legislaturperiode
zusätzlich zum gelungenen Sanierungshandeln, zu-
sätzlich zum gelungenen Länderfinanzausgleich Ver-
handeln, eine regionale Initiative, um diesen Raum,
und Bremen und Bremerhaven natürlich als Zentren
darin, am Weltmarkt konkurrenzfähig zu halten. Die-
se Initiative brauchen wir, und ich lade alle ein, Hoff-
mann durch bessere Papiere zu widerlegen. Ich freue
mich auf weitere Papiere.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort Herr Bürgermeister Perschau.

Bürgermeister Perschau: Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der Senat hatte
bisher noch kaum Gelegenheit, über diese Fragen
im Detail zu sprechen. Bürgermeister Scherf und ich
sind uns in den Grundfragen, denke ich, einig; er-
stens, einig darin, dass wir uns zur Notwendigkeit
der  Sanierung  ohne  Wenn  und  Aber  bekennen,
zweitens, einig darin, dass wir uns zur Selbständig-
keit Bremens bekennen, drittens darin, dass wir eine
gute Zusammenarbeit mit dem Umland wollen.

Lassen Sie mich dazu vielleicht ein paar Worte
zusätzlich sagen! Bremen hat eine gute Zusammen-
arbeit mit dem Umland, ob sie durch das Papier bes-
ser geworden ist, will ich einmal beiseite lassen. Wir
müssen an dieser Zusammenarbeit mit dem Umland
aus regionalwirtschaftlichen und regionalpolitischen
Gründen ein ganz vitales Interesse haben. Deshalb
bekennen wir uns zu dem gemeinsamen Antrag der
beiden Fraktionen. Es gibt die gemeinsame Landes-
planung, die wollen wir, die brauchen wir auch.

Es ist natürlich so, dass wir immer sehen müssen,
dass wir nicht nur als Kommune mit Nachbarkom-
munen und -kreisen kommunizieren, sondern auch
als Bundesland. Das Problem, das wir in der Zusam-
menarbeit als Stadtstaat mit dem Umland haben, ist
immer, dass eigentlich immer die Hannoveraner von
uns wollen, dass wir die landespolitischen Dinge mit
ihnen besprechen. Nun ist es immer die Frage, was
auf welcher Ebene besprochen werden muss.

Wir haben heute Vormittag die Haushaltsdebatte
geführt. In dieser Haushaltsdebatte ist nicht nur von
den Grünen noch einmal wieder und ganz beson-
ders die Stadtstaateninitiative diskutiert worden. Was
haben wir denn für Probleme in diesem Zusammen-
hang? Da sage ich Steuerzerlegungsgesetz, da sage
ich Einwohnerwertung, da sage ich Sozialhilfeaus-
gleich. Nur, diese drei Themen, meine Damen und
Herren, kann ich sicherlich auch in einer Unterhal-
tung mit Nachbar-Oberkreisdirektoren und -Landrä-
ten und -Bürgermeistern besprechen, gelöst werden
können sie nur auf der Bundesebene in der Solidar-
gemeinschaft von Bund und Ländern.

Deshalb müssen wir natürlich, wenn wir bestimm-
te Dinge erreichen wollen, sauber auseinander hal-
ten, worüber wir uns mit dem Bund, mit den Län-
dern, mit dem Land Niedersachsen unterhalten und
was Regelungsbedarf in der regionalpolitischen Di-
mension ist. Ich habe den Eindruck, dass hier ein
bisschen diese Ebenen durcheinander gerutscht sind
und dass man diese Ebenen eigentlich wieder klar
ziehen muss, um auch deutlich zu sagen, was wo
geregelt werden muss.

Natürlich ist es so, wir werden die Frage der Ein-
wohnerwertung  nicht  mit  unseren  Nachbarkreis-
Landräten oder -Oberkreisdirektoren, je nachdem,
in welcher Struktur sie dort noch vertreten sind, ein-
gleisig oder zweigleisig, besprechen. Das kann man
besprechen, lösen kann man das Problem nur durch
ein Bundesgesetz, durch das Finanzausgleichsgesetz
und durch andere Gesetze. Dies gilt genauso für die
Steuerzerlegung. Ich kann die Steuerzerlegung nicht
regionalwirtschaftlich regeln, sondern diese muss ich
bundespolitisch regeln.

Deshalb sage ich, wir sind uns völlig einig in die-
ser Frage. Über die Form muss man aber sehr ge-
nau reden, weil ich eben den Wesenskern eines
Stadtstaates nicht verändern kann, ohne dass es
neben Vorteilen auch erhebliche Nachteile haben
kann. Die Abwägung im Hinblick darauf, was vor-
teilhaft und was nachteilig ist, ist notwendig und
muss sehr präzise gemacht werden, bevor man mit
solchen Dingen in die Außendiskussion geht. Des-
halb denke ich, wir sind uns einig in der großen
Koalition, dass wir gemeinsam auf der Basis ihres
Antrags die gemeinsame Landesplanung, die Zu-
sammenarbeit mit den Gemeinden und den Kreisen
verstärken wollen. Darin stimme ich völlig überein.

Ich habe mich über die Anstrengungen gefreut,
die gemacht worden sind, um zum Beispiel ein ge-
meinsames Landessozialgericht zu schaffen. Das ist
vernünftig. Es ist auch vernünftig, dass zum Beispiel
der Strafvollzug in Bremerhaven, der dort nicht aus-
gelastet ist, mit niedersächsischen Strafgefangenen
gegen Bezahlung ausgelastet wird. Das ist vernünf-
tig. Es ist sehr wohl vernünftig für meinen eigenen
Bereich, darüber nachzudenken, ob die Ausbildung
von Finanzanwärtern zwangsläufig nur in Bremen
geschehen muss, ob das nicht auch mit Niedersach-
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sen zusammen gemacht werden kann und dass wir
dies sozusagen auch in einem balancierten Aus-
gleichsverfahren machen, dass wir Teile für Nieder-
sachsen in Bremen und andere Teile eben in Nie-
dersachsen ausbilden.

An all diesen Dingen muss gefeilt werden. Die ge-
meinsame Landesplanung hat sehr präzise beschrie-
bene Grundsätze, über die es zu diskutieren gilt. Ich
möchte nicht, dass am Ende dieser Debatte gar der
Eindruck entsteht, und deshalb freue ich mich, wenn
das ganze Haus diesen Antrag beschließt, als gäbe
es in der Frage der Notwendigkeit guter Nachbar-
schaft, der Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit
dem Umland hier sozusagen diejenigen, die dafür
sind, und diejenigen, die dagegen sind. Ich denke,
wir sind alle dafür.

Wir  müssen  natürlich  sehen,  dass  wir  auch  als
Stadtstaat bezogen auf das Umland Probleme ha-
ben. Das ist so. Deshalb diskutieren wir diese Stadt-
staateninitiative. Wir werden sie weiter diskutieren
müssen, und wir werden diese Ebenen auch einhal-
ten. Insofern denke ich, dass wir uns auf der Basis
des gemeinsamen Antrags fortbewegen sollten, dass
wir  sicherlich  auch  immer  offen  sein  müssen  für
Ideen, auch für Werkstattideen oder wie immer man
es formuliert, dass wir am Ende immer nur sehr ge-
nau prüfen müssen, was uns etwas hilft, alles, was
vertrauensbildend in dieser Region ist. Da ist es in
der Tat so, da sind wir weiter als die Hamburger.
Wir sind auch weiter als viele andere.

Wir sollten uns auch, und da müssen wir aufpas-
sen, nicht einreden lassen, als sei von Seiten Bre-
mens die Zusammenarbeit mit dem Umland schlecht.
Das stimmt nicht! Wir bemühen uns um eine ganz
besonders gute Zusammenarbeit. Ich lege auch Wert
darauf,  dass  das  in  der  Zukunft  gemeinsam  ge-
schieht. Deshalb wollte ich mit diesem Beitrag nur
deutlich machen, dass wir nicht sehr weit auseinan-
der sind, dass wir hier mit dem Antrag eine gemein-
same Linie verfolgen können und dass wir im Übri-
gen darüber nachzudenken haben, was wir auf wel-
cher Ebene mit welchen Verhandlungspartnern zu
besprechen haben. Regional gibt es ganz viel zu be-
sprechen, und das wollen wir ja auch gern mit je-
dem, der zuständig ist, besprechen und für eine be-
sonders gute Nachbarschaft sorgen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Herr Mützelburg, Sie hatten während Ihrer De-
batte einen Änderungsantrag hochgereicht, der da
lauten sollte: „Deshalb bittet die Bürgerschaft den

Senat, bis zum“, und jetzt haben wir das so verstan-
den: bis zum „kommenden Jahr“. Das wäre Ende
2001. Sie meinen sicher „laufenden Jahr“, oder?

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Bis zum Ende des Jahres!)

Bis zum Ende des Jahres!

Wer diesem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in der geänderten Form mit der Drucksa-
chen-Nummer  15/233  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

(Unruhe beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gibt es Schwierigkeiten?

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Keine Begründung für die Ab-

lehnung!)

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktionen der
SPD und der CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und der
CDU  mit  der  Drucksachen-Nummer  15/258  seine
Zustimmung  geben  möchte,  den  bitte  ich  um  das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Positive Umschlagsentwicklung in den bremischen
Häfen, Ausbaunotwendigkeiten wachsen

Große Anfrage der Fraktionen
der CDU und der SPD
vom 17. Februar 2000
(Drucksache 15/211)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 14. März 2000

(Drucksache 15/243)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.
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Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große  Anfrage  in  der  Bürgerschaft,  Drucksache
15/243, mündlich zu wiederholen.

Ich frage Sie, Herr Senator! — Das ist nicht der
Fall.

Auf die Antwort des Senats auf die Große Anfra-
ge folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen. — Ich
sehe, dass das der Fall ist.

Das Wort hat der Abgeordnete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Hafenwirt-
schaft hat in den vergangenen Jahren ein wechsel-
haftes Imagebad durchschritten. Galt das Rückgrat
der bremischen Wirtschaft noch Anfang der neun-
ziger Jahre landläufig als eine nicht zukunftsfähige
Branche, so hat sich nicht nur dieser Eindruck ent-
scheidend gewandelt. Vor dem Hintergrund der glo-
balen Arbeitsteilung und des damit verbundenen
Anstiegs des weltweiten Güterumschlags ist auch
an Bremen der Kelch nicht vorbei gegangen. Man
hat sich auf seine Stärken besonnen, man hat die
nötigen Entscheidungen in Form von Schwerpunkt-
setzungen vorgenommen. Dies zeigt sich auch in den
Umschlagszahlen, die sich auch in den vergange-
nen Jahren kontinuierlich nach oben entwickelt ha-
ben.

Die genaue Aufgliederung der Zahlen und die Fra-
ge nach den Konsequenzen, die sich hieraus für die
Zukunft stellt, haben die beiden Koalitionsfraktionen
dazu veranlasst, diese Große Anfrage einzubringen
und mit folgender Zielsetzung zu diskutieren: zum
einen,  ob  die  Umschlagsentwicklungen,  die  die
Grundlage von Investitionsentscheidungen waren,
eingehalten  wurden,  und  zum  anderen,  welche
Schlussfolgerungen für die Zukunft daraus zu zie-
hen sind.

Eines lässt sich, meine Damen und Herren, vorab
feststellen: Die bremische Hafenwirtschaft und die
damit verbundene Außenhandelswirtschaft mit ih-
ren Umschlagsbetrieben, den Logistik- und Distribu-
tionsunternehmen,  ob  es  nun  Makler,  Spediteure
oder Reeder sind, nehmen weiterhin eine Schlüssel-
rolle in der wirtschaftlichen Entwicklung unseres
Bundeslandes ein.

Sieht man sich nun die Zahlen im Einzelnen an,
lassen sich folgende Feststellungen treffen: Die bei-
den tragenden Säulen der bremischen Häfen sind
die Sparten Containergeschäft und Automobilum-
schlag. Die Sparte Container hat sich von 1990 bis
heute nahezu verdoppelt. Wurden 1990 noch 11,4
Millionen Tonnen umgeschlagen, ist der Umschlag
auf 21,735 Millionen Tonnen 1999 angestiegen. In
TEU ausgedrückt, und das ist vielleicht die aussage-
kräftigere Zahl im Containerumschlag, ist die Zahl
von 1,02 Millionen TEU auf 2,153 Millionen TEU

1999 angestiegen. Dabei hat sich das Wachstum
ausschließlich in Bremerhaven eingestellt. Der Con-
tainerumschlag in der Hafengruppe Bremen ist na-
hezu bedeutungslos geworden.

Betrachtet man die Zahlen Bremens beziehungs-
weise Bremerhavens in den einzelnen Jahren, wird
man im Vergleich zu den Konkurrenten Rotterdam
und Hamburg feststellen, dass Bremen in der zwei-
ten Hälfte der neunziger Jahre nicht nur im Wachs-
tum zugelegt hat, sondern auch Marktanteile zurück-
gewonnen wurden. Während Hamburg im Wachs-
tum ab 1995 sich etwas zurückentwickelt hat, zeigt
die Kurve in Bremen und Bremerhaven steil nach
oben. Es hat sich vor dem Hintergrund der fertig
gestellten Infrastruktur und der BLG-Strukturreform
eine besondere Dynamik eingestellt. Ein Beleg für
die zukunftsweisenden Entscheidungen der großen
Koalition der vergangenen Jahre!

Die Zahlen im Automobilumschlag sind hier ana-
log zu sehen. In Bremerhaven werden mehr Autos
umgeschlagen als in Rotterdam, Antwerpen und
Hamburg zusammen. Hier gilt es, die positiven Rah-
menbedingungen zu erhalten und alles zu unterneh-
men, damit die bremischen Häfen weiterhin Markt-
führer  im  Automobilumschlag  an  der  Nordrange
bleiben.

Der Trend, meine Damen und Herren, zur weite-
ren Containerisierung wird in Bremen bei den Zah-
len des konventionellen Stückgutes deutlich. Die
Zahlen in dieser Sparte sind seit 1990 kontinuierlich
rückläufig. Hier stellt sich die Frage, was ja auch in
der Diskussion um den Strukturwandel in den Ha-
fengebieten schon zum Ausdruck gekommen ist,
nach der Aufrechterhaltung von einzelnen Hafen-
anlagen oder Maßnahmen, die eine verbesserte
Wettbewerbsposition zulassen. Die Vertiefung der
Oslebshauser Schleuse ist eine solche Maßnahme,
die in diesem Bereich zu nennen wäre. Das Zuschüt-
ten des Überseehafens ist eine andere Maßnahme,
die das Spannungsfeld deutlich macht.

Die Umschlagszahlen zeigen auch auf, dass die
Prognosen, die Grundlage für den Ausbau der In-
frastruktur in den vergangenen Jahren waren, ein-
getroffen sind beziehungsweise übertroffen wurden.
So sind die Zahlen im Containerumschlag, der wich-
tigsten Sparte, für das Jahr 2000 bereits im Jahr 1999
erzielt worden. In Bremerhaven, ich wiederhole die
Zahl, wurden 1999  2,153 Millionen TEU umgeschla-
gen. Die ISL-Prognose sagte für 2000  1,978 Millio-
nen TEU voraus und die Planco-Prognose 1,918 Mil-
lionen TEU für das Jahr 2000. Es zeigt sich also, die
Prognosen wurden übertroffen.

Es stellt sich insbesondere im Containerumschlag
die Frage nach dem weiteren Ausbau der Kapazitä-
ten, will man am Wachstum weiterhin partizipieren
beziehungsweise das Erreichte sichern. Hierbei muss
die Schiffsgrößenentwicklung in die Betrachtung mit
einbezogen werden.
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In den Schiffsbewegungen geht der Trend hin zu
immer größeren Schiffseinheiten, die immer höhere
Kapitalkosten haben und den Reeder nach einer im-
mer höheren Effizienz- und Abfertigungsgeschwin-
digkeit sehen lassen. So wird nach der Ende 1996
von Planco Essen vorgelegten Containerumschlags-
prognose für die bremischen Häfen der Anteil von
den in Fahrt befindlichen Containerschiffen bis zu
10 000 TDW, im Wesentlichen Feederschiffe, von
24,4 auf 18,5 Prozent sinken, der Anteil der Contai-
nerschiffe, im Wesentlichen Post-Panmaxschiffe, da-
gegen von 9,2 auf 17,9 Prozent bis zum Jahre 2015
erhöhen und damit fast verdoppeln. Das ist eine Ent-
wicklung, die man zurzeit sehr visuell und auch sehr
real am Terminal in Bremerhaven verfolgen kann.

Die nächste Generation von Schiffen, die so ge-
nannte fünfte Generation, mit einer Breite bis zu 60
Metern und einer Kapazität von bis zu 12 000 TEU
entsteht schon auf den Reißbrettern der Konstruk-
teure. Gerade diese Entwicklung, meine Damen und
Herren, impliziert gravierende Auswirkungen auf
die Hafeninfrastruktur und auf die zur Verfügung
stehende Kaje, wird im Bericht des Senators für
Häfen an den Landeshafenausschuss vom 6. Okto-
ber 1998 ausgeführt. Es macht also daher keinen
Sinn, wenn man in eine Diskussion um den Ausbau
von Hafeninfrastruktur Alternativen, die weder fi-
nanziell  noch  vom  Betriebsablauf  oder  von  der
Schiffsgrößenentwicklung realistisch sind, ins Ge-
spräch bringt und so tut, als hätte man den Stein der
Weisen gefunden, und wenn die Realität an einem
vorbeimarschiert, dann zum Ergebnis kommt bezie-
hungsweise unterstellt, man hätte nicht ernsthaft ge-
prüft.

Man muss einfach dann einmal akzeptieren, dass
der Erkenntnisfortschritt nicht zwangsläufig bedeu-
tet, dass man ständig Recht hat beziehungsweise
Recht bekommt. Von uns werden daher die Klarstel-
lungen in der Antwort des Senats über die schein-
baren Alternativen zur Verlängerung des Terminals
ausdrücklich begrüßt, weil sie Klarheit in die Dis-
kussion bringen und den Rauch der Nebelbomben
beseitigen, die einige unermüdlich werfen.

(Beifall bei der CDU)

Aber unterstellen wir doch einmal, das Südende
der Containerkaje wäre nutzbar, die Nutzung des
Nordhafens für Feederschiffe wären Maßnahmen,
die unter technischen und wirtschaftlichen Aspek-
ten machbar wären, dann könnte mit diesen Maß-
nahmen nur eine Umschlagskapazität von 50 TEU
im Jahr zusätzlich erreicht werden, angesichts der
Zahl von derzeit über zwei Millionen TEU eine zu
vernachlässigende  Größe.  Aus  den  ausgeführten
Zahlen stellt sich zwangsläufig die Frage nach den
Konsequenzen für den weiteren Ausbau der Infra-
struktur sowie den Richtungsentscheidungen für ein-
zelne Hafengruppen und Schwerpunkte.

Aus  Sicht  der  CDU-Fraktion  müssen  folgende
Schlussfolgerungen gezogen werden: Erstens: Die
Grundsatzentscheidung für den weiteren Ausbau der
Terminals CT III a und IV in der vergangenen Legis-
laturperiode war und ist richtig.

Zweitens: Will man die vorhandenen Arbeitsplät-
ze sichern und neue schaffen, gibt es zum weiteren
Ausbau des Containerterminals nach Norden keine
Alternativen.

Drittens: Die beschlossenen Maßnahmen müssen
bedarfsgerecht umgesetzt werden, das heißt, es ist
kurzfristig zu überprüfen, ob unter Ausschöpfung
weiterer  Produktivitätsgewinne  die  Maßnahmen
nicht vorgezogen werden müssen, wir meinen ja.

Viertens:  In  der  Hafengruppe  Bremen  müssen
Weichenstellungen vorgenommen werden, die die
Wettbewerbsfähigkeit verbessern beziehungsweise
eine verbesserte Auslastung der Kajen erreichen.
Dies kann auch bedeuten, dass einzelne Kajen Drit-
ten, also nicht der BLG, zur Verfügung gestellt wer-
den.

Fünftens:  Es  muss  mit  Hochdruck,  auch  das  ist
heute Nachmittag schon einmal erwähnt worden, an
einem Hafenentwicklungskonzept für die kommen-
den Jahre bis 2015 gearbeitet werden, damit ein
verlässlicher  und  zukunftsorientierter  Handlungs-
rahmen zur Verfügung steht.

Ich bin überzeugt, dass die bremische Hafenpolitik
der großen Koalition unter der Führung von Sena-
tor Hattig eine neue Dynamik bekommen hat und
dass wir uns hiermit auf dem richtigen Weg befin-
den. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Töpfer.

Abg. Töpfer (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Hafenpolitik war für die bremische SPD-
Bürgerschaftsfraktion immer ein Schwerpunkt ihrer
Politik in den vergangenen Jahren und wird es auch
weiterhin sein,

(Beifall bei der SPD)

unabhängig davon, wie man zu einzelnen Varian-
ten von Ausbaumöglichkeiten steht oder nicht steht.
Oswald Brinkmann, Konrad Kunick und Uwe Beck-
meyer — schade, dass er jetzt nicht zuhört — haben
die  wichtigen  Weichenstellungen  vorgenommen.
Wir würden uns heute über Ausbaunotwendigkeiten
gar nicht unterhalten, wenn nicht in 28 Jahren SPD-
Hafenpolitik Senatoren unserer Partei gemeinsam
mit diesem Parlament wichtige Dinge vorangetrie-
ben hätten. Das beweisen die Umschlagszahlen in
Bremerhaven ganz eindeutig.
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Ich gehöre auch zu denjenigen, die sagen, wir
müssen unsere Hafenanlagen weiter ausbauen, bloß,
das Wie ist eine Frage. Es muss erlaubt sein, in ei-
nem Parlament über das Wie und über Ausbaunot-
wendigkeiten zu ringen. Das ist Grundlage von De-
mokratie.

Wenn ich sehe, dass der Senat selbst in seiner
Antwort auf eine Große Anfrage der Grünen, in der
es um den Jadeport geht, zum Ausdruck bringt, dass
gegenwärtig in den bremischen Häfen untersucht
wird, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
Erweiterungsinvestitionen notwendig werden, ist es
erlaubt, im Rahmen einer solchen Debatte darauf
auch einzugehen. Selbst der Senat stellt danach ja
noch einiges in Frage und ist sich selbst nicht sicher,
wenngleich Bürgermeister Scherf vorhin klare Wor-
te gesprochen hat, aber wir kennen alle Bürgermei-
ster Scherf!

(Abg. Z a c h a u  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, der erzählt öfter einmal was! Das

stimmt!)

Erste neue Antworten sind auch maßgeblich von
Seiten der Sozialdemokraten mit gegeben worden.
Wir haben den Fruchtumschlag in Bremerhaven kon-
zentriert.  Wir  haben  die  Fischereihafendoppel-
schleuse so weit fertig gestellt. Das ist auch eine Per-
spektive für den Seegüterumschlag, Herr Schramm!
Ich weiß gar nicht, ob Sie das sehen! Wir haben den
Columbusbahnhof jetzt so weit, dass er als Kreuz-
fahrtterminal Nummer eins ausgebaut werden kann,
und, Herr Kastendiek, wir sind überhaupt nicht aus-
einander, wenn es darum geht, Bremerhavens Posi-
tion Nummer eins im Automobilimport und -export
weiter zu stärken und dort auch noch Ausbaumög-
lichkeiten, die vorhanden sind, zu nutzen. Da sind
wir nicht auseinander! Wir wollen, dass Bremerha-
ven die Drehscheibe Nummer eins bleibt.

Aber jeder, der sich damit beschäftigt, den Con-
tainerterminal über CT III a nach Norden weiter
auszubauen, der muss die hohen Hürden sehen, die
vorhanden sind, solch hohe Hürden, wie es sie bei
keinem anderen Hafenbauprojekt bisher gegeben
hat. Ich finde, die CDU macht es sich zu leicht, in-
dem sie einfach sagt, wir wollen das so, ohne auf
örtliche oder Umweltschutzgegebenheiten einzuge-
hen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Die SPD hat
so etwas ja auch schon einmal beschlossen!)

Es gibt das Wort des Hafensenators Konrad Kunick
von 1990 und ein Jahr später auch von seinem Staats-
rat, am Grauwallkanal ist Schluss. Ich sage hier auch,
dass ich zu der Zeit Ortsvereinsvorsitzender der SPD
war und in Weddewarden ganz klar auch diese Po-
sition vertreten habe. Das ist auch meine Meinung
heute,  der  Ortsteil  Weddewarden  muss  bestehen

bleiben. Der Terminal rückt näher, und Terminal und
ein 700 Einwohner starker Stadtteil nebeneinander
vertragen sich meines Erachtens nicht, um das hier
auch deutlich zu betonen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zweiter Punkt: Umweltschutz, ein hohes Ziel auch
in der sozialdemokratischen Programmatik! Wir wol-
len Ökologie und Ökonomie zusammenführen. Das
Wattenmeer ist von der UNESCO als Weltnaturerbe
ausgewiesen. Wir selbst, die Bremische Bürgerschaft,
haben in der letzten Legislaturperiode einstimmig
das  Wattenmeer  vor  Weddewarden  unter  Biotop-
schutz gestellt. Es ist FFH-würdig und vogelschutz-
gebietwürdig, und ich bin dafür und sage es auch
deutlich, dass wir diese Fläche als FFH-Gebiet an-
melden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Da haben wir Frau Merkel an unserer Seite. Als Frau
Merkel Umweltministerin in Bonn war, hat ihr zu-
ständiges Fachamt an den Bremer Senat geschrie-
ben, dass die Flächen vor Weddewarden angemel-
det werden müssen. Das hat Frau Merkel geschrie-
ben, meine Damen und Herren von der CDU, und
bitte, sie ist ja mittlerweile bei Ihnen eine große Per-
sönlichkeit, sollte ihr nicht gefolgt werden?

Nun könnte ich mir das ja einfach machen und
sagen, das ist die Position, jetzt setze ich mich wie-
der. Das tue ich aber nicht! Ich lege deswegen ein
optimiertes Kajenausbau- und Kajennutzungskon-
zept vor, und da kann man sich das nicht so leicht
machen, wie es der Senat in seiner Antwort getan
hat, Herr Senator Hattig, und wie es Herr Kastendiek
eben gemacht hat. Ich sage nicht, dass ich den Stein
der Weisen gefunden habe, aber ich werde gleich
erst einmal aus Referenzen, aus Unterlagen zitieren,
die durchaus belegen, dass die Ansätze, die ich ver-
folge und die ich nicht nur allein verfolge, durchaus
auch in der Fachwelt Unterstützung finden.

Ich halte es nicht für akzeptabel, wenn der Senat
einfach sagt, die 200 Meter Südkaje wollen wir nicht
nutzen, das wird zu teuer. Jeder Unternehmer, der
ausbaut, der seine Faszilitäten erweitern muss, der
versucht erst einmal, alles aus seiner Anlage her-
auszukitzeln. Es gibt technische Möglichkeiten durch
Vorschuhen einer Kaje, das ist der Fachausdruck.
So können wir 200 Meter an der Kaje dazu gewin-
nen.

Ganz dürftig ist die Senatsantwort zu meinen Vor-
stellungen, 300 Meter Binnenschiffs- und Feeder-
Umschlagsanlage  im  Wendebecken  zu  schaffen,
meine Damen und Herren. Da sollen jetzt Hafen-
hilfsschiffe untergebracht werden. Ich muss darüber
lachen, ich gebe das ehrlich zu. Ein solches Argu-
ment habe ich noch nie gehört.
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Das Institut für Seeverkehr und Logistik empfiehlt
sogar, so etwas zu machen. Ich darf einmal zitieren:
„Im  Wendebecken  vor  dem  Nordhafen  sollte  ein
kombinierter Binnenschiffs- und Feederterminal ge-
schaffen werden. Dies würde es in Zeiten hoher Aus-
lastung der Stromkaje ermöglichen, zusätzlich Schif-
fe abzufertigen. Auch erfordert der steigende Um-
fuhrverkehr mit den Häfen der Stadt Bremen und
mit   Hamburg   einen   korrespondierenden   Binnen-
schiffs- und Feederterminal in Bremerhaven.“ Nicht
Wilfried Töpfer, sondern ISL, weltweit bekannt! Ich
bin ja nicht weltweit bekannt.

(Heiterkeit bei der SPD)

Selbst die Geschäftsführung des Weserbundes
unterstützt mich und sagt, der Binnenschiffsverkehr
über die Mittelweser wird zunehmen. Auf der Mittel-
elbe boomt der Containerverkehr. Es gibt einen Ree-
der, der will Container in Binnenschiffen von Bre-
merhaven über Bremen über die Mittelweser nach
Hannover und anderswo transportieren. Dafür müs-
sen wir doch Faszilitäten vorhalten, doch bitte nicht
an einer Stromkaje, die so wertvoll ist, sondern an
einer solchen Kaje.

Was mich total verwundert, ist, dass der Senat und
die BLG auf Bundesmittel verzichten. Wenn ich eine
solche  Anlage  baue,  Herr  Senator  Hattig,  gibt  es
Bundesmittel.  Herr  Klimmt  hat  Mittel  in  seinem
Haushalt bereit für das Herrichten von Anlagen für
den kombinierten Ladungsverkehr, und das wäre
eine solche Anlage. Da könnten wir also auch Bun-
desmittel mobilisieren. Oder mein Kollege Manfred
Oppermann aus der SPD-Fraktion hat neulich auch
einen interessanten Vorschlag gemacht, ob man ein-
mal überlegen könnte, die Nordschleuseneinfahrt
anders zu gestalten, um dort auch komprimiert an
der Anlage die wachsenden Containerbewegungen
mit aufzufangen.

Ich will mich auch gar nicht in die Ecke stellen
lassen — manchmal wird das versucht —, ich würde
ein Verhinderer vom Containerterminalausbau sein.
Ich habe alle Anlagen mit vorangetrieben. Das wis-
sen viele in diesem Haus. Ich habe die Außenweser-
anpassung mitgemacht. Aber wir müssen doch auch
Antworten haben, wenn wir sehen, dass es bestimm-
te Hürden gibt, die aus meiner Sicht nicht zu über-
winden sind, und das sind Antworten auf Kajen-
plätze. Statt 700 Meter nach Norden will man jetzt
sogar 800 Meter nach Norden, und das Ganze soll
noch billiger werden, als man es vorher gesehen hat.
500 Millionen DM sind bekanntlich viel Geld, aber
es war eigentlich immer schon die Summe von ei-
ner bis 1,5 Milliarden DM in der Planung. Ich sage,
statt 700 Meter Kaje nach Norden gibt es die Mög-
lichkeiten, fast einen Kilometer Kaje zu nutzen und
neu zu schaffen, direkt im Hafen, Herr Senator, und
dazu müssen überzeugende Antworten her!

Nun habe ich auch den Vorschlag von einem
Dockterminal im Zusammenhang mit CT III a ge-

macht und werde dafür kritisiert, das wäre utopisch.
Ich frage mich, wenn das utopisch ist, warum der
Staatsrat beim Häfensenator am 2. Juni 1999 das
Hafenamt  in  Bremerhaven  schriftlich  angewiesen
hat, folgendes zu prüfen: „Ich bitte Sie, diesen Vor-
schlag in die Prüfung von Ausbaualternativen mit
einzubeziehen und über Simulationen die nauti-
schen Bedingungen sowie die betrieblichen und öko-
nomischen Effekte untersuchen zu lassen.“ Das ist
bis heute nicht geschehen. Außerdem gibt es auch
einen Beschluss im Landeshafenausschuss, darüber
nachzudenken, ob es beim CT-III-a-Ausbau andere
technische Möglichkeiten gibt, die den Umschlag op-
timieren können.

Darf ich einen Blick nach Amsterdam richten? Man
müsste sich einmal die Power-Point-Präsentation an-
sehen. Die bauen einen solchen Terminal, sogar mit
finanzieller Unterstützung eines großen Container-
terminalbetreibers, meine Damen und Herren, der
beteiligt sich mit 120 Millionen Gulden. Natürlich
sind dort andere Strömungsverhältnisse, aber auch
das habe ich berücksichtigt. Ich habe Gespräche ge-
führt mit der größten Schlepperreederei in Bremer-
haven. Die sagen, es ist machbar, was ich vorschla-
ge. Ich habe Gespräche geführt mit dem ehemali-
gen Boss der Festmacher. Der sagt, es ist machbar,
was ich vorschlage. Das sind doch Fachleute vor Ort,
die das besser beurteilen können als ich!

Ich habe eine Zuschrift eines Kapitäns und Mana-
gers aus dem Bereich Containeroperation. Der sagt,
die Zukunft liegt darin, dass Schiffe von zwei Seiten
be- und entladen werden. Warum greift man jetzt
nicht die Möglichkeit auf, diese Chance, die wir jetzt
noch beim CT III a haben, mit zu realisieren?

(Beifall bei der SPD)

Ich habe die Zuschrift eines weiteren Kapitäns,
der gleichzeitig auch Hafenprojekte im Ausland pro-
jektiert. Er sagt, das ist eine innovative Idee von mir.
Er weiß gar nicht, warum die nicht aufgegriffen wird!
Er hat mir eine vierseitige Stellungnahme gefertigt
und nimmt die Argumente des Hansestadt Bremi-
schen Hafenamtes derart auseinander, dass ich mich
gewundert habe, wie unterschiedlich auch Techni-
ker zu bestimmten Auffassungen stehen können.
Kürzlich war ein Kongress in Hamburg über die Ent-
wicklung in der Containerschifffahrt mit Wissen-
schaftlern. Da wurde die Docklösung als die Zu-
kunftslösung herausgestellt. Der Leiter des Hanse-
stadt Bremischen Hafenamtes sagt, ich wäre ein Uto-
pist. Ich kann das nicht akzeptieren und werde mich
auch dagegen wehren, so mit dieser Rede.

Ich erwarte, dass das geprüft wird. Meines Erach-
tens sind diese Vorschläge technisch machbar. Sie
sind nautisch schwierig, das räume ich durchaus ein.
Aber Gründe, dass es zu einer Verschlickung in ei-
nem solchen Dockterminal kommt, kann ich nicht
akzeptieren. Wir müssen im gesamten Hafengebiet
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baggern, das ist doch nichts Neues! Wir haben die
technischen Möglichkeiten, wenn es zu einer Ver-
schlickung kommt, es kommt ja sogar auch zu Auf-
sandungen vor der Containerterminalanlage, da zu
helfen.

Ich habe gerade deutlich gemacht, dass es auch
Unterstützung von Leuten gibt, die in diesem Ge-
schäft tätig sind. Ich erwarte, und das ist eigentlich
die Aufgabe des Senats, wenn wir uns über solche
Investitionen unterhalten, die in die Milliardenhöhe
gehen, dass man auch Alternativen ernsthaft über-
legt.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Herr Präsident, ich komme zum Schluss! Wenn mir
gesagt wird, meine Lösung wäre nicht finanzierbar,
dann frage ich mich, wie andere Lösungen über den
Grauwallkanal  nach  Norden  hinaus  finanzierbar
sind, wo ganz andere Größenordnungen anstehen.

Lassen Sie mich abschließend sagen, auch die Vor-
stellungen, die ich hier vorgetragen habe, sichern
Arbeitsplätze und schaffen neue! Sie tragen mit dazu
bei, dass das Stichwort „Wachsen oder Weichen“
nicht zutrifft, sondern dass auch Bremerhaven vom
wachsenden  Containerverkehr  weiter  profitieren
kann. Ich denke, mit den optimierten Kajennut-
zungs- und Ausbauvorschlägen kann man arbeiten.
So werden aus meiner Sicht Ökonomie und Ökolo-
gie sinnvoll zusammengeführt.

Eines möchte ich noch sagen, meine Damen und
Herren, auch ich lege Wert darauf, dass wir mit
CT IIIa schneller fertig werden, als es gedacht war.
Wenn man aber über die vorgenannten Alternati-
ven nachdenkt, und viele von denen sind meines
Erachtens schneller realisierbar, wir brauchen we-
niger Ausgleich, wir brauchen nicht Niedersachsen,
dann sollte man das anpeilen, dann würde man eher
solche Ausbauten zur Verfügung haben, als wenn
der Kurs so stur verfolgt wird, CT III a nur 350 Me-
ter statt fast 900 Meter, CT IV 800 Meter, und dann
soll es noch weitergehen. Ich denke, das ist der fal-
sche Weg.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Schramm.

Meine Damen und Herren, ich möchte darauf auf-
merksam machen, dass möglichst die Redezeit ein-
gehalten wird, da wir noch zwei Debattenpunkte,
23 und 24, haben.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Die  große
Koalition hat ja eine Große Anfrage mit dem Titel
–––––––

*) Vom Redner nicht überprüft.

„Positive Umschlagsentwicklung in den bremischen
Häfen, Ausbaunotwendigkeiten wachsen“ gestellt.
Ich frage mich, wenn man solche Feststellungen trifft,
warum man dann noch eine Große Anfrage stellt.
Das ist doch sozusagen reiner Dogmatismus von der
CDU und von der großen Koalition, der sonst immer
den Grünen vorgeworfen wird, indem Sie nämlich
die Große Anfrage sozusagen als Vehikel für das be-
nutzen, was Sie wirklich wollen. Es geht hier näm-
lich eigentlich darum, CT IV auszubauen.

Deshalb frage ich Sie, natürlich zu Recht nach der
Debatte und der Rede eben des Kollegen Töpfer:
Herr Kastendiek, warum stellen Sie eigentlich kei-
nen Antrag, wenn Sie so genau Bescheid wissen,
dass der Ausbau notwendig ist?

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Die Be-
schlüsse sind schon gefasst!)

Bei den stadtbremischen Häfen haben wir vorhin ja
diskutiert, dass Ihre konzeptionslosen Ausbautheo-
rien schon ins Wanken gekommen sind. Das haben
Sie eben auch noch einmal problematisiert. Progno-
sen, mit denen man hier operiert, sind natürlich die
eine Sache, und die tatsächlichen Entwicklungen
sind die andere. Bei den stadtbremischen Häfen je-
denfalls waren die Prognosen immer weitgehend po-
litisch motiviert, das stellt sich jetzt heraus. Millio-
nen sind für Gutachten ausgegeben worden, um die
Lebenslüge der Zweihäfigkeit am Leben zu erhal-
ten. Das war meines Erachtens kontraproduktiv, zu-
mindest für die Sanierungsbemühungen im Bundes-
land Bremen.

Ich denke, bei der Knappheit der Mittel, die wir
ja immer vor Augen haben, darf uns das nicht noch
einmal passieren. Deshalb stellt sich die Frage, die
wir immer wieder stellen, nach den Rentabilitäten.
Das muss die Grundlage aller zukünftigen Entschei-
dungen auch im Hafenbereich sein. Das ist genau
der Punkt, Herr Kastendiek, Sie stellen über 14 de-
taillierte  Fragen,  und  bei  aller  Euphorie  über  die
übertroffenen Prognosezahlen ist das genau die Fra-
ge, die Sie nicht stellen. Sie stellen nämlich nicht
die Frage nach den Rentabilitäten. Der Glaube an
die Kraft der Prognose hat der ökonomischen Hafen-
entwicklung insgesamt bisher geschadet und damit
auch den Sanierungsbemühungen des Bundeslan-
des Bremen.

Wenn wir jetzt zu den Kosten kommen, das ist
eben schon angesprochen worden, wird in der Ant-
wort des Senats gesagt, 800 Meter Kaje sollen 500
Millionen DM kosten. Der Kollege Töpfer hat das
erwähnt. Es ist ja ziemlich komisch, dass die Kaje in
der Planung immer länger wird und die Kosten im-
mer geringer, bisher war immer die Rede von 700
Meter Kaje und Baukosten in Höhe von 1,5 Milliar-
den DM.

(Abg.  Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
Deshalb machen wir ja 800 Meter für 500

Millionen DM!)



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 13. Sitzung am 22. 03. 00924

(A) (C)

(B) (D)

Sie vergessen bei der Kostenangabe schlicht, dass
es eben nicht nur um den Ausbau von Kajen geht,
meine Damen und Herren, es geht auch um den Ge-
winn von Gelände, um neue Flächen, um Flächen-
ausbau bis nach Imsum, um neue Gleisanlagen, um
den Ausbau neuer Autobahnen und um Aufstellflä-
chen. Es geht also auch um riesige Flächen, und es
geht, das wurde auch gesagt, um Ausgleichsflächen,
meine Damen und Herren. Sie unterschlagen in der
Antwort des Senats einfach, dass es sich hier in der
Tat um FFH-Gebiet handelt, höchst wertvoll. Damit
wird  ein  Ausgleich,  wenn  denn  ein  Ausbau  kom-
men sollte, natürlich enorm teuer, der ist aus dem
Haushalt gar nicht zu finanzieren. Sie reden eigent-
lich nur über den Ausbau einer Kaje, aber verschwei-
gen, dass es sich um eine völlige Veränderung des
Landschaftsbildes handeln wird. Es wird eine völlig
neue Region, und das muss man bei dieser Debatte
mit berücksichtigen, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Weddewardener jedenfalls, die Imsumer, die
Dorumer, die Langener werden sich freuen und ha-
ben schon ihren Widerstand signalisiert. Es gibt zahl-
reiche Bürgerinitiativen, und es wird Klagen geben,
weil ein Stück Lebensqualität, aber auch ein wert-
volles Stück Wattgelände, einmalig in Europa, un-
wiederbringlich verloren geht. Deshalb sind alle Bür-
ger vor Ort in den Dörfern dagegen. Es gibt zahlrei-
che Initiativen, die wir politisch unterstützen, meine
Damen und Herren!

(Abg. B e c k m e y e r  [SPD]: In Wilhelms-
haven auch, nicht?)

Sie können heute, und das wissen Sie auch, Herr
Beckmeyer, nicht einmal den Ausbau des CT III a
aus dem ordentlichen Haushalt finanzieren, Sie müs-
sen ihn bis zum Jahr 2040 abfinanzieren, die Zins-
belastungen sind höher als die eigentliche Investi-
tionssumme, die zur Verfügung steht. Ich frage Sie
dann: Wie wollen Sie eigentlich die 1,5 Milliarden
DM aus dem ordentlichen Haushalt aufbringen? Das
kann nur wieder eine Verschuldungspolitik zu La-
sten der zukünftigen Generationen werden, die wir
so nicht tragen können, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Noch eine Mär, die in der Antwort immer wieder
auftaucht, ist die Frage nach den Arbeitsplätzen, das
wurde eben gar nicht angesprochen. Es ist richtig,
und das bestreiten wir nicht, wir halten das auch
wirklich für sehr wichtig, dass die Hafenökonomie
einer der wichtigsten Pfeiler in der bremischen Öko-
nomie ist. auch Arbeitsplätze sichert und zusätzli-
che Arbeitsplätze schafft. Wir bitten aber bei den
Angaben in der Antwort des Senats um doch ein biss-
chen mehr Seriosität.

Bei den ersten Planungen, das wird Herr Beck-
meyer noch wissen, für den Ausbau des CT III sind
zirka  2400  zusätzliche  Arbeitsplätze  versprochen
worden, darauf basierten die Kosten-Nutzen-Rela-
tionen. Jetzt steht in der Antwort, es gibt immerhin
noch 1989 Arbeitsplätze, und damit wäre ja eigent-
lich  die  Prognosezahl  erreicht.  Dieser  Taschen-
spielertrick unterschlägt natürlich, dass de facto, zu-
mindest  im  Containerbereich,  1500  Arbeitsplätze
weniger geschaffen worden sind als versprochen,
meine Damen und Herren. Das ist die Arbeitsmarkt-
politik der großen Koalition!

Jetzt zu den Alternativen! Das ist ja wichtig bei
dieser Debatte, der Kollege Töpfer hat es hier im
Detail angesprochen, diese Alternativen, die Herr
Töpfer vorschlägt, kommen ja sozusagen nicht aus
ihm heraus allein,

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Na, na! — Abg.
T e i s e r  [CDU]: Er bestreitet das Vorhan-

densein von Experten!)

sondern sind in einem Expertenkreis erarbeitet und
dann sozusagen in die Debatte gebracht worden. Sie
sind also bereits einer ordentlichen Prüfung unter-
zogen. Wenn Herr Töpfer das noch einmal ex post
überprüft, dann belegt das nur die These, dass es
Alternativen gibt.

Ich stelle einmal die Frage: Warum soll es eigent-
lich keinen Dockhafen geben? In Amsterdam wird
ja gerade ein solcher Liegeplatz gebaut. Sie behaup-
ten in der Antwort des Senats einfach, das ginge
nicht,  aber  es  fehlen  jegliche  Belege,  warum  das
nicht geht. Jetzt ziehen Sie sogar schon alte Schleu-
sentore heran, die Sie auf diesem wertvollen Gelän-
de lagern wollen. Meine Damen und Herren, das ist
doch wirklich keine seriöse Politik!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich würde sagen, das ist eine Alternative. Sie ist
es wert, ernsthaft geprüft zu werden, und die ande-
ren Alternativen, die in der Debatte sind, genauso.
Nicht ohne Grund läuft Rotterdam gerade Sturm
gegen das Projekt in Amsterdam und sagt, das wäre
eine falsche Beihilfe gemäß der EU-Richtlinie, weil
sie Angst davor haben, dass dieser Hafen ihnen Wett-
bewerbsvorteile abnimmt, da mit diesem System ei-
ne Umschlagsbeschleunigung um das Doppelte zu
erwarten ist.  Das  ist  der  einzige Grund dafür, wa-
rum Rotterdam gegen diesen Ausbau operiert. Das
zeigt eigentlich ganz deutlich, wie praxisnah und
realistisch eine solche Alternative ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich frage Sie ernsthaft, meine Damen und Her-
ren, warum soll es bei der traditionsreichen Hafen-
politik nicht einmal eine intelligente Lösung geben?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Sie betrachten das Problem des Ausbaus des CT IV
wirklich sehr isoliert. Wir haben eben auch regional-
politisch argumentiert, und man muss auch die Re-
gion einbeziehen. Wenn es wahr ist, dass die Schiffs-
größen steigen und die Außenweser nicht weiter ver-
tieft werden kann, wenn es wirklich wahr ist, dass
Hafenkooperationen mit Niedersachsen auf der Ta-
gesordnung stehen, das haben wir ja gerade vom
Bürgermeister gehört, wenn sich sogar bremische
Gesellschaften an niedersächsischen Häfen mit meh-
reren 100-Millionen-DM-Beträgen beteiligen, wenn
dann auch noch FFH-Gebiete, schützenswerte Ge-
biete, geschützt werden können, warum dann nicht
die Zukunft jetzt gleich gestalten?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Warum machen wir nicht eine Paketlösung, jetzt
die regionale Politik und den Verzicht auf den Aus-
bau von CT IV nach Norden? Die Beteiligung Bre-
mens, und das kommt in der Debatte immer viel zu
kurz, an einem gemeinsamen Tiefwasserhafen, ob
das nun Cuxhaven oder Wilhelmshaven ist, da will
ich mich gar nicht einmischen, wo auch immer, kann
den Verzicht des Ausbaus von CT IV nach Wedde-
warden bedeuten.

Eine solche Hafenkooperation wäre auch niemals,
auch jetzt noch nicht, zum Nachteil der bremischen
Häfen aus folgenden Gründen: Erstens, als gemein-
samer Teil eines großen Hafenareals — wie Rotter-
dam das ja auch ist, keine Hafenstadt mehr, son-
dern als Hafenareal — wäre Bremerhaven am Um-
schlagsaufkommen der tiefergehenden Großschiffe
und der Großreeder weiterhin beteiligt, denn Bre-
merhaven bliebe ja weiterhin im Gesamtangebot der
großen Reeder enthalten.

Zweitens, ein gemeinsamer Betreiber beider Hä-
fen kann in seinem Verbund, wenn es nämlich nur
der eine ist, für die Auslastung beider Hafenstand-
orte sorgen, und das wäre bei der Entwicklung der
Schiffsgrößen nur zum Vorteil für Bremerhaven. Drit-
tens, eine gemeinsame Hafenpolitik kann gemein-
same Rahmenbedingungen setzen. Das ist besser als
eine Konkurrenzsituation, zum Beispiel bei den Ha-
fengebühren.

Wenn Sie sich einmal vor Augen führen, dass Wil-
helmshaven den Weser-Jade-Port bis zum Jahr 2006
in Betrieb nehmen will,

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Der träumt!)

und Sie wollen bis zum Jahr 2005 CT III a fertig ha-
ben, Sie fangen dann erst sozusagen im Jahr 2006
ebenfalls mit CT IV an, dann handelt es sich um eine
klassische Parallelinvestition in Milliardenhöhe, und
die kann man jetzt bereits vermeiden, meine Da-
men und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen —
Glocke)

Zweimal 1,5 Milliarden DM, Herr Beckmeyer, kön-
nen auch Sie nicht finanzieren. Deshalb sage ich an
dieser Stelle, eine vorzeitige Hafenkooperation wäre
sozusagen eine Lebensversicherung für die bremi-
schen Häfen, und die sollte man nicht aus dieser De-
batte entnehmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kastendiek.

Abg. Kastendiek (CDU): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Schramm,
wenn Sie von abgestimmter Politik in den Regionen
sprechen, dann, finde ich, sollten Sie das erst ein-
mal in Ihrer eigenen Partei praktizieren und voran-
treiben. Hier in Bremen und Bremerhaven stellen
Sie sich hin und sagen, nein, wir brauchen CT IV
nicht, weil es ja den Weser-Jade-Port gibt, und in
Wilhelmshaven stellen sich Ihre Parteifreunde, mit
denen Sie auch gemeinsam die Vorträge der Wil-
helmshavener  Hafenwirtschaftsvereinigung  besu-
chen, genauso hin und sagen, der Weser-Jade-Port
darf nicht kommen, weil CT IV kommt. Meine Da-
men und Herren, unglaubwürdiger kann eine Posi-
tion einer Partei, die sich ja immer so global ab-
stimmt, nicht sein!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Es hat mich heute Nachmittag schon so ein biss-
chen gestört, wie Sie, Herr Schramm, als Bremer-
havener über die bremischen Hafengruppen spre-
chen. Wir als Bremer sollten uns einmal erlauben,
so über die Bremerhavener Hafengruppen zu spre-
chen, ich wäre einmal gespannt, wie da dann die
Entrüstung wäre. Sie müssen sich aber darüber im
Klaren sein, was Sie wollen, Herr Schramm. Wollen
Sie eine hohe Wertschöpfung, die in den bremischen
Hafengruppen stattfindet? Dann müssen Sie auch
Anlagen, die abgängig sind, sanieren. Das heißt, Sie
können nicht 38 Millionen DM als Sanierungskosten
für die nördliche Kaje im Holzhafen als solche kriti-
sieren, aber dann gleichzeitig sagen, wir brauchen
eine hohe Wertschöpfung und eine hohe Lokoquote.
Genau diese wird im Holzhafen in Bremen realisiert.
Deswegen, Herr Schramm, ist das auch ein Punkt,
an dem Sie völlig unglaubwürdig und nicht konse-
quent argumentieren und handeln.

(Beifall bei der CDU)

Die Frage nach der Rentabilität wird im Vorfeld
von Investitionsmaßnahmen gestellt. Die Grundla-
gen, die damals die Berechnung der Rentabilität wa-
ren, sind eingetroffen. Schauen Sie nach, dann wer-
den Sie feststellen, wie rentabel solche Anlagen sind.
Ich glaube sogar, dass die Rentabilität noch viel hö-
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her ist, als damals festgelegt. Deswegen ist auch das
Argument und die Frage nach der Rentabilität eine
völlig verkehrte in diesem Zusammenhang. Man darf
nicht meinen, nur weil man eine Frage stellt, dass
man dann gleich die richtige Frage gestellt hat. Man
muss sich auch überlegen, ob die Fragen wirklich
weiterhelfen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Die  nach  der  Rentabilität  hilft

nicht weiter?)

Das, was Sie auch als die große Alternative ange-
sprochen haben, Herr Schramm und ebenfalls Herr
Töpfer, ist der Dockhafen. Der Dockhafen ist dann
der Punkt, an dem die Bevölkerung in Weddewarden
ruhig zu stellen ist, wo der Naturschutz Frieden fin-
det. Ich glaube, viele wissen gar nicht, worüber Sie
hier sprechen, dass Sie bewusst die Öffentlichkeit
in die Irre führen. Ein Dockhafen bedeutet, dass Sie
nicht nach Norden eine Kaje bauen, sondern, wenn
man sich das einmal als gerade Linie vorstellt, dann
in Richtung Weddewarden ein künstliches Hafen-
becken erstellen mit einer Tiefe in Richtung Deich
von mindestens 300 bis 350 Metern, denn Sie müs-
sen ja die großen Schiffe irgendwie abfertigen. Von
der jetzigen Kajenlinie bis zur Außendeichlinie sind
es nur 500 Meter. Das heißt, weil ich natürlich mit
Vancarriern an der Spitze dieses Dockhafens vor-
beikommen muss, dass ich den Umschlag und die
Lärmbelästigung direkt an das Dorf Weddewarden
ziehe durch diese Lösung.

Allein dadurch, meine Damen und Herren, wird
schon deutlich, wie absurd Ihre Vorstellung ist, wenn
Sie sagen, wir müssen diese Maßnahme in Einklang
mit Weddewarden bringen. Sie produzieren dort den
Streit, Sie versuchen, Nebelbomben zu werfen, die
nicht hilfreich sind.

Der zweite Punkt, warum der Dockhafen zwar
baubar, aber unrealistisch ist, machbar ist das alles,
das hat ja keiner gesagt, das dürfen Sie auch nicht
unterstellen, dass das nicht machbar ist. Das ist tech-
nisch machbar, es ist technisch fast alles machbar.
Man muss sich nur überlegen, welche Kosten ent-
stehen. Ein Dockhafen hat den Nachteil, dass Sie
links und rechts eine Kaje haben. Die Kajenflächen
in Bremerhaven sind aufgrund der geographischen
und nautischen Gegebenheit sehr teuer. Das heißt,
Sie haben bei einem Liegeplatz nicht 300 oder 350
Meter Kaje, sondern Sie haben 700 bis 800 Meter
Kaje. Sie verdoppeln die Ausbaumaßnahmen, um
da ein Scheingefecht zu führen, und das muss auch
deutlich werden. Wie wollen Sie das denn finanzie-
ren, wenn Sie ernsthaft mit einer Dockvariante argu-
mentieren?

Also, meine Damen und Herren, machbar ist das
alles, aber wenn man hier schon ehrlich argumen-
tiert, muss man auch sagen, welche Kosten dahinter
stehen. Bei einer Docklösung entstehen die doppel-

ten Kosten wie bei einer normalen Verlängerung des
CT IV.

Wenn ich mir dann den letzten Punkt bei einem
Dockhafen vornehme, warum das ja alles die Alter-
native zu CT IV ist! Der Flächenverbrauch eines sol-
chen Dockhafens ist immens größer, als wenn Sie
die Kaje einfach nur verlängern, denn das Problem
des Containerterminals, Herr Töpfer, sind nicht die
Aufstellflächen. Das heißt, Sie können einen Groß-
teil des Umschlags von CT IV auf den vorhandenen
Flächen hinter CT III a realisieren. Insofern brau-
chen Sie nur Kajenkapazitäten, was auch in dem Be-
richt des Senators für Häfen zu lesen ist. Herr Töp-
fer, vielleicht sollten Sie sich einmal kurzschließen
mit Ihrem Kollegen Beckmeyer, der hat das damals
vorgetragen,  und  das  ist  so  auch  einstimmig  zur
Kenntnis gegeben und sogar beschlossen worden.

Es war damals völlig unstrittig, dass wir ein Ka-
jenkapazitätsproblem haben und kein Flächenkapa-
zitätsproblem. Das heißt, wenn Sie einen solchen
Dockhafen bauen, verbrauchen Sie ein viel größe-
res Maß an Fläche, haben Sie einen viel größeren
Eingriff in die Natur als bei einer normalen Verlän-
gerung um 800 Meter. Meine Damen und Herren,
ich glaube, das zeigt deutlich, wie ernsthaft die Al-
ternative Dockhafen zu sehen ist.

Eine letzte Äußerung, denn da muss die SPD dann
auch irgendwann erklären, wie sie zum Koalitions-
vertrag steht! Der ist in dieser Frage eindeutig. Die
Entscheidungen in der vergangenen Legislaturpe-
riode waren auch eindeutig. Sie sagen, wir wollen
mit einem Planfeststellungsverfahren für den Aus-
bau von CT IV im Jahr 2001 beginnen. Das ist eine
klare Aussage. Ich glaube, dass man, so ehrenhaft
Ihre Position, Herr Töpfer, auch ist, ich finde, dieses
Engagement sollte man auch nicht in Zweifel zie-
hen, das nehme ich Ihnen persönlich ab, hat dies
mit der Politik der großen Koalition nichts zu tun.

Es gibt, und auch das zeigt dieser Bericht des Lan-
deshafenausschusses vom Oktober 1998, zum Aus-
bau von CT III a und CT IV keine Alternativen. Wer
die Arbeitsplätze sichern will, wer weitere Arbeits-
plätze in Bremerhaven schaffen will, muss ja dazu
sagen und kann sich nicht ständig hinter irgend-
welchen scheinbaren Alternativen, die keine sind,
verstecken. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Herr Kastendiek hat die einzelnen Fakten
so detailliert dargelegt und beantwortet, dass ich
auch etwas arbeitsökonomisch vorgehen und mich
auf einige wenige allgemeine Bemerkungen kon-
zentrieren kann.
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Was die Umsatzentwicklung angeht, so haben wir
alle gemeinsam und zustimmend festgestellt, dass
die bremischen Häfen an der prosperierenden Ge-
samtentwicklung teilgenommen haben und damit
zumindest für den Ist-Zustand belegen, dass sie wett-
bewerbsfähig sind.

Was die Notwendigkeit betrifft, weiter auszubau-
en, so dürfen Sie versichert sein, dass alle Alternati-
ven zu durchdenken sind, sine ira et studio, das steht
völlig außer Frage, und dass wir mit dem Ausbau
von Kapazitäten auch sehr schwierige Finanzie-
rungsfragen zu lösen haben, steht ebenso außer Fra-
ge, denn niemand wird in diesem Hause davon aus-
gehen, als könnten wir etwa beim CT IV, gegenwär-
tig bei den unterliegenden Prognosen und Daten mit
etwa 500 Millionen DM geschätzt, aber das ist kei-
ne Ex-Cathedra-Formulierung, sondern das ist ein
Schätzwert,  eine  Orientierungsgröße,  mit  einer
Handbewegung alle Probleme lösen. Das können wir
nicht!

In Alternativen zu denken ist die Vorgabe für ver-
nünftige Investitionspolitik. Man könnte den Satz
auch umdrehen: Von vornherein zu verengen ist be-
reits der erste Fehler.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Da sind wir alle einer Meinung, und was wir im Mo-
ment im Hafen tun, ist, genau das zu praktizieren.

Herr  Töpfer,  28  Jahre  SPD-Hafenpolitik,  kein
Mensch beanstandet, dass der Hafen hervorragend
ist. Ebbe und Flut kommen von selbst, das andere
sind Herausforderungen, die wir anzunehmen ha-
ben.

(Beifall bei der CDU)

Vielleicht ist auch jemand wie ich, der das Wort In-
vestitionen immer wieder sorgfältig buchstabiert,
nicht eine völlig fehlplatzierte Landratte.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Das habe ich da-
mit auch nicht zum Ausdruck bringen wol-

len!)

Zurück zum Thema! Herr Schramm, erklären Sie
doch in Bremerhaven, dass Sie den CT IV nicht wol-
len!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Macht er doch!)

Aber er macht eine Achterbahnfahrt, bei der man
nie genau weiß, kommt man noch unten an.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Er passt schon auf sich auf, Herr

Hattig!)

Ja, es hängt aber auch mit den Sicherheitsvorkeh-
rungen  genereller  Art zusammen.  Allein  kann  er
nicht aufpassen.

(Heiterkeit)

Wenn wir einmal bei dem Rollenspiel bleiben, dass
Sie auf sich aufpassen und ich mehr um die gene-
rellen Sicherheitsvorkehrungen besorgt bin, dann
erlaube ich mir, einen Erfahrungsgrundsatz weiter-
zugeben, der, glaube ich auch, jedenfalls nach dem,
was wir bisher diskutiert haben, in diesem Fall durch-
aus Gewicht hat. Das Investment in eine Going Com-
pany ist immer billiger, als etwas Neues zu tun. Wenn
wir also die vorhandene Hafenstruktur ausbauen,
wird das im Zweifel billiger als alle Alternativen,
wobei die Kostenfrage nicht auch die abschließen-
de Antwort sein kann, dass irgendwann ein Tiefsee-
hafen eine Herausforderung auch für die bremischen
Häfen ist. Das muss hier in diesem Haus auch nicht
des  Längeren  und  Breiteren  ausgeführt  werden.
Aber wir brauchen weitere Kapazitäten, so einfach
ist die Erkenntnis, und die Frage lautet doch „nur“,
wohin setzen wir diese Kapazitäten, wo bauen wir
sie aus, und da gilt die generelle Erfahrung, die er-
laube ich mir noch einmal zu wiederholen, das In-
vestment in eine Going Company, in eine vorhan-
dene Infrastruktur ist im Zweifel, das will besagen,
nach genauer Prüfung, das bessere Investment.

Herr Töpfer, ich schätze Sie als sehr sachkundi-
gen, hafenorientierten und manchmal auch mit Lei-
denschaft gesegneten Mann zu all diesen Fragen.

(Beifall bei der SPD)

Aber das sollten wir doch hier nicht so formulieren,
als hätten wir alle Ihre Anregungen in den Wind
geworfen und uns nicht intensiv mit all diesen Fra-
gen beschäftigt. Nun will ich nicht alles wiederho-
len, was Herr Kastendiek sehr zutreffend gesagt hat.
Es ist so, dass wir alle diese Dinge geprüft haben,
aber sie sind nicht lebensfähig aus wirtschaftlichen
und/oder aus technischen oder aus anderen Erwä-
gungen. Es ist ja nicht das erste Mal, dass Sie zu
diesem Thema reden, sondern wir sind ja durch Sie
immer wieder auf die Problematik hingewiesen wor-
den, und ich erlaube mir hinzuzufügen, ich bemühe
mich, auch in den Häfen das so genannte rituale
Wissen immer wieder zu unterbrechen und durch
neue Fragen aufbrechen zu lassen, denn die Be-
triebsblindheit ist ja nicht nur ein Faktum, das in
Unternehmen vorkommt, es kann auch in solchen
Organisationen vorkommen. Sie dürfen also, und das
meine ich mit großem Ernst und Nachdruck, sehr
versichert sein, dass wir alle solche Anregungen auf-
nehmen.

Aber, und nun komme ich zu einem weiteren mehr
generellen Gesichtspunkt, der aber sehr konkrete
Wirkungen hat, Sie sollten freundlicherweise auch
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bedenken, dass kundenorientiert heute heißt, ich
habe das eben heute Nachmittag schon gesagt, wie
stellt sich eigentlich ein Reeder in Zukunft einen
Hafen vor. Wenn wir einmal unterstellen, der Kolle-
ge Beckmeyer wird das sicher so bestätigen, dass
Häfen, von ihrer geographischen und nautischen
Qualität einmal abgesehen, mehr und mehr ein wett-
bewerbsähnliches Angebot werden, dann müssen
wir sehr sorgfältig darauf achten, was denn unsere
Kunden, der nächste Großreeder, ich sage einmal
Maersk oder andere, von einem Hafen erwarten, und
da werden wir nicht übersehen dürfen, dass im
Grunde, ich sage den Satz zurückhaltend, für jeden
Reeder der Hafen zunächst Hafen ist. Er prüft ihn
auf seine Kosten und auf seine Servicestrukturen und
auf seine möglicherweise individuell zugeschnitte-
nen Antworten.

Wenn  auch  das  alles  wieder  richtig  ist,  dann
kommt zu den Gründen, und davon bin ich über-
zeugt, die Sie eben angeführt haben und die ich
beantwortet habe mit, sie lassen sich entweder tech-
nisch oder wirtschaftlich nicht rechtfertigen, noch ein
weiterer hinzu: Wir können den Reedern keinen Fli-
ckenteppich — darf ich das einmal so ausdrücken?
— anbieten. Wir können nicht hier ein Stück und da
ein Stück und überhaupt noch ein Stück, sondern
wir müssen zusammenhängende und damit kosten-
und serviceorientierte Angebote machen.

Wenn ich das alles zusammen nehme und dann,
ich habe etwas gelächelt, als ich das hörte, wie Sie
das hier so darstellen, ich erlaube mir da, das Urhe-
berrecht in Anspruch zu nehmen, dass ich auf die
Nachbarn zugegangen bin und gefragt habe, wie
stellt ihr euch eigentlich einen Hafen in Wilhelms-
haven vor, wie stellt ihr euch das in Cuxhaven vor,
wie stellt ihr euch das ohne Bremen vor, wie stellt
ihr euch das in eurer Haushaltslage vor? Das sind
doch alles Fragen, die wir vor der eigenen Haustür,
wie soll ich sagen, morgens mit dem Bäcker und mit
der Milch geliefert bekommen, nämlich die uns
selbst existentiell betreffen. Da ist doch die Bereit-
schaft, uns zuzuhören und sich auf das Know-how
eines Bremer und Bremerhavener Hafens, einer Bre-
mer  gegebenen  Struktur  einzulassen  und  damit
Steuergelder zu sparen, doch sehr beträchtlich.

Herr Schramm, Fehlinvestitionen, die Frage kann
man doch zunächst nur unter dem Gesichtspunkt
stellen, wo ist denn die gegenwärtige Investition
bestplatziert? Das habe ich mich bemüht anzudeu-
ten, und da muss sich der fragen, der ganz neu, so-
zusagen im statu nascendi, auf solche Dinge zugeht,
ob ich das überhaupt verantworten kann.

Auch diese Fragen, um auf den Kontext der heu-
tigen nachmittäglichen Diskussion zur Regional-
wirtschaft einzugehen, kann man nicht mit erhobe-
nem Zeigefinger stellen, sondern man geht auf die
Nachbarn zu und versucht, über Einsicht zu einer
allgemein zielführenden Entscheidung zu kommen.

Nun fasse ich es zusammen: Die heißt aus meiner
Sicht, CT IV ist nach allem, was ich bisher weiß, in
Bremerhaven best aufgehoben, erste Feststellung.
Die zweite Feststellung: Wir müssen uns darüber hin-
aus fragen, wie kann es denn dann weitergehen, und
da sind wir bei den Nachbarn gut aufgehoben und
die hoffentlich auch bei uns. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/243, auf die Große
Anfrage  der  Fraktionen  der  SPD  und  der  CDU
Kenntnis.

Schärfere Gesetze gegen Kinderschänder

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 6. März 2000

(Drucksache 15/229)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Liberalisierung   der   Strafgesetzgebung   hat   in
Deutschland dazu geführt, dass gerade im Bereich
von Sexualstraftaten mit Kindern und Jugendlichen
eine Abschreckung kaum noch gegeben ist. Inso-
fern ist eine deutlich steigende Tendenz bei den po-
lizeilich erfassten Fällen von sexuellem Missbrauch
von Kindern in Deutschland festzustellen. Meine
Damen und Herren, waren es 1990 noch 12.741 Fäl-
le, so sind es 1998 schon 16.596 Fälle. Ich sage Ih-
nen nichts Neues, dass die Dunkelziffer weitaus hö-
her liegt. Nach Aussage der bayerischen Sozialmi-
nisterin Frau Stamm werden mit Kinderpornohandel
jährlich in Deutschland 1,5 Milliarden DM verdient.
Auch der schändliche Sextourismus, um im Ausland
Kinder und Jugendliche zu missbrauchen, ist eine
Schande unserer Gesellschaft.

Sie sehen allein an diesen Zahlen, dass dringen-
der Handlungsbedarf besteht. Deshalb müssen wir,
wie es auch die bayerische Landesregierung fordert,
bei dringendem Verdacht von sexuellem Missbrauch
und  Kinderpornohandel  die  Telefonüberwachung
von Verdächtigen zulassen. Jetzt kommt der große
Unterschied zwischen den so genannten demokra-
tischen Altparteien und der Deutschen Volksunion:
Sie denken zuerst an die „armen“ Täter, also an die
Straftäter, wir, die Deutsche Volksunion, denken zu-
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allererst an die armen Kinder und Opfer und deren
Eltern.

Meine Damen und Herren, Tatsache ist, dass die
Justiz Sexualstraftäter mit Samthandschuhen anfasst.
Wiederholungstäter bekommen psychologische Be-
treuung, Rechtsbeihilfe, Haftverschonung, Haftur-
laub und so weiter. Da bekommt zum Beispiel ein
Vater, der seinen zweijährigen Säugling missbraucht,
und das ist kein Einzelfall, zwei Jahre auf Bewäh-
rung, meine Damen und Herren! Das sage ich Ih-
nen ganz klar und deutlich: Bei einer Regierungs-
verantwortung der Deutschen Volksunion wären sol-
che Urteile nicht möglich. Wir würden rechtmäßig,
demokratisch, rigoros und mit der gesamten Stärke
des Rechtsstaates dafür sorgen, dass die Rechte der
Kinder und Jugendlichen rückhaltlos und uneinge-
schränkt geschützt werden, meine Damen und Her-
ren.

Eines sage ich auch noch einmal ganz klar und
deutlich: Für die Deutsche Volksunion sind die See-
le und das Leben eines Kindes das Wertvollste und
das Heiligste, was es überhaupt gibt. Wer die Seele,
das Leben eines Kindes zerstört und tötet, der hat
keine Rechte und auch keine Gnade verdient. Des-
halb müssen Sexualstraftäter mit der ganzen Härte
des Rechtsstaates bestraft werden.

Meine Damen und Herren, dazu gehört auch, dass
psychologische Gutachten nicht dazu führen dürfen,
dass Täter in relativ kurzer Zeit wieder auf freien
Fuß gesetzt werden. Dazu gehört auch, dass bei Gut-
achten die Gutachter in die Verantwortung einbe-
zogen werden müssen, dass sie Mitverantwortung
übernehmen müssen, wenn Täter wieder rückfällig
werden, meine Damen und Herren. Wer durch sei-
ne Begutachtung dafür gesorgt hat, dass ein Sexual-
straftäter zum Wiederholungstäter wird, muss auch
in die Verantwortung genommen werden. Wir von
der Deutschen Volksunion sind davon überzeugt,
dass dann viele Wiederholungsstraftaten vermieden
worden wären.

Auch die Frage einer strengen Sicherheitsverwah-
rung bei Wiederholungstätern darf kein Tabuthema
sein. Es gibt für uns, für die Deutsche Volksunion,
nichts Schlimmeres als den Missbrauch von Kindern
und Jugendlichen. Ich bin wahrlich kein Freund der
bayerischen  Landesregierung,  meine  Damen  und
Herren, aber wenn die bayerische Landesregierung,
wenn der Ministerpräsident Stoiber in diesem Be-
reich eine schärfere Gesetzgebung fordert und im
Bundesrat dies zum Thema macht, so haben wir alle
gemeinsam die Pflicht und die Verantwortung, dies
uneingeschränkt zu unterstützen. Deshalb müssen
Sie aus der Verantwortung heraus diesem DVU-
Antrag uneingeschränkt zustimmen.

Meine Damen und Herren, Kinder und Jugendli-
che sind unsere Zukunft, und sie haben ein Anrecht
darauf, unbeschadet, unbeschwert heranwachsen zu
können. Wir von der Deutschen Volksunion setzen

uns zuerst für das Opfer ein, dessen Seele zerstört
worden ist und die jetzt quasi lebendig tot ist. Dafür
wird  die  Deutsche  Volksunion  unermüdlich  und
kompromisslos weiter kämpfen, auch wenn Sie, mei-
ne Damen und Herren, alle einheitlich scheinheilig
diesen DVU-Antrag ablehnen werden. — Ich bedan-
ke mich!

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Zachau.

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Es lohnt
sich doch gar nicht!)

Abg. Zachau (Bündnis 90/Die Grünen) *): Sehr
geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Ich finde, eine Auseinandersetzung mit solchen Po-
sitionen lohnt sich immer, und wenn man es immer
wieder macht, nicht weil wir Herrn Tittmann nun
überzeugen können, da scheint mir ein gewisses En-
de erreicht zu sein, sondern einfach, um zu signali-
sieren in dieser Gesellschaft, dass wir so etwas nicht
widerspruchslos hinnehmen.

Herr Tittmann, irgendwie habe ich mich bei Ihrer
Rede eben daran erinnert, dass einer Ihrer parla-
mentarischen Geschäftsführer, ich weiß nicht, ob es
in Sachsen-Anhalt war oder in Brandenburg, ein Dis-
ziplinarverfahren oder Schwierigkeiten bekommen
hat, weil er sich auf einem öffentlichen Gerät Kinder-
pornos angesehen hat. Vielleicht fangen Sie erst ein-
mal in Ihren eigenen Reihen an, bestimmte An-
standsregeln einzuhalten, bevor Sie öffentlich so tun,
dass andere sich dagegen wenden können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Wir hatten übrigens im Januar eine Debatte in die-
sem Haus, in der es um die Aktivitäten gegen Ge-
walt gegenüber Mädchen und Frauen ging. Da wa-
ren Sie nicht anwesend. Dazu haben Sie sich auch
nicht geäußert. Ich finde, wenn Sie so etwas mei-
nen, wie Sie hier sagen, dann sollten Sie sich auch
da, wo es angemessen ist, sachlich einbringen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Sie fordern jetzt schärfere Gesetze gegen Kinder-
schänder, wie Sie das nennen, und wir sollen als
Bürgerschaft die Bundesregierung dazu auffordern.
Ich möchte Ihnen drei Gründe nennen, weswegen
wir das nicht tun: weil Sie erstens die falsche Ziel-
gruppe benennen, zweitens die heutigen Sanktions-
möglichkeiten  des  Strafgesetzbuches  überhaupt
nicht zur Kenntnis nehmen und drittens falsche Sig-
nale setzen.
–––––––

*) Vom Redner nicht überprüft.
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Sie fordern höhere Strafen für Sexualstraftäter. Sie
reden von Kinderschändern, Sie merken schon, noch
nicht einmal die deutsche Sprache verbindet uns an
der Stelle. Strafen sind in diesem Rechtsstaat gleich-
bedeutend mit Verurteilungen. Sie setzen bekannt
gewordene, vollständig ermittelte und beweisbare
Delikte voraus. Genau da ist das erste Problem, dass
die meisten dieser Straftaten überhaupt nicht be-
kannt werden, weil sie im häuslichen Umfeld statt-
finden. Die Dunkelziffer ist extrem hoch.

Wir  sollten  primär  die  Opfer  unterstützen.  Sie
brauchen Maßnahmen, die ihr akutes Leid beenden
und ihnen ein angstfreies, zuversichtliches Leben er-
schließen. Das ist die absolute Priorität, gerade vor
dem Hintergrund dessen, dass eben die wenigsten
Straftaten tatsächlich bekannt werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Nun komme ich zum zweiten Punkt: Welche Mög-
lichkeiten gibt es heute? Es gibt heute die Möglich-
keit, für erwachsene Täter je nach Tat bis zu 15 Jah-
ren Freiheitsstrafe zu verhängen. Die Funktion die-
ser zeitigen Freiheitsstrafen nach Paragraph 38 Straf-
gesetzbuch ist es, dem zu lebenslanger Haft Verur-
teilten auch die Möglichkeit einer Wiedererlangung
der Freiheit zu bieten. Diese Intention ist durch das
Bundesverfassungsgericht   ausdrücklich   bestätigt
worden.

Allerdings kann die Verurteilung zu lebenslanger
Freiheitsstrafe tatsächlich lebenslanges Eingesperrt-
sein bedeuten, nämlich dann, wenn das Gericht eine
besondere Schwere der Schuld des Täters feststellt.

In dieser Weise wurde am 16. März dieses Jahres
ein Mann als der Mörder der zwölfjährigen Karla
verurteilt. Das Gericht sah es in diesem Fall als er-
wiesen an, dass er das Mädchen 1998 überfallen,
sexuell  zu  missbrauchen  versucht,  gewürgt  und
schließlich  bewusstlos  ins  Wasser  geworfen  hat.
Nach fünf Tagen im Koma starb die kleine Karla. Es
geht also! Zu einer Freiheitsstrafe werden Täter ver-
urteilt, die für ihr Tun auch verantwortlich gemacht
werden können. Das ist ein ganz wesentliches Ele-
ment. Das heißt, sie müssen schuldhaft gehandelt
haben.

Für solche Täter, die bei Begehung ihrer Tat ver-
mindert oder gar nicht schuldfähig gewesen sind,
sieht das deutsche Strafrecht so genannte Maßre-
geln der Besserung und der Sicherung vor. Das kön-
nen Sie im Paragraphen 61 des Strafgesetzbuches
nachlesen. Eine mögliche Maßregel ist die Siche-
rungsverwahrung,  diese  kann  sowohl  gegenüber
vermindert schuldfähigen als auch voll schuldfähi-
gen Tätern verhängt werden, wenn es sich dabei
um Wiederholungstäter mit früheren Verurteilungen
oder um besonders gefährliche Täter handelt.

Die  Sicherungsverwahrung  nach  Paragraph  66
Strafgesetzbuch ist bis vor zirka zwei Jahren auf zehn

Jahre beschränkt gewesen. Heute kann sie sogar
unbefristet angeordnet werden. Damit ist es aktuell
möglich,  bestimmte  Täter  bis  an  ihr  Lebensende
wegzusperren. In der Frage, ob dies richtig oder
falsch ist, gibt es unterschiedliche Auffassungen in
diesem Haus. Ich referiere zunächst nur den Sach-
verhalt, und danach besteht einfach diese Möglich-
keit. Das nehmen Sie überhaupt nicht zur Kenntnis,
wie Sie ja auch bei Ihren Anträgen zum Tierschutz
die entsprechenden gesetzlichen Regelungen nicht
zur Kenntnis genommen haben.

Ich finde, das ist erst einmal eine schlechte Aus-
gangslage, wenn sich jemand ernsthaft politisch ein-
mischen will, und Ihre Vorgehensweise zeigt, dass
Sie das in Wahrheit gar nicht wollen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Wir sagen, Sie senden auch ein falsches Signal,
weil Sie so tun, als sei die Täterschaft sozusagen
immer anonym oder sie würde aus anonymen Um-
feldern heraus erfolgen. Es ist leider in der Tat so,
dass  im  familiären  Kreis,  im  Bekanntenkreis  der
Schwerpunkt dieser Straftaten liegt. Insofern gehen
Sie mit Ihrer ganzen Propaganda, dass es sich um
irgendwelche Monster handelt, die anonym sind, die
irgendwie entfremdet sind, an dieser Normalität der
Straftaten vorbei. Das finden wir auch nicht richtig!

Wir fordern Sie auf, Herr Tittmann, bevor Sie sol-
che populären, populistischen und verzerrten An-
träge stellen, sich endlich auch mit den Sachverhal-
ten zu diesen einzelnen Anträgen auseinanderzu-
setzen. Dann können Sie auch erwarten, dass man
sich ernsthaft mit Ihnen auseinandersetzt.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das wollen
Sie doch gar nicht!)

Ich habe Ihnen ja nun einige Dinge exemplarisch
genannt! Wer nur wegen der Effekthascherei hier
laute Sprüche klopft, ohne den Sachverhalt zu be-
rücksichtigen,  verdient  es  im  Grunde  genommen
nicht, anständig zur Kenntnis genommen zu werden.
— Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Herr Zachau, Sie
haben immer solche Angst vor den Argumenten,
dass Sie meine Anträge, meine Begründungen in die
Zeit verlegen müssen, wenn kein Publikum mehr
da ist. Das ist Tatsache! Zweitens, ich kann mich noch
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ganz genau entsinnen, dass die Grünen damals Sex
mit Kindern freigeben wollten.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen: Was?)

Daran kann ich mich noch sehr genau erinnern!

Meine Damen und Herren, Ihre Scheinheiligkeit,
mit der Sie alle diesen Antrag angelehnt haben, wi-
dert und ekelt mich an! Die Unverantwortlichkeit
von  Ihnen,  wie  Sie  mit  dem  Thema  Kindesmiss-
brauch umgehen, ist erschreckend! Sie sind wahrli-
che Politiker, Paradebeispiele dafür, dass Sie jedes
Mal beim Bekanntwerden von Kindesmissbrauch,
Kindesmissbrauch mit Todesfolge, also Mord, mit
einem weinerlichen und schauerlichen Gesicht vor
die Kamera treten oder sonst irgendwo und lauthals
verkünden, wie schrecklich das alles ist, wie furcht-
bar das alles ist, und man werde hier schon etwas
politisch unternehmen müssen.

Nur, die Realität, Herr Zachau, sieht anders aus.
Die Täter werden immer noch verhätschelt und mit
Samthandschuhen angefasst, die Opfer, also die Kin-
der, werden mit ihren Eltern zusammen schäbig im
Stich gelassen,

(Abg. Frau S c h r e y e r  [CDU]: Das
stimmt doch gar nicht!)

und nach einer Woche heuchlerischer Bekennungen
und Bekundungen von politisch Verantwortlichen ist
bis zum nächsten Fall alles wieder vergessen. Das
kann es ja wohl nicht sein, meine Damen und Her-
ren!

Ich als verantwortlicher DVU-Parlamentarier wer-
de mich niemals mit solcher heuchlerischen Verhöh-
nung der Opfer abfinden. Ich werde mich auch nicht
mit Ihren beruhigenden Worten zufrieden geben,
man werde schon irgendwann einmal dagegen et-
was unternehmen, es werde etwas getan. Herr Za-
chau, es ist ja nicht umsonst, dass die bayerische Lan-
desregierung hier Initiativen im Bundesrat von der
Bundesregierung fordert. Das kommt ja nicht von
umsonst!

Meine Damen und Herren, diese leeren Worthül-
sen höre ich schon seit Jahren, und auch der Bürger
glaubt Ihnen das nicht mehr, was Sie eben gesagt
haben. Deswegen müssen Sie auch meine Redebei-
träge hier unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt-
finden lassen.

Es geht um die Seele und um das Leben unserer
Kinder. Diesbezüglich dauern Ihre jahrelangen Ent-
scheidungen, bis hier endlich einmal effektiv etwas
Konstruktives  passiert,  einfach  zu  lange.  Deshalb
dieser DVU-Antrag, den Sie hier alle einheitlich und
scheinheilig zu Lasten unserer Kinder und deren El-
tern mit einer nichts sagenden Begründung abge-
lehnt haben! Ich überlasse es Ihnen, meine Damen
und Herren, den Opfern, den Kindern und ihren El-

tern, zu erklären, dass Sie hier und heute nicht wil-
lens waren, unfähig waren und nicht dazu in der
Lage waren, zum Schutz ihrer Kinder eine klare Ent-
scheidung zu treffen, einem Antrag der Deutschen
Volksunion zuzustimmen, nur weil er von der Deut-
schen Volksunion kommt, meine Damen und Her-
ren.

Ich sage es Ihnen heute ganz klar und deutlich,
dass die Deutsche Volksunion uneingeschränkt eine
Volksabstimmung unterstützen wird, vielleicht auch
starten wird, mit der Frage Wiedereinführung der
Todesstrafe bei Kindesmord. Das Ergebnis, meine
Damen und Herren, könnte ich Ihnen allerdings jetzt
schon mitteilen. Sie alle haben jedenfalls durch Ihre
Ablehnung des Antrags jedes moralische Recht ver-
loren, meine Damen und Herren, den Betroffenen
heuchlerisches Mitgefühl zu äußern

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Jetzt reicht
es endlich!)

und zu bekunden. Ich bedanke mich jedenfalls jetzt
schon im Namen der zukünftigen Opfer für die Ab-
lehnung meines Antrags und empfinde Ihre Haltung
als eine Schande des Parlaments. —  Ich bedanke
mich!

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Die
einzige Schande sind Sie, die es hier gibt!)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  dem  Antrag  des  Abgeordneten  Tittmann,
DVU, mit der Drucksachen-Nummer 15/229 seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Asylmissbrauch konsequent bekämpfen

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 6. März 2000

(Drucksache 15/230)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.
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Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Das
Land Bremen ist wieder einmal, ich betone, wieder
einmal, bundesweit dank Ihrer verfehlten Asylpolitik
negativ ins Gerede gekommen. Die Realität hat Sie
wieder einmal überrollt und schmerzlich eingeholt.
Die Ereignisse, die Tatsachen, haben Ihr Versagen
in der Asylpolitik ganz klar und schwarz auf weiß
dokumentiert und demaskiert.

Das Land Bremen ist zu einem Eldorado von Asyl-
abzockern und Asylschwindlern verkommen. Tat-
sache ist, dass mit einer falschen Identität rund 500
kriminelle Asylschmarotzer, Asylbetrüger schon seit
zirka zehn Jahren eine Summe von sage und schrei-
be 20 Millionen DM ergaunert haben. Dies, meine
Damen und Herren, ist wohl erst die Spitze des Eis-
bergs. Dazu ein Ermittler: Wir rechnen mit noch viel
mehr Fällen. Der wirkliche Schaden von Asylbetrug
geht in die Milliardenhöhe, und das zu Lasten der
Steuerzahler.

Vor dieser Schande Ihrer verfehlten Politik hat die
Deutsche Volksunion als einzige demokratische Par-
tei schon vor Jahren gewarnt. Diese Tatsache konn-
ten Sie schon länger und des Öfteren in der „Natio-
nalzeitung“  von  unserem  Bundesvorsitzenden  Dr.
Frey schonungslos nachlesen.

(Unruhe bei der SPD)

Meine Damen und Herren, bleiben Sie doch ruhig!

(Abg. Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Seien Sie doch ruhig!)

Tatsache ist auch laut Aussage von Innenminister
Schily, vielleicht lachen Sie dann auch noch, dass
95 Prozent der Asylsuchenden Scheinasylanten und
Wirtschaftsflüchtlinge sind. Das ist erst einmal Fakt.
Deswegen müssen 95 Prozent Scheinasylanten her-
aus aus Deutschland, und das sofort. Asylbetrüger
haben in Deutschland nichts zu suchen. Das ist auch
zum Schutz der zirka fünf Prozent berechtigten Asyl-
suchenden.

Meine Damen und Herren, Deutschland ist wohl
das einzige Land, der einzige Staat in Europa, in dem
Asylsuchende keine Ausweispapiere zum Nachweis
ihrer Identität vorweisen müssen. Fakt ist, dass wir
dadurch kriminelle Ausländer und Asylschwindler
sehr schwer oder zum größten Teil gar nicht mehr
ausweisen oder abschieben können, weil eben ihre
Identität nicht mehr ermittelt werden kann und auch
andere Länder sich aus gutem Grund weigern, die-
se Asylbetrüger aufzunehmen.

Da hatten wir zum Beispiel jüngst einen Fall in
Hamburg.  Da  sind  jetzt  sage  und  schreibe  3000

Schwarzafrikaner angekommen. Niemand weiß, wo-
her sie kommen und aus welchen Ländern sie kom-
men, meine Damen und Herren. Diese leben dann
hier jahrelang wie die Made im Speck auf Kosten
des Steuerzahlers lustig und munter unbehelligt in
Deutschland weiter. Sie sehen also, meine Damen
und Herren, Asylbetrug zieht sich wie ein Ratten-
schwanz quer durch Deutschland. Das dürfte auch
langsam Herrn Freitag von der SPD im Fall einer
kriminellen Familie aus Wiesmoor, in der letzten Zeit
in Bremerhaven ansässig, auch da wieder kriminell
geworden, jetzt einleuchten.

Meine Damen und Herren, die Behörden schlamp-
ten über Jahre hinaus. So war es diesen Asylbetrü-
gern möglich, über 20 Millionen DM abzuzocken
und für Häuser, teure Designerkleidung, Schmuck,
Handys und so weiter auszugeben. Ich frage Sie,
welche deutschen Familien können sich solche Häu-
ser wie diese Asylbetrüger in Findorff, Hemelingen
und so weiter erlauben?

(Unruhe bei der CDU)

Welche deutsche Familie kann sich so einen Lu-
xus erlauben wie diese Asylbetrüger? Aber meine
Fragen werden Sie mir sicherlich gleich beantwor-
ten können, darauf bin ich schon einmal gespannt.
Die Krönung des Ganzen: Nun stellt sich Frau Se-
natorin Adolf hin mit einem weinerlichen Gesicht
und erklärt wider besseres Wissen, das seien quasi
alles Einzelfälle, und eine Kriminalisierung von Asyl-
bewerbern dürfe es nicht geben. Wer soll Ihnen das
denn noch glauben?

Frau Senatorin, Ihre Verharmlosung von Asyl-
betrug und Ausländerkriminalität ist an Unverant-
wortlichkeit und Schamlosigkeit nicht mehr zu über-
bieten. Meine Damen und Herren, die SPD und die
Grünen haben bundesweit geleugnet, dass es über-
haupt massenhaften Asylbetrug gibt. Die CDU hat
in 16 Jahren Regierungsverantwortung nichts da-
gegen unternommen, im Gegenteil! Sie alle gemein-
sam sind durch Ihre Politik für eine so genannte
Fremdenfeindlichkeit, so genannten Rassismus erst
verantwortlich, aber nicht die Deutsche Volksunion,
meine Damen und Herren, damit das einmal ganz
klar und deutlich wird!

Sie verkünden stolz und scheinheilig, man habe
ja nun schon 20 Scheinasylanten abgeschoben. Das
ist ja wohl lachhaft. Sie verschweigen wissentlich,
dass wahrscheinlich die meisten Asylbetrüger gar
nicht abgeschoben werden können, weil ihre Iden-
tität nicht festgestellt werden kann. Meine Damen
und Herren, diese leben dann, wie schon erwähnt,
lustig und munter auf Kosten des Steuerzahlers hier
weiter, so dass sich jeder Normalbürger fragt und
fragen muss, wo leben wir eigentlich, in welchem
Land leben wir eigentlich, wo so etwas möglich ist,
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und ob wir teilweise von Schwachsinnigen regiert
werden.

(Widerspruch bei der SPD, bei der CDU
und beim Bündnis 90/Die Grünen)

Darum fordert die Deutsche Volksunion klar und
deutlich, alle verdächtigen Asylbetrüger sofort in
Sammelunterkünften, quasi in Abschiebehaft, un-
terzubringen, und steht nach einer schnellen Über-
prüfung fest, dass sie widerrechtliche Leistungen
bezogen haben, also betrügerisch gehandelt haben,
dann sofort rigoros raus aus Deutschland und nie
wieder einreisen lassen! Das ist auch, wie schon er-
wähnt, zum Schutz der fünf Prozent, die hier recht-
mäßig leben, meine Damen und Herren.

Unter Verkennung der Bedeutung von bestehen-
den Gesetzen gewährten immer mehr aus der acht-
undsechziger Generation hervorgehende selbstherr-
liche Kirchenfürsten verbrecherisches Kirchenasyl!
Diese Tatsache konnten Sie auch unlängst aus der
Tagespresse entnehmen, meine Damen und Herren.
Ich sage es ganz klar und deutlich, eine Gewährung
von Asyl ist allein Sache des Staates und nicht der
Kirche, die damit eindeutig einen Rechtsbruch be-
geht. Wer abgelehnte Asylbetrüger oder Asylab-
zocker oder ausländische Kriminelle zum Verbleib
anstiftet oder ihnen dazu Hilfe leistet, macht sich
eindeutig wegen Strafvereitelung strafbar, meine
Damen und Herren. In keinem anderen Land wer-
den Asylverfahren so genau und präzise und straf-
rechtlich geprüft wie in Deutschland. Deshalb ver-
langt die Deutsche Volksunion von den Kirchenfürs-
ten, von den Kirchenleitungen, dass sie rechtsstaat-
lich getroffene Entscheidungen uneingeschränkt ak-
zeptieren und rechtsstaatlich handeln, meine Damen
und Herren.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dann gehen Sie einmal mit gu-

tem Beispiel voran!)

Auch die Kirchen haben nicht das Recht, sich ge-
gen unseren Rechtsstaat zu stellen und darüber zu
entscheiden, welche Gesetze sie für rechtmäßig er-
achten und welche nicht. Das kann es ja wohl nicht
sein. Niemand hat das Recht, sich in unserem de-
mokratischen Rechtsstaat über Recht und Gesetz zu

stellen, auch nicht die Kirchen. Da sich die Fälle von
rechtsbrecherischem Kirchenasyl häufen, sage ich
Ihnen, wehret den Anfängen! Die Deutsche Volks-
union verurteilt jegliche Form des Rechtsbruchs auf
das Schärfste und fordert Sie hiermit auf, mit aller
Härte des Gesetzes gegen solche eindeutigen Rechts-
brüche vorzugehen! — Ich bedanke mich!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n [SPD]: Lügen
haben kurze Beine!)

Vizepräsident Ravens: Herr Abgeordneter Titt-
mann,  Sie  haben  vorhin  gesagt,  wir  werden  von
Schwachsinnigen regiert. Das weise ich zurück! Im
Übrigen bitte ich Sie, sich bei Ihrer Wortwahl des
Öfteren einmal zu mäßigen, auch wegen des Anse-
hens des Parlaments!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen — Abg. T i t t -

m a n n  [DVU]: Habe ich schon!)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  dem  Antrag  des  Abgeordneten  Tittmann,
DVU, mit der Drucksachen-Nummer 15/230 seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, damit sind wir am En-
de  der  Tagesordnung.  Wir  sehen  uns  morgen  um
zehn Uhr wieder.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.25 Uhr)
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